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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 2 Minuten 
Präsident Dr. Martin Strimitzer :  Ich e r -

ö f f n e die 527. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 526. Sitzung des 
Bundesrates vom 8. März 1 990 ist aufgelegen. un­
beanstandet geblieben und gilt daher als geneh­
migt. 

K r  a n  k gemeldet hat sich Frau Bundesrätin 
Hedda Kainz. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt sind zwei Anfragebeant­
wortungen, die den Anfragestellern übermittelt 
worden sind. 

Die Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl­
tigt und auch an alle übrigen Mitglieder des Bun­
desrates verteilt. 

Eingelangt sind ferner jene Beschlüsse des Na­
tionalrates. die Gegenstand der heutigen Tages­
ordnung sind. 

Ich habe diese Beschlüsse den in Betracht kom­
menden Ausschüssen zur Vorberatung zugewie­
sen. 

Die Ausschüsse haben diese Vorlagen einer 
Vorberatung unterzogen und schriftliche Aus­
schußberichte erstattet. 

Ich habe alle diese Beschlüsse auf die Tagesord­
nung der heutigen Sitzung gestellt. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht'? 
- Dies ist nicht der Fall. 

Behandlung der Tagesord nung 

P räsident: Aufgrund eines mir zugekommenen 
Vorschlages beabsichtige ich, die Debatte über die 
Punkte 5 und 6 sowie 8 und 9 der Tagesordnung 
unter einem abzuführen. 

Die Punkte 5 und 6 betreffen 

ein Zweites und ein Drittes Zusatzprotokoll 
zum Abkommen zwischen der Republik Öster­
reich und der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft im Anschluß an den Beitritt des Königrei­
ches Spanien und der Portugiesischen Republik 
zur Gemeinschaft. 

Die Punkte 8 und 9 betreffend die Novellie­
rung des 

Gehaltsgesetzes 1 956, des Richterdienstgeset­
zes und des Bezügegesetzes sowie des 

Vertragsbedienstetengesetzes 1948 und der 
Bundesforste-Dienstordnung 1986. 

Erhebt sich gegen diese Zusammenziehung der 
Debatte über diese Tagesordnungspunkte ein 
Einwand? - Das ist nicht der Fall. Wir werden 
daher in diesem Sinne vorgehen. 

1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. März 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Paßgesetz 1969, das Grenzkon­
trollgesetz 1969, das Fremdenpolizeigesetz und 
das B undesgesetz vom 7. März 1 968, 
BGBl. Nr. 1 26, über die Aufenthaltsberechti­
gung von Flüchtlingen im Sinne der Konvention 
über die Rechtsstellung der Flüchtl inge, 
BGB!. Nr. 55/1 955, in der Fassung 
BGBl. Nr. 796/ 1984, geändert werden (322/A-II-
9754 und 1 2 1 3/NR sowie 3830/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung ein und gelangen zum 1. Punkt: Bundes­
gesetz. mit dem das Paßgesetz 1969. das Grenz­
kontrollgesetz 1969. das Fremdenpolizeigesetz 
und das Bundesgesetz über die Aufenthaltsbe­
rechtigung von Flüchtlingen im Sinne der Kon­
vention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
geändert werden. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Dr. 
Leopold Simperl übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Leopold Simperl: Herr 
Präsident� Geschätzte Damen und Herren Bun­
desräte� Ich bringe den Bericht des Rechtsaus­
schusses über die vom Präsidenten bereits ange­
führte Materie. 

Der gegenständliche Beschluß des Nationalra­
tes trägt dem Umstand Rechnung, daß das 
Schlepperunwesen und damit verbunden die ille­
gale Einreise von Fremden in der letzten Zeit 
Ausmaße angenommen hat. die nicht länger ohne 
Reaktion des Gesetzgebers hingenommen werden 
können. Sowohl an der Ost- und Südostgrenze 
des Bundesgebietes als auch im Westen werden in 
steigendem Maße Fremde angetroffen, die oft il­
legal in das Bundesgebiet eingereist sind und die 
Absicht haben, illegal in andere Staaten, insbe­
sondere in die Schweiz und die Bundesrepublik 
Deutschland. zu gelangen. Dementsprechend 
steigt auch die Zahl jener Fremden besorgniserre­
gend an, die aufgrund der mit der Bundesrepu­
blik Deutschland, aber auch der Schweiz ge­
schlossenen " Schubabkommen" zurückgenom­
men werden müssen. weil sie von Österreich aus 
die ,.grüne Grenze" zu diesen Staaten überschrit­
ten haben. 

Die Schwerpunkte des vorliegenden Beschlus­
ses des Nationalrates liegen auf folgenden Gebie­
ten: 

527. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 52

www.parlament.gv.at



B u ndesrat - 527. Sitzu ng - 22. März 1990 23843 

Berichterstatter Dr. Leopold Simperl 

Einbeziehung der Transiträume österreichi­
scher Flugplätze in das "Paßinland" und Schaf­
fung der Zulässigkeit einer Grenzkontrolle für 
Transitreisende; 

Erweiterung der Möglichkeiten, illegal die 
Grenze überschreitende Fremde zurückzuschie­
ben; 

Differenzierung der fremdenpolizeilichen 
Handlungsmöglichkeiten durch Einführung der 
.. Ausweis ung"; 

Neufassung der Strafbestimmungen des Frem­
denpolizeigesetzes ; 

Schaffung effizienter und ausgewogener - ge­
richtlicher und verwaltungsrechtlicher - Straf­
tatbestände zur Bekämpfung des Schlepperunwe­
sens. 

Darüber hinaus soll nunmehr die Zurückwei­
sung oder Zurückschiebung eines Fremden in ei­
nen Staat dann unzulässig sein, wenn stichhaltige 
Gründe für die Annahme bestehen, daß in diesem 
Staat sein Leben oder seine Freiheit aus Gründen 
seiner Rasse, seiner Religion, seiner Nationalität. 
seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia­
len G ruppe oder seiner politischen Ansichten 
bedroht wäre oder er dort Gefahr liefe, gefoltert 
oder einer unmenschlichen Behandlung oder der 
Todesstrafe unterworfen zu werden. 

Schließlich soll der Antrag auf Asylgewährung 
auch bei der GrenzkontrollsteIle eingebracht wer­
den können. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 20 . März 1 990 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 4. März 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Paßgesetz 1 969, das Grenzkontroll­
gesetz 1 969, das Fremdenpolizeigesetz und das 
Bundesgesetz vom 7. März 1 968, BGBI. Nr. 126, 
über die Aufenthaltsberechtigung von Flüchtlin­
gen in Sinne der Konvention über die Rechtsstel­
lung der Flüchtlinge , BGBL Nr. 55/ 1 955,  in der 
Fassung BGB\. Nr. 796/ 1 984 geändert werden, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter. 

Bevor wir in die Debatte eingehen , begrüße ich 
den im Hause in Vertretung des Herrn Bundesmi­
nisten; für Inneres erschienenen Herrn Bundes-

minister für Wissenschaft und Forschung Dr. Er­
hard Busek in unserer Mitte . (ALLgerneiner Bei­
[all. ) 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Günther Hummer. Ich erteile ihm dieses. 

9.lO 
Bundesrat Dr. Günther Hummer (ÖVP, Ober­

österreich): Sehr verehrter Herr Präsident! Sehr 
verehrter Herr Bundesminister! Hoher Bundes­
rat! Meine Damen und Herren! Es bleibt meist 
der Nachwelt überlassen, die Tragweite histori­
scher Ereignisse zu ermessen. Man soll sich des­
halb hüten, Ereignisse , die wir als Zeitgenossen 
miterleben. voreilig als .. epochal" oder als "histo­
rische Wendepunkte" anzusprechen. 

Wenn wir allerdings das, was sich in den letzten 
Monaten in Osteuropa ereignete, als einen gewal­
tigen Umbruch und als Wende bezeichnen, so 
wird uns gewiß die Geschichte dereinst recht ge­
ben. Was zurzeit in Europa geschieht, ist nicht 
mehr und nicht weniger als der Zusammenbruch 
der Nachkriegsordn�ng. einer Nachkriegsord­
nung, die fast 45 Jahre lang währte, mit der wir 
lebten und mit der wir uns abgefunden haben . 

Die tiefe Sehnsucht nach Freiheit und Demo­
kratie hat die erstarrte Form von Jalta bersten 
lassen. Wir werden erinnert an das aus den Na­
poleonischen Kriegen stammende Wort von Al­
bert Methfessel: "Der Freiheit Hauch weht mäch­
tig durch die Welt". 

Wir unterschätzen die Schwierigkeiten , meine 
verehrten Damen und Herren. wenn wir es uns 
gewissermaßen in den Logenplätzen der Zeitge­
schichte im großen Welttheater gemütlich ma­
chen und hoffen, daß es die Völker des Ostens 
des einstigen Ostblocks, nun schon selbst schaffe� 
würden, zu Freiheit, Demokratie und Wohlstand 
zu finden . Machen wir es uns nicht zu leicht! Die 
revolutionären Vorgänge in Europa sind wahr­
scheinlich leider noch nicht abgeschlossen. und 
eine neue, bessere Ordnung im gemeinsamen 
Haus Europa wird es erst dann geben, wenn wir 
anstelle der alten, zerborstenen Form eine neue 
Ordnung setzen, als deren Ziel punkt wohl das ge­
meinsame Europa der Vaterländer stehen muß. 

Wenn wir aber nicht alle Hand anlegen - ma­
teriell und ideell -, wird dies Werk sicher nicht 
gelingen. Mit einigen, wenn auch noch so löbli­
chen Spendenaktionen, haben wir gewiß unsere 
Schuldigkeit - etwa gegen Rumänien - nicht 
abgetragen. Ich glaube, daß unter diesem Blick­
winkel der heute in Beratung stehende Beschluß 
des Nationalrates zu beurteilen ist. Jedenfalls soll­
te dieser Tagesordnungspunkt in keiner Weise 
dazu verwendet werden, gewissermaßen politi­
sches Kleingeld zu münzen und in der einen oder 
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anderen Richtung Zensuren zu verteilen. Es be­
darf gerade in diesen Bereichen einer sehr fairen, 
nüchternen und sachlichen, wenngleich engagier­
ten Haltung. 

Der vorliegende Entwurf unternimmt es, den 
gewaltigen Flüchtlingsstrom alls dem Osten zu 
bremsen und zurückzLlstauen . Man hat versucht. 
diese Menschen auf der Flucht. die ihre Heimat 
verlassen haben, einerseits in Asylsuchende und 
andererseits in sogenannte Wirtschaftsflüchtlinge 
einzuteilen. 

Gewiß: Schon die Begriffe "Flucht" LInd 
"Flüchtling" an sich setzen Ausübung von Druck 
und Gewalt begrifflich voraus. Dem Lateinischen 
,.fugire" - flüchtig sein. fliehen - entspricht das 
. .fugare": das "in die Flucht schlagen". Schon im­
mer ist der Begriff " Flucht" mit dem der militäri­
schen Aggression LInd des politischen Drucks aufs 
engste verbunden gewesen. 

Nach völkerrechtlicher Tradition ist Asylwer­
ber der, der einer ganz konkreten Gefahr durch 
seine Verfolger ausgesetzt ist. Man geht deshalb 
gewiß völkerrechtskonform, wenn Menschen. die 
der drückenden Not in ihrer Heimat entrinnen 
wollen oder die nur befürchten, der eben erst ent­
standene Friede könnte trügerisch sein. wohl 
nicht zu Unrecht nicht als Flüchtlinge im klassi­
schen Wortsinn angesprochen werden. 

So definiert die Genfer Flüchtlingskonvention 
als Flüchtling einen Menschen, der aus wohIbe­
gründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Reli­
gion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer be­
stimmten sozialen Gruppe oder der politischen 
Gesinnung verfolgt zu werden, sich außerhalb 
seines Heimatlandes aufhält und nicht in der Lage 
oder im Hinblick auf diese Furcht auch nicht ge­
willt ist. sich des Schutzes seines Heimatlandes zu 
bedienen. 

Dennoch gefällt mir - und wahrscheinlich 
auch Ihnen - der Begriff "Wirtschaftsflüchtling" 
nicht; einmal deshalb nicht, weil er letztlich in 
sich widersprüchlich ist, und zum zweiten, weil 
man dabei doch einen abwertenden Unterton ver­
spürt. Wir Wohlstands- und Konsumbürger, als 
die wir uns gelegentlich wohl bezeichnen dürfen, 
sind wahrscheinlich gar nicht mehr in der Lage, 
wirklich zu beurteilen, geschweige denn nachzu­
fühlen. was es wirklich heißt, in Not und bitterer 
Armut zu leben. 

Trotz alledem muß die Frage erlaubt sein, ob es 
wirklich humanitär wäre, all den Auswanderungs­
willigen - etwa aus Rumänien - ohne Rücksicht 
auf die jetzt gegebene Infrastruktur in unserem 
Lande die Grenzen zu öffnen. Es mag zur Not 
angehen, vorübergehend viele Menschen proviso­
risch in Lagern, Schulen, leerstehenden Wohnun­
gen. Kasernen oder anderen Gebäuden unterZll-

bringen, aber es müßte - was derzeit nicht der 
Fall ist - sichergestellt sein, daß jene Menschen 
so rasch wie möglich in die Bevölkerung inte­
griert werden, das heißt, Wohnstätten und Ar­
beitsplätze erhalten und so rasch zu einer men­
schenwürdigen Existenz finden. 

Dazu bedarf es aber jedenfalls der Solidarität 
Weste uropas: Es ist deshalb dem Bundesminister 
für auswärtige Angelegenheiten Dr. Mock zuzu­
stimmen. wenn er im Rahmen des Europarates 
die rasche Einberufung einer Europäischen Kon­
ferenz zur Bewältigung des Flüchtlingsproblems 
gefordert hat. Es bedarf aber auch der Solidarität 
der westlichen Bundesländer mit jenen. die an 
den Osten angrenzen. 1m übrigen klafft im Be­
reich des Einwanderungswesens in der österrei­
chischen Rechtsordnung eine Lücke, die auch als­
bald geschlossen werden sollte. 

Es darf aber auch nicht vergessen werden, daß 
durch die Abwanderung von großen Teilen der 
Bevölkerung aus den Staaten des ehemaligen Ost­
blocks gewaltige Leerräume entstehen, wodurch 
der Aufbau der Demokratie. einer demokrati­
schen Gesellschaft und eines. wenn auch vorerst 
bescheidenen Wohlstandes verhindert wird. Des­
halb wäre es d a s  Ideal, daß wir die Hilfe an Ort 
und Stelle. und zwar nicht nur im Materiellen. 
sondern auch personell und ideell, leisten und so 
den Menschen dieser Staaten helfen. in Freiheit 
und \Vürde zu leben. denn in vieler Beziehung 
steht etwa Rumänien heute schlimmer da als un­
ser Land im Jahre 1 945. Auch wir hatten damals 
eine wohl sehr bescheidene Infrastruktur. aber 
immerhin wohlbewirtschaftete Bauernhöfe und 
ein bescheidenes. aber doch funktionierendes Ge­
werbe. Der Aufbau im Osten wird deshalb äußer­
ster Anstrengung der Bevölkerung und intensiver 
Hilfe der übrigen europäischen Staaten bedürfen. 

Der vorliegende Nationalratsbeschluß novel­
liert das Paßgesetz 1969, das Grenzkontroll­
gesetz 1969. das Fremdenpolizeigesetz und das 
sogenannte Asylgesetz. Es wird vor allem durch 
Maßnahmen des sofortigen Polizeizwanges die 
Möglichkeit gegeben. Fremde am illegalen 
Grenzübertritt zu hindern beziehungsweise wie­
der zurückzuschieben. 

Ferner soll verhindert werden, daß durch vor­
g.eblichen Transitverkehr eine illegale Einreise in 
Osterreich erreicht wird. Die sogenannte Zurück­
schiebung soll nicht nur bei sofortiger Betretung, 
sondern auch innerhalb von sieben Tagen, und 
zwar im gesamten Bundesgebiet, und nicht nur in 
der Grenzregion, möglich sein. 

Zudem wird im Fremdenpolizeigesetz noch das 
Rechtsinstitut der Ausweisung geschaffen, dem­
zufolge, wenn die Zurückschiebung zu spät 
kommt, die Ausweisung mittels Bescheides der 
Behörde erfolgen kann, wobei einer dagegen ein-
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gebrachten Berufung keine aufschiebene Wir­
kung zukommt. 

Die Novelle trägt aber jedenfalls hinreichend 
dafür Vorsorge. daß jedem Flüchtling die Mög­
lichkeit unbenommen bleibt, jederzeit um Asyl 
anzusuchen. wenn er stichhältige Gründe ange­
ben kann. die ihn als Flüchtling und Asylwerber 
ausweisen. 

Erfreulich ist jedenfalls. daß die Strafbestim­
mung gegen Schlepperei neu gefaßt wurde und 
die Schlepperei in qualifizierten Fällen künftig als 
gerichtlich strafbare Handlung zu ahnden ist. 

Es liegt auf der Hand. daß polizeiliches Verwal­
tungshandeln. wie man heute gerne sagt. repressi­
ven Charakter hat. Man darf es also gewiß nicht 
dabei bewenden lassen. Alle Völker Westeuropas 
sind vielmehr aufgerufen, konzentriert Hilfe zu 
gewähren und mitzuhelfen. den Flüchtlingen eine 
neue Heimat zu geben. 

Österreich hat sich als Asyl- und Flüchtlings­
land stets gut bewährt. Ich nenne hier nur Jahres­
zahlen wie 1945. 1956, 1968 und 1980. Nichts 
deutet darauf hin, daß es in Zukunft nicht so sein 
wird. Ein unkontrolliertes Gewährenlassen des il­
legalen Grenzübertrittes ist aber gewi ß keine Lö­
sung. Eine großangelegte Hilfsaktion sollte dem­
nach unverzüglich in die Wege geleitet werden. 

Durch multinationale Vereinbarungen muß 
darauf gedrungen werden, daß der Schutz der 
Minderheiten, insbesondere auch in den osteuro­
päischen Staaten institutionalisiert wird lind si­
chergestellt ist. 

Unter der Voraussetzung, daß Österreich diese 
seine humanitären Pflichten einhält, sich seiner 
wichtigen politischen Funktion im Herzen Euro­
pas bewußt ist und sich vor Augen hält, daß es 
eine große völkerverbindende europäische Tradi­
tion zu wahren hat, kann man empfehlen. den 
vorliegenden Entwurf des Nationalrates zu ak­
zeptieren und keinen Einspruch zu erheben. (All­
gemeiner Beifall.} 9.�2 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Erich Farthofer. Ich erteile ihm 
dieses. 

9.�2 
Bundesrat Erich Farthofer (SPÖ, Niederöster­

reich): Herr Präsident! Herr Bundesminister! Ge­
schätzte Damen und Herren! Diese Novelle zum 
Paßgesetz, zum Grenzkontrollgesetz und zum 
Fremdenpolizeigesetz soll eine wesentliche Ver­
besserung der derzeitigen Rechtslage bringen. 

Von meinem Vorredner wurde bereits aufge­
zeigt: Ein Asylantrag kann in Zukunft direkt an 
der Grenze gestellt werden. Weiters erfolgt die 
Einbeziehung der Transiträume der österreichi-

schen Flughäfen ins Paßinland. Ähnliche Rege­
lungen gibt es ja bereits in allen europäischen 
Staaten. 

Für mich besonders markant und erfreulich ist 
das Abstellen des kriminellen Schlepperunwe­
sens. Es ist sicherlich ein gemeinsames Anliegen 
von uns allen, daß diese Tat schwerst bestraft 
wird. Auch die Möglichkeit, illegal Einreisende an 
der Grenze zurückzuschieben, ist zu begrüßen. 
Ich darf nur darauf verweisen, daß die Schweiz 
beziehungsweise die Bundesrepublik Deutschland 
alleine im Jahre 1989 fast 8 000 Auswanderer 
nach Österreich zurückgeschickt haben. 

Zur Situation im Ausland. Luxemburg: 24 Pro­
zent Ausländer, Schweiz: 17 Prozent Ausländer. 
Frankreich: 1 1  Prozent Ausländer, Belgien und 
Großbritannien: je 8 Prozent Ausländer. 

In Österreich sind 1 0  Prozent der Bevölkerung 
außerhalb der Republik zur Welt gekommen. Seit 
dem Zweiten Weltkrieg wurde zirka 2 Millionen 
\'Ienschen vorübergehende oder dauernde Zu­
flucht gewährt . 1 945: 400 000 Volksdeutsche und 
Flüchtlinge aus dem Osten: 1956: Hunderttausen­
de Ungarn, davon 1 70 000 Asylanten: 1968 
Zehntausende Menschen aus der CSSR und 198 1 
über 1 00 000 Polen. 

Geschätzte Damen und Herren! Was sich vori­
ge Woche in diesem Haus im Nationalrat abge­
spielt hat. ist, so meine ich, ein trauriges Kapitel 
des österreichischen Parlamentarismus. Ich muß 
mit aller Deutlichkeit betonen. daß ich froh dar­
über bin, daß die Grünen hier in dieser zweiten 
Kammer nicht sitzen, denn ich will auf diese Äu­
ßerungen einiger Mandatare der Grünen nicht 
näher eingehen, geschweige denn auf die Aktio­
nen, die sie wahrscheinlich in der vergangenen 
Woche inszeniert haben. 

Noch einige grundsätzliche Bemerkungen: 
Österreich ist ein traditionelles Asylland. In eier 
internationalen Gemeinschaft sind uns Aufgaben 
gestellt aufgrund der geographischen Lage, auf­
grund der Zeitgeschichte. aufgrund unserer poli­
tischen Situation. Wie wir diese Aufgaben lösen. 
daran werden wir vom Ausland gemessen. 

Hohes Haus! Ich meine. daß die Gewährung 
des Asylrechtes ohne Zweifel eine wirklich hum­
anitäre und völkerrechtliche Verpflichtung des 
österreichischen Staates ist. Dazu gehört sicher­
lich der innenpolitische Rückhalt. Aber. geschätz­
te Damen LInd Herren. ich erlaube mir festzustel­
len, daß dieser innenpolitische Rückhalt in der 
vergangenen Woche nicht vorhanden war. 

Um so ein Problem zu lösen, bedarf es der Ge­
meinschaft der ganzen Gesellschaft. statt dessen 
kamen Angriffe verschiedener Medien. Wenn ich 
so zurückdenke an die teilweise wirklich unter 
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der Gürtellinie liegenden Angriffe gegen unseren 
Minister, dann muß ich dazu einiges feststellen: 
Ich glaube, daß gerade die Massenmedien be i die­
sem Problem wirklich eine große Hilfe leisten 
könnten. Die H ilfsorganisationen, die Kirche 
selbstverständlich, d ie örtlichen Gemeinschaften, 
aber auch die politischen Organisationen sollten 
für d ie soziale Integration sorgen und die Sozial­
partner, Sozialministerium und Wirtschaftsmini­
sterium, für die berufliche Integration. 

Erfreulicherweise hat der Sozialminister in den 
vergangenen Tagen diesbezüglich ja bereits eini­
ges getan. Wünschenswert wäre aber, daß auch 
der Herr Wirtschaftsminister bezüglich "schwar­
zer Schäfchen", bezüglich Schwarzarbeiter Maß­
nahmen setzt, damit die Schwarzarbeit in Öster­
reich nicht überhandnimmt. end das kann sicher­
lich nur auf gesetzlicher Basis geschehen. 

Meine Damen und Herren! Das Schüren von 
Ausländerhaß, aber auch - leider ist der Herr 
Kollege Rumpold heute nicht hier - politische 
Popularitätshascherei aus diesen Überlegungen 
heraus bringen nicht unbedingt den gewünschten 
Konsens in dieser w irklich prekären Frage. Au­
ßerdem muß ich ausdrücklich darauf hinweisen, 
daß eine nationale Lösung dieses Problems hier in 
Österreich sicherl ich nur 

.... 
e in kleiner Beitrag zur 

Bewältigung dieser ganzen Angelegenheit ist, ge­
messen an deren internationaler D imension. Man 
bedenke: Ungefähr 500 Mill ionen Menschen s ind 
derzeit auf der Flucht! 

Und jetzt doch zurück zur Kritik an unserem 
Herrn Bundesminister für Inneres. E ine eigene 
Bemerkung dazu, geschätzte Damen und Herren 
- es gibt sicherlich viele Zeugen, die das doku­
mentieren können - :  Bereits im vergangenen 
Herbst ist in der Öffentlichkeit, aber auch hier im 
Hohen Hause immer wieder das Flüchtlingspro­
blem diskutiert worden und sehr oft die Anre­
gung gekommen, man möge die Flüchtlinge auf 
das ganze Bundesgebiet aufteilen. Ich kann mich 
an die Worte des Herrn Innenministers erinnern, 
der dazu gemeint hat, man kann das nicht per 
Gesetz den Landeshauptleuten aufoktroyieren, 
sondern man muß danach trachten, daß sich d ie 
Landeshauptleute mit d ieser Problematik identi­
fiz ieren, sodaß das dann auch von der Bevölke­
rung in den Bundesländern getragen wird. Daher 
kam damals schon d ie Ankündigung des Herrn 
Innenministers, er werde bei der Landeshauptleu­
tekonferenz am 9. November auf d iese Problema­
tik hinweisen. 

Dazu darf ich sagen, daß sich d ie Landeshaupt­
leute sehr lange und sehr ausführlich, nämlich 
drei oder dreieinhalb Stunden lang, mit e inem be­
reits beschlossenen Gesetz, das Nationalrat und 
Bundesrat passiert hat - Stichwort: Nummernta­
feln -, beschäftigt haben, jedoch leider nicht mit 
dem Asylantenproblem. Ich muß feststellen: 

Wiens Bürgermeister war der einzige, der spon­
tan unserem Minister geholfen hat. 

Ich meine, wenn gerade unsere Kammer den 
Föderalismus so in den Vordergrund stellt, dann 
hätten die Landeshauptleute wirklich föderali­
st isch denken und den Bundesminister doch ein 
wenig dabei unterstützen können. ( Beifall bei der 
SPÖ.J 

Meine Damen und Herren! Eine Bemerkung 
zum Begriff "Einwanderer" beziehungsweise 
"Wirtschaftsflüchtling" . Es ist uns allen klar, daß 
Einwanderer ihre Lebenssituation wesentl ich ver­
bessern wollen. was allerdings mit bestimmten 
R isken verbunden ist. Aber es muß uns auch klar 
sein, daß man nicht beschließen kann - wie es 
vor igen Samstag irgendwo in Salzburg geschehen 
ist -, Einwanderer grundsätzlich aus Osterreich 
auszuschließen. Ich frage hier die Freunde eier 
Freiheitlichen Partei als EG-Vorreiter - vorerst 
waren sie EG-Gegner. dann aber EG-Vorreiter 
- ,  denn man muß sich nur vorstellen, daß durch 
die Sozialcharta, d ie die EG-Länder im De­
zember 1 989 beschlossen und angenommen ha­
ben - alle, m it Ausnahme Englands und seiner 
"eisernen Lady" - ,  was auf uns zukommt an Zu­
wanderern, an Einwanderern. an Ausländern. die 
alle bei uns Arbeit nehmen können. 

Ich verweise nochmals auf die Sozialcharta, in 
der die Portugiesen den Passus streichen ließen, 
daß die sozialen Rechte und die Arbeitsbed ingun­
gen in allen EG-Staaten gleich sein müssen. Sie 
taten dies vor dem gedanklichen Hintergrund der 
m iesen Schutzbest immungen auf dem sozialen, 
natürlich aber auch auf dem Lohnsektor in Portu­
gal und mit der Absicht. dann in der EG öffentli­
che Aufträge zu ergattern. 

Geschätzte Damen und Herren! Das Problem 
der Ausländerbeschäftigung haben wir also s i­
cherlich nicht nur m it den Asylanten und mit den 
Einwanderern, sondern dieses Problem kommt in 
verschärftem Maße bei einem eventuellen EG­
Beitritt auf uns zu. Daher. so glaube ich, müssen 
wir gemeinsam etwas für diese Einwanderer tun 
und uns dieses Problems annehmen. 

E inige Vorschläge: 

Man sollte im Auswanderungsstaat bereits eini­
ge Informationen über den österreichischen Ar­
beitsmarkt anbieten und Chancen, aber auch 
Grenzen für einen etwaigen Neubeginn aufzei­
gen. 

Weiters wäre d ie Möglichkeit zu schaffen, sich 
bereits vom Heimatstaat aus um einen Arbeits­
platz in Österreich zu bemühen; nicht spontan 
die Brücken abbrechen und ins Blaue losziehen, 
sondern versuchen, bevor man auswandert, h ier 
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in Österreich bereits e inen Arbeitsplatz zu be­
kommen. 

Ganz wichtig ist die Zusammenarbeit der Mini­
sterien und der Sozialpartner. Natürlich ist bevor­
zugte Vermittlung von Arbeitsplätzen an Asylan­
ten anzustreben. dennoch sollten auch Kontin­
gente für Einwanderer beziehungsweise Wirt­
schaftsflüchtlinge geschaffen werden. 

Eine Bevölkerungsvorschau des Statist ischen 
Zentralamtes g ibt uns für dieses Vorhaben eben­
falls recht. nehmen wir nur die Verschiebung der 
Altersstruktur, nehmen wir den Umstand. daß 
der Geburtenrückgang bei uns immer stärker 
wird. daß im Jahr 2000 d ie Zahl der Ein- bis 
Fünfzehnjährigen um 103 000 gesunken sein 
wird. 

Ganz wichtig für die Bewältigung dieses Pro­
blems wird. wie schon erwähnt. die bundesweite. 
gleichmäßige Verteilung all dieser Menschen sein. 

Daher. geschätzte Damen und Herren: Zusam­
mensetzen am funden Tisch! Nationale Integra­
tionsstrategien entwickeln! Sozial-. Innen-. Un­
terrichts-. Wirtschafts- und Außenministerium. 
Länder, Gemeinden und Organisationen sollen 
sich zusammensetzen! 

E ine Bitte abschließend: Wenden wir uns ge­
meinsam gegen fremdenfeindliche Tendenzen in 
der österreichischen Bevölkerung. gegen jene 
Kräfte. die d ie Ausländerfeindlichkeit zum Ge­
genstand ihrer Polit ik machen! Stellen wir uns der 
Herausforderung. daß Österreich auch weiterhin 
als Tor zur Freiheit weltweite Achtung und Aner­
kennung findet! - Danke. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP.J 9.33 

Präsident: Zum Wort ist weiters gemeldet Herr 
Bundesrat Mag. Georg Lakner. Ich erteile ihm 
d ieses. 

Y.33 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz-

burg): Herr Präsident! Herr Min ister! Hohes 
Haus! Österreich hat seinen guten Ruf, was die 
Flüchtlingspolitik anlangt, zu verteidigen. Ich 
gebe dem Kollegen Farthofer vollkommen recht: 
Es ist das eine Aufgabe. die wir zu bewältigen 
haben. Wir haben immerhin im Jahre 1956 
230 000 Ungarn. im Jahre 1968 160 000 Tsche­
chen und 1981 33 000 Polen aufgenommen. Sol­
len wir jetzt im Jahre 1990 versagen? Das würde 
ich sehr bedauern. 

Wenn der Herr M in ister meint. die steigende 
Zahl der Flüchtlinge sei n icht vorhersehbar gewe­
sen, so stimmt mich das schon bedenklich. denn 
ich meine, schon aus der Entwicklung dieser 
Flüchtl ingszahlen, die ich erwähnt habe, und 
auch aus anderen Beobachtungen wäre das durch­
aus vorauszusehen gewesen. Und die letzten Po-

grome in Rumänien haben auch aufgezeigt. daß 
das durchaus nicht nur Wirtschaftsflüchtlinge 
sind. die da gekommen s ind. 

Es ist eine alte FPÖ-Forderung - sie wurde 
schon angesprochen -. zwischen Einwanderern 
und Flüchtlingen zu entscheiden. und diese For­
derung hat meinem Verständnis nach nichts mit 
Ausländerfeindlichkeit zu tun. Ich glaube auch 
nicht. daß das unsere Politik ist. Herr Kollege. 
Lesen Sie wieder unser Partei programm. da steht 
drin: Nationalismus . . .  (Bllfzdesrac S c r II 1 Z e fl -

b e r g e r: Aber anscheillend hält sich an eller Par­
ceiprogramnz niemand.') Für uns ist es b indend. 
für Sie nicht. Da steht drin: "Nationalismus ist das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker." Daran fin­
de ich noch lange keine Ausländerfeindlichkeit. 
( Bundesrat K a l1l p i e h I e r: Auf die Handicmgen 
kommt es an.' Worte und Taten stimmen nicht 
iiberein.') Ich glaube schon. Ich weiß nicht, worauf 
Sie angespielt haben, wahrscheinlich auf Bad 
Aussee in der Steiermark. aber da haben wir 
niemanden ausgeschlossen. Wi�� haben nur gesagt 
(Bllndesrat F Cl r t h of e r: In Osterreich nieman­
dell allfnehmen.' ) ,  das Schweizer Modell m it Befri­
stung wäre ganz gut. Das bedeutet noch lange 
n icht Ausschluß. Also ich bin da nicht Ihrer Mei­
nung. (Blllldesrac Albreehe K 0 n e {fl y: Das ehrt 
llflS.') Schade. schade, muß ich sagen. Herr Kolle­
ge. 

Ich finde eher, wenn Sie von Popularitätsha­
scherei sprechen. daß das bei Ihnen ein bißchen 
gegriffen hat. denn Sie sind ja umgeschwenkt. Ich 
er innere mich an die Aussagen von Cap, der dann 
plötzlich gesagt hat: Bei uns sind das edle Motive. 
aber bei den bösen FPÖ-Leuten ist es Faschismus 
oder ähnliches. Sie sind umgeschwenkt auf d iese 
Politik. 

Grundsätzliche Überlegungen in dieser Rich­
tung sind meiner Meinung nach viel zu wenig an­
gestellt worden. Immerhin könnte Österreich auf­
grund dieser 34jährigen Erfahrung seit Ungarn 
gerade in der Flüchtlingspolitik sicher schon wei­
ter sein. Und es sind auch Fehler passiert. Ich 
glaube, die Ankündigung der Visapflicht für Ru­
mänen acht Tage vorher war sicherlich kein Ge­
niestreich. 

Die Verteilung der Asylanten - sie ist schon 
angesprochen worden - ist s icherlich auch kein 
Geniestreich. Ich habe da nur einmal nachge­
schaut: Vorariberg und Tirol - ohne jetzt auf ein 
Bundesland losgehen zu wollen - haben über­
haupt keine Asylanten (Bundesrat S t I' U t z  e fl -

b e  r g e r: Nehmen Sie Kärnten!) , Kärnten hat im­
merhin 10 1, Salzburg 211 - ist auch nicht gerade 
großartig - ,  und Niederösterreich trägt mit 
9 000 die Hauptlast, Oberösterreich übrigens 
auch mit 4 800. ( Bundesrat F a  r e h  0 f e r: In 
Kärnten haben sie die Oberöslerreicher ffzicge-
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zählt.') Ich bin also durchaus der Meinung, daß 
das verteilt gehört. 

Mich stört auch, daß die Asylanten nicht einge­
gliedert werden. Das gefällt mir an Schweden 
ganz gut, wo versucht wird, daß sie integriert wer­
den. Mir mißfällt auch deren Passivität, daß sie 
nicht arbeiten d ü I' f e  n, daß sie sozusagen be­
schäftigungslos dasitzen müssen. Ich will gar nicht 
untersuchen, wer schuld daran ist. 

Mir fehlt vor allem auch die Aufklärung der 
Bevölkerung, denn in letzter Zeit hat es manch­
mal so ausgeschaut, als ob die Ausländerfeind­
lichkeit direkt von oben käme . Zum einen - das 
habe ich schon gesagt - werden die Ausländer 
auf einen Platz konzentriert . Das ist sicher nicht 
günstig . Die "Volkshilfe" will ich gar nicht an­
sprechen. Das war in der momentanen Situation 
auch nicht sehr günstig. Aber ich denke auch an 
meinen Landeshauptmann ( Bulldesrat 
S t r II t z  e il b e  r g e r: Das ist das einzige, womit 
Sie wirklich /lichts zu IWl haben. ' ) Ich weiß, das 
gefällt Ihnen nicht. Mir auch nicht. ( Bundesrat 
S t r II t z ell b e r g e r: Es häue mich ge\vtuzdert. 
wenn Sie das Wort .. Volkshilfe" nicht in den Mllnd 
genommen hätten.' ) Aber ich kritisiere natürlich 
auch meinen Landeshauptmann Katschthaler 
ganz besonders, der gemeint hat, die Flüchtlinge, 
ich glaube, in Mariapfarr im Lungau war das, sol­
len dort weniger spazierengehen, denn das 
schreckt vielleicht die Fremden. Und Ratzenböck 
brauche ich nicht zu erwähnen, der fürchtet, man 
könne in dem Braunau-nahen Ort den Auslän­
dern sozusagen die Fremcl:l rtigkeit ansehen. Da 
wird nach meinem Dafürh :':.cn irgendwo politi­
sches Kleingeld herauszuholen versucht, Herr 
Kollege Hummer. 

Es ist auch nicht sehr produktiv, sondern eher 
kontraproduktiv, wenn man meint - ich glaube, 
Sipötz sagte das -, wir können 700 000 Flücht­
linge aufnehmen, das vertragen wir leicht . - Das 
schreckt vielleicht doch eher ab. Und völlig rich­
tig wurde angesprochen, daß die Medien die 
größten Schelte zu bekommen hätten, denn die 
Verhetzung geschieht vor allem, fürchte ich, 
durch die Medien, und da wieder im speziellen 
durch die Boulevardpresse. 

Auch die Bürgermeister verhalten sich nicht 
sehr rühmlich in dieser Hinsicht. Manchmal hat 
man direkt den Eindruck gehabt - in Kaiser­
steinbruch zum Beispiel -, daß das irgendwo be­
stellt war; es kam nicht so spontan. ( Zwischenruf 
bei der SPÖ.) Ja, wir haben aber eigentlich . . . 

(Bundesrat K a m  p i  c h i e r: Da waren Leut e  mit 
blauen Schals darunter. die das organisiert haben, 
Herr Kollege.' Und da finde ich, daß man Ihre 
Doppelzüngigkeit ganz \'ehemem zurüchveisen 
muß. ') Ich habe niemanden beschuldigt, Herr Kol­
lege! Ich war sicher nicht dabei. ( Bundesrat 
K a l1l p i c h I e r: Sie haben die Bürgermeister be-

schllldigt.' Da gibt es aber Leute darunter, die das 
sehr wohl schüren und die sehr weselltlich zu den 
ganzen Ennvicklungen beigetragen haben.' )  Ich 
fürchte nur, Bürgermeister mit blauem Schal gibt 
es noch viel zu wenige, Herr Kollege. ( Zwischen­
ruf des Bundesrates Dr. L i e e h  [e n s t e  i n . )  

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Ich 
darf bitten, keine Wechselrede zu veranstalten, 
sondern sich an das Thema zu halten. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner (fortsetzend) : 
Auf der Tagesordnung stehen aber eigentlich das 
Paßgesetz, das Grenzkontrollgesetz und das 
Fremdenpolizeigesetz. Schwer begeistert bin ich 
davon nicht, muß ich sagen. Ich finde die Maß­
nahmen gut, die das Schlepperunwesen betreffen, 
schrecke mich aber ein wenig vor der "Allmacht", 
die da auf die Fremdenpolizei zukommt. Der 
Kollege Hummer hat von Freiheit und Würde der 
Ausländer gesprochen - aber bitte auch im Asyl, 
nicht nur im Heimatland .  Und die Behandlung 
der Ausländer ist. wie ich aus eigener Beobach­
tung weiß, nicht so gut, daß man sich da wün­
schen könnte, sie würden noch mehr "behandelt" 
werden. 

Die Maßnahmen im Transitraum scheinen mir 
durchaus akzeptabel zu sein: problematischer ist 
es schon mit der Zurückschiebung innerhalb ei­
ner Frist von sieben Tagen. Das öffnet doch wie­
der allen möglichen Zweifeln Tür und Tor. Ich 
weiß nicht, wenn es mir so ähnlich ginge, wenn 
ich ins Ausland fahre und damit rechnen muß, 
ich muß jetzt beweisen, daß ich da legal eingereist 
bin, würde ich wahrscheinlich auch in Schwierig­
keiten kommen. (Bundesrat S l r II l Z e 11 -

b e  r g e r: Wieso ? Was haben Sie gemacht? - Hei­
terkeit. ) Weil ich es nicht nachweisen kann, daß 
ich da legal eingereist bin. ( Bundesrat T m  e j: Ha­
ben Sie die 5 000 S nicht?) 

Mich stört auch, daß bei dieser Ausweisung in­
nerhalb von vier Monaten der Einspruch keine 
aufschiebende Wirkung hat . Auch das scheint mir 
zu einigen Ungerechtigkeiten führen zu können. 

Wir Freiheitlichen werden jedenfalls diesem 
Gesetz zustimmen, hoffen aber, daß es noch eini­
ge Maßnahmen geben wird, die dazu führen, daß 
endlich einmal eine gezielte Flüchtlingspolitik be­
trieben wird, daß man Flüchtlinge nicht direkt 
anlockt, daß die Bevölkerung - da vor allem 
wäre viel zu tun - aufgeklärt wird, daß die Aus­
länderfeindlichkeit eingedämmt wird. Es ist ja 
auch interessant, daß man privat Ausländer nicht 
unterbringen darf, nur bis zu vier Wochen, glau­
be ich, dann müssen sie wieder übersiedelt wer­
den. (Bundesrat S t r II l ze n b e r g e r: Das 
stimmt ja flich t. ' )  Das scheint mir auch nicht rich­
tig zu sein. 
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Es wäre eigentlich auch schon höchst an der 
Zeit gewesen, das Ostpaket zu verwirklichen, das 
ja noch immer im Parlament liegt und mit dessen 
Hilfe man vielleicht einigem hätte vorbeugen 
können. (Beifall bei der FPÖ.) 9.-+2 

Präsident:  Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Franz Kampichler. Ich erteile 
ihm dieses. 

9.-+2 .. 
Bundesrat Franz Kampichler (OVP, Nieder­

österreich): Verehrter Herr Präsident! Herr Bun­
desminister! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Hoher Bundesrat! Als einer, der seit etwa 
zehn Jahren die gesamte Thematik rund um die 
Asylanten- und F

�
lüchtlingspolitik in der eigenen 

Heimatgemeinde mitverfolgen kanl� und mitzu­
tragen hat, begrüße ich die heutige Anderung des 
Paß- und Grenzkontrollgesetzes und des Frem­
de n po lize igesetzes. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn Österreich auch in Zukunft Asylland Num­
mer eins in Europa bleiben will - und ich beken­
ne mich ausdrücklich dazu -. dann müssen wir 
auch Regelungen finden. wodurch wir für unsere 
einheimische Bevölkerung jene Opfer, die sie da­
für bringen muß, auf ein zumutbares Maß be­
grenzen. Wir müssen Voraussetzungen dafür 
schaffen. damit wir auch in den kommenden Jah­
ren für jene. die politisches Asyl brauchen. die aus 
den verschiedensten Gründen - aus religiösen. 
aus rassischen oder aus ethnischen Gründen -
verfolgt sind, Asylland Nummer eins bleiben. 
Derzeit gibt es leider Gottes durch den großen 
Ansturm von Flüchtlingen in sehr. sehr vielen Be­
reichen große Unordnung. 

Ich möchte, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. an dieser Stelle den Bewohnern meines 
Bundeslandes Niederösterreich wirklich sehr 
herzlich dafür danken, daß sie so großes Ver­
ständnis für die schwierige Lage jener aufbringen. 
die ihre Heimat aus den verschiedensten Gründen 
verlassen und bei uns Aufnahme gefunden haben. 
Die Bewohner jener Orte. die Asylanten beher­
bergen, teilen praktisch sämtliche Einrichtungen 
mit den Flüchtlingen. Sie bringen teilweise große 
persönliche finanzielle Opfer für jene, die aus der 
Bundesversorgung entlassen werden, und sie 
kümmern sich in rührender Weise, um Arbeit 
und Wohnung für jene zu finden. die bei uns blei­
ben wollen. 

Wir teilen selbstverständlich auch gerne alle 
zur Verfügung stehenden kommunalen Einrich­
tungen - vom Kinderspielplatz über Parkanla­
gen bis zu unseren Schwimmbädern. Da sich die 
Beherbergungsbetriebe leider oft sehr, sehr wenig 
um ihre Gäste kümmern, müssen die Bewohner 
eines Ortes. muß die Ortsgemeinschaft sehr, sehr 
viel an Lasten mittragen . Dieses große Opfer und 

dieses Verständnis meiner Landsleute muß ein­
mal entsprechend gewürdigt werden. Dieser Ap­
pell. meine sehr geehrten Damen und Herren, 
geht von dieser Stelle aus ganz besonders an jene, 
die über die Medien sehr gute Ratschläge erteilen, 
selbst aber die Situation vielleicht bequem vom 
Fernsehschirm aus beobachten. 

Ich verlange aber auch, daß seitens des Innen­
ministeriums endlich Konzepte wirksam werden. 
die Ordnung in die Asylantenszene bringen. So­
bald sich die Situation einigermaßen entspannt 
hat, müssen die überlasteten Orte entlastet wer­
den, wenn wir dort nicht mit ähnlichen Aktionen 
konfrontiert werden wollen. wie wir sie in den 
letzten Wochen mitverfolgen mußten. Es ist auch 
unbedingt notwendig. meine sehr geehrten Da­
men und Herren. daß die Gendarmerieposten 
personell so aufgestockt werden. daß sie den er­
höhten Anforderungen gerecht werden können. 
end ganz wichtig ist. daß die Beherbergungsbe­
triebe angewiesen werden. wirklich erhöhtes Au­
genmerk auf ihre Gäste zu legen. Sie müssen in 
der Lage sein, den an sie gestellten Anforderun­
gen nachzukommen und die Ordnung im eigenen 
Haus aufrechtzuerhalten. 

Wir müssen vor allem erreichen, daß jene Asyl­
anten, die Berufe haben, die bei uns Mangelberu­
fe sind, sehr, sehr rasch in das Berufsleben einge­
gliedert werden. Es müssen bürokratische 
Hemmnisse abgebaut werden. Jenen Asylanten 
aber. die vorläufig nicht beschäftigt werden kön­
nen, sollten wir auch eine Chance geben. Ich habe 
schon einmal von dieser Stelle aus vorgeschlagen, 
daß es sehr vernünftig wäre. wenn sich diese Asyl­
anten beim Bürgermeister in der Gemeinde mei­
den und sich dort freiwillig zur Pflege kommuna­
ler Einrichtungen zur Verfügung stellen könnten. 
Das würde die Akzeptanz der heimischen Bevöl­
kerung enorm erhöhen. und auch die Asylanten 
müßten nicht als Almosenempfänger dastehen. 
Sie würden für die Leistung, die sie seitens des 
Staates erhalten, ebenfalls Gegenleistungen er­
bringen können. 

Geschätzte Damen und Herren! Leider Gottes 
gibt es in diesem Bereich aber auch kriminelle 
Elemente. so wie es auch bei uns eben solche und 
solche gibt . Es muß unbedingt eine Möglichkeit 
geschaffen werden. damit jene Elemente, die sich 
bei uns nicht dem gesetzlichen Rahmen unterwer­
fen. wieder in ihr Ursprungsland zurückgebracht 
werden können. Derzeit gibt es diesbezüglich 
sehr sehr wenig Handhabe, und unsere Exekutive 
ist teilweise verzweifelt, weil sie von diesen Leu­
ten nicht besonders ernstgenommen wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
müssen aber auch akzeptieren, daß sich durch die 
derzeit in vielen Bereichen nicht sehr zufrieden­
steIlende Situation Unmut äußert. Das ist nie­
mandem zu verübeln, und wir müssen für solche 
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Reaktionen  Verständn is u nd Toleranz aufbr in ­
gen.  Auf  das schärfste verurtei len möchte ich  
aber a n  dieser Ste l le d ie Vorgangsweise jener  po l i­
t ischen Gruppierungen, d ie  versuchen,  aus d ieser 
Situation po l i t isches Kap ital zu schlagen .  

M ich persön l i ch ,  meine sehr geeh rten Damen 
und Herren,  verwungert es wirk l ich e in igerma­
ßen,  daß s ich die F PO mit radikalen Kräften zu­
sa mmentut und gemeinsame Aktionen startet .  
Das sind Aktiv isten .  d ie  mit Tönen und F l ug­
schriften auftreten ,  d ie uns an  Zeiten erinnern .  
d ie ich zum G l üc k  persönl ich nicht mi terleben 
mu ßte . die uns aber aufgrund der sch lechten Er­
fahrungen  unse rer Väter zu  denke n geben m ü ß ­
ten .  W i r  so l lten daher gan z  entsch ieden gegen so l ­
che Elemente auftreten. Ich kann mir  nicht vor­
ste l len.  daß d ie Abgeordneten der FPÖ im Süden 
Niederösterre ichs  wi rk l ich so erfolg los agiere n ,  
d a ß  sie auf so lch  zwe ifelhafte Unterstützung u n d  
H i lfe angewiesen s ind . Wir  müssen al les unter­
ne hmen, um d iesen t'ad i kalen E lementen von 
vornherein keine Plattform für ihre Aktivitäten 
zu geben ( Bundesrat F a  r t h o f e r: Bram.') , und 
ich ersuche deshalb den zuständigen Bundesmi n i­
ster, rasch u nd z ie lführe nd Ordnung zu schaffen .  

Meine sehr  geeh rten Damen und Herren !  Als 
Niederösterreic her  appel l iere ich aber auch an 
al le übrige n  Bu ndesländer, d iese schwierige Auf­
gabe nicht a l le in  nur von den öst l ichen Bundes­
ländern tragen zu lassen ,  sondern be reit zu se in ,  
auch ihren Ante i l  zu le isten .  

Meine geschätzten Damen und Herren !  Hoher 
Bu ndesrat! Es k ünd igt s ich e ine gewalt ige Völ ker­
wanderung an. Wir müssen uns darauf bestens  
vorbereiten,  w i r  m üssen Regelungen  finden.  d ie 
auch von unserer Bevölkerung akzeptiert werden .  
Die Öffnu ng d e r  Grenzen bedeutet für Öster ­
reich e ine sehr ,  seh r  gro ße Herausforderung. M it 
Besonnenheit ,  Toleranz u nd Verständnis wi rd es 
uns gel ingen ,  a uch diese Herausforderung ge­
mei.!1sam zu bewält igen .  ( Beifall bei Ö VP und 
SPO. ) 9.55 

Präsident: Z u m  Wort gemeldet hat sich we iters 
Herr Bundesrat Mag. Herbert Bösch .  Ich erte i le  
ihm d ieses. 

9.55 
Bundesrat Mag. Herbert Bösch (SPÖ, Vorar l ­

berg) : Sehr gee h rter Herr  Präsident !  Herr B un­
desmi nister!  Me ine Damen und Herren !  D ie  No­
vel l ierung des F remdenpo l i zeigesetzes hat Wel len  
geschlagen ,  und  i ch  meine zu  Recht. 

Es gehört me iner  Auffassung nach zu e inem 
Rechtsstaat, d a ß  Gesetzesänderungen,  d ie  Grund­
rechte tangieren ,  öffent l ich und hoffent l ich auch 
leidenschaft l ic h  d iskutiert werden .  Was mich be i 
der inzwischen ba ld der Vergangenheit  angehö­
renden Diskuss ion jedoc h etwas irri t iert hat ,  ist  

das doch eher beschämende Niveau ,  a uf dem sich 
das abgespielt hat. 

Ich glaube, wir m üssen uns hier nic hts vorma­
chen:  D ieses Gesetz, das wir heute behande ln ,  ist 
kein sehr fortschritt l iches Gesetz. Es ist eben e ine 
Reaktion auf besondere Umstände, und ich mei ­
ne ,  wir so l lten in  diesem Zusa mmenhang gleich 
festhal ten,  daß zu bedenken wäre, daß wir uns 
dann ,  wen n  d iese besonderen U mstä nde , die uns 
heute zu d iesem Gesetz  veranlaßt haben ,  wegfa l­
len,  auch über eine andere Mög l ic h ke i t  bezie­
hungsweise über e ine Rücknahme der heutigen 
Besch l üsse unterhalten sol l ten. 

Es macht m ich nicht sehr glück l i ch ,  wenn  e in ­
mal mehr  in  e i ner schwierigen Sit uation die Exe­
k utive mit mehr Mach t  ausgestattet wird - und 
das nur  kurze Zeit nachdem sie i n  e inem anderen 
Zusa mmen hang in öffentl icher Diskussion ge­
standen hat. Da treffe ich mich d u rchaus mi t  den 
Worten des Kol legen Lakner. Ich glaube , wir  sol l ­
ten uns  bei der  heutigen Disk ussion e infac h e in­
mal  gru ndsätzl ich vor Augen halte n ,  daß  ein 
La nd,  das den Ausländern gegenüber eher restr ik­
t iv vorgeht, auf die Dauer auch I n ländern gegen­
über n icht sehr  tolerant sein kan n .  Das heißt ,  d ie 
Verhältn isse an  den G renzen widerspiege ln  m it­
telfristig auch d ie Verhä ltnisse im I n neren .  

I m  Zusammenhang mit dem Versuch, 800 ru­
mänische Asylwerber i n  Ka isersteinb ruch unter­
zubringen. u nd den massiven Protesten der Be­
völkerung war hie und da ein Pol i t iker ve rsucht .  
auf der Wel le der E mpörung ein b i ßchen m i tzu­
schwimmen.  Es ist  verständ l ich :  Wi r  haben im 
kommenden Herbst Wahlen,  wir  haben i n  den 
nächste n Tagen Kom m unalwahlen in e in igen  da­
von betroffenen B undesländern.  Wenn aber 
rechtskundige Abgeordnete wie Part ik-Pable und 
Fr ischensch lager in e inem Entsch l ießungsan trag 
vom 1 5 . März die Bundesregierung - wört l ich -
auffordern, bei der Gewährung von E inreise- be­
ziehungsweise Aufenthaltsbewi l l igu ngen "aus 
Gründen der Transparenz eine k la re Trennung 
zwisc hen po l i t ischen u nd Wirtschaftsf lücht l ingen 
herbeizuführen" . so m u ß  man d iese Antragsteller 
in Anbetracht der B i lder der letzten Tage aus Ru­
mänien schon fragen,  wie s ie es denn gerne hät­
ten: S ind jetzt die rumänische n Rumänen Wirt­
schaftsflüchtl inge,  d ie  u ngarischen Rumänen po­
l itische Flüchtl inge und die deutschen Rumänen 
Wirtschafts- und pol it ische F lücht l inge? Man 
kann sich doc h nicht so e infach über e ine Proble­
mat ik  h inwegschwindeln ,  nur um irgendwo tages­
polit ische Effekte zu e r he isc hen .  

Ich  glaube. es  ble ibt  be i  solchen Anträgen -
Kol lege Lakner hat das natürl ich sehr  l i n ientreu  
h ier vorgetragen - bloß  das Gefüh l  übrig, da ß 
d iejen igen ,  die vor wenigen Monaten noch am 
lautesten das N iederre i ßen  des " E isernen Vor­
hanges" gefordert haben ,  he ute am l iebsten weni-
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ge hundert Meter davon diesen Vorhang wieder 
haben möchten .  

Meine Damen und Herren !  Wenn im Jänner 
u nd Februar d ieses Jahre ebenso vie le Asylanträ­
ge in  Öste rreich gestel l t  wurden wie im gesamten 
Jahr  1985, dann muß der Staat reagieren .  Die 
Form der Reaktion macht nicht unbedingt glück­
l ich,  ist  aber vertretbar, ist auch für den Vertreter 
e ines Bundes landes akzeptabe l ,  dessen grö ßte 
Probleme an der Grenze mit der E inführung der 
Visumpfl icht für Türken eigent l ich erledigt s ind .  
Wir  können festha lten,  da ß im Jahre 1 989 
3 500 Türken von der Schweiz  u nd von der BRD 
an unsere Grenzen gestel l t  wurden und von unse­
ren Behörden dann zurückgeschoben werden 
m u ßten .  Seit der Einführung des Visumzwangs 
ist d iese Zah l  praktisch auf an nähernd Nu l l  ge­
sunken .  

I ch  möchte h ier  schon noch etwas zu den ge­
troffenen Festste l lungen, man mü ßte d iese 
F lücht l inge bundeswei t  gerechte r  auftei len ,  sa­
gen ,  da mein Bundes land dabei ja eine eher zu­
rückhaltende Rol le spielt .  Ich kann diese Forde­
rung e igentl ich nur unterstre ichen ,  und ich mei­
ne,  es würde den Landesha uptleuten besser anste­
hen , sich über solche Themen e rnsthaft zu unter­
halten ,  als sic h in  gro ßartigen Reso lutionen über 
Al lerweltsthemen zu ergehen .  

Nur  bitte ich,  be i der Behand l u ng so lcher Fra­
gen auch spez ie l le Verhältn isse in den Bundeslän­
dern zu berüc ksichtige n .  U nd da muß ich schon 
darauf verweisen,  daß Vorarl berg m it Abstand d ie 
höchste Quote an  Ausländern a l ler  österre ich i ­
schen Bu ndesländer hat;  nicht F lücht l inge, woh l ­
gemerkt,  aber eben auch  fremdsprach ige Auslän­
der .  Ich wi l l  jetzt nicht darauf ei ngehen, warum 
diese Ausländer da s ind.  Ich b in  n icht so glückl ich 
darüber,  den n es waren in  e rster L in ie Wirt­
sch aftsinteressen ,  die da dahinte rgestanden sind. 

Aber d iese Menschen sind nun e inmal da, und 
es gibt in versch iedenen Bereichen sc hon ganz 
schö n mass ive Probleme mit d iesen Auslände rn .  
I c h  erinnere daran , d a ß  e s  i n  Bregenz sc hon 
Volksschu len  gibt, wo mehr j ugoslawische und 
türk ische Sch ü ler als österreich ische Schüler s it­
zen .  Das führt dann w ieder zu neuen Ungleich ­
heiten  in  der  Ausbi ldung u nserer Schü ler .  Wir  
haben im Augenbl ick in Vorarlberg das G l ück ,  
daß wir aufgrund der Tatsache,  daß Tausende 
Leu te in die Schweiz und nach Deutsch land ar­
beiten gehen ,  praktisch eine totale Vo l lbesc häft i ­
gung  haben .  Aber wir  m üssen uns schon auch vor 
Augen  halte n ,  was dann ist, wen n  der nächste 
Konjunkture i nbruch kommt. U n d  da habe ich 
große Sorge bezüglich des Verhaltens der Vorarl­
berger Bevölkerung diesen Ausländern gegen­
über .  ( Vizepräsidenc S [ r I I  I z e n  b e  r g e r  über­
nimmt den Vorsitz. ) 

Ich wi l l  damit sagen :  Man m u ß  sich ,  wen n  man 
diese Forderung nach e iner  gerechteren  Vertei ­
lung der F l üchtl inge auf  gan z  Österreich erhebt, 
auch darüber Gedan ken  machen,  wie denn die 
Ve rhältnisse in d iesen B undes ländern beschaffen 
sind. 

Mit d ieser Einfüh r u ng der Visapflicht für Tür­
ken ist n u n  auch d ie Schleppe re i  zum Erl iegen 
gekom men, soc1aß i ch  jetzt e igent l ich,  wie ich 
schon im Rechtsaussch u ß  gesagt habe , für mein 
Bu ndesland keine Notwendigkeit für weitere Ge­
setze sehen würde. Aber ge rade die Erfahrungen ,  
d ie wir  m it Schleppe rbanden gemacht haben,  ge­
rJde das E rfahren der  Ohn macht diesen Leuten 
gegenüber zeigt uns, wie wichtig die heutigen Be­
sc hlüsse für uns s ind .  Ich er in nere mich mit ei­
nem gewissen Schaudern  an d ie Zustände, wie sie 
in den B regenzer Seeanlage n  zum Tei l  noch im 
Späthe rbst geherrsch t  haben,  a ls  ganze Famil ien 
mit ihre n  k le inen K indern auf i rgendwelchen 
Parkbän ken übernachtet haben,  um dann eben in 
der näc hsten Nacht über d ie nahe Grenze ge­
brac ht zu werden .  

Meine Damen und  Herren !  Die  Asy lpo li t ik ,  d ie 
Fremdenpolit i k ,  die AusländerpoIit ik a llgemein 
ist - das kann man , glaube ich ,  im Ansch luß  an 
die bisher gefüh rte Diskussion sagen - ein denk­
b.:lr sch lechtes Gebiet,  um ku rzfristig Profi l  zu ge­
winnen, denn al l zu  le icht könnte ein kurzfristiger 
Gewi n n  i n  langfristige,  a l lgemeine Verl uste um­
'Sch lage n .  - Danke sc hön .  (A llgemeiner Beifall. ) 
/ I ! . I I  / 

Vizepräsiclent Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner e rtei le ich Herrn Bu ndesrat 
Wa hl  das Wort. 

/ 1 1.1)/ 
Bu ndesrat Ing. A lfred Wahl (ÖVP,  Steier­

mark) :  Herr Präsident !  Herr Bundesmi nister! Ho­
her Bundesrat! Mir  geht es ähn l ich  wie meinem 
Vo rred ner ,  aber se iner  Differenzierung kann ich 
nur tei lweise folgen .  I ch  möchte mit meiner E r­
fahrung meinen Te i l  z u  den Beratungen einbrin­
gen .  

Das zur  Beratung stehende Gesetz - über­
haupt, wenn man sich dessen E ntstehungsge­
sch ichte anschaut - veranlaßt mich,  jetzt schon 
zu mahnen,  zu mah nen ,  daß bei dessen Handha­
bung H uman ität und pol it ische Moral in einem 
hohen Maße eingebrach t  wird, ansonsten besteht  
für  mich  schon d ie  G efahr  der  Aushöh lung des in 
Österre ich geltenden Rechtes auf Asylgewährung. 
Und wi r wol len und so l len  u ns in  d iesem Zusam­
menhang einer weitere n  Krit ik  im  In- lind Aus­
land n icht  aussetzen .  

Natür l ich kann m a n  e s  bei e iner bloßen Quar­
t ierbeschaffung für die meh r  oder wen iger er­
wünschten Neuankö m m l inge n icht bewenden las-
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sen .  Wenn man das tut und es dabei beläßt ,  dann 
können die entstehenden Prob leme kei nesfal ls 
bewält igt werden ,  und es entsteht ein Rückstau. 
Ich glaube. derzeit haben wir e ine so lc he Si tua­
tion :  Wir haben e inen Rüc kstau an  Problemen .  

E i n ige Gründe hiefür möchte ic h h ier  anfüh­
ren: Die Q uartiergeber s ind vielfach überfordert. 
Die räu ml ichen Voraussetzungen sind n icht  gege­
ben .  Natürl ich entstehen,  wen n  zu v iele Flücht­
l inge an  einem Ort ode r i n  einer Gemeinde unter­
gebracht s ind , Barrieren ,  und die Gefahr  des 
Fremden hasses taucht auf, wie uns das d ie  jüng­
sten E reign isse e rkennen haben lassen .  

V ie le Versäumn isse se itens des zuständ igen 
Bundesmi nister iums für I nneres und darüber h in­
aus  l iegen vor,  u nd diese leichtfertige Gangart. so 
meine ich ,  darf n icht fortgesetzt werden .  Ober­
fläch l ic hkeit ,  Wegschauen ,  Halbherzigkeit - das 
kennen wir .  Das s ind d ie Wur zel n für Skandale 
und andere Prob leme. an deren Aufarbe itung wir  
so schwer arbeite n .  

Es l iegt i n  d iesem Fal l  auch daran ,  wie man 
etwas macht, und die Methode " l ight" ist bei e i­
nem so gro ßen Problem gewi ß n icht  angebrac ht.  
An E r kenntnissen und rec htzeitigen H inweisen 
von Sozialarbe itern und Sozialämtern ,  k i rch l i ­
chen und fre iwi l l igen soz ialen Diensten mangelt 
es keinesfal ls .  Wer eine Lösung sucht .  findet ei­
nen Weg, und wer dazu n ichts be itragen w i l l .  e ine 
Ausrede. - D ieses Sprichwort g i l t  auch h ier. 

Persön l ich kann ich e in ige Erfahrung mitbri n ­
gen. Meine F rau  ist Soz ialarbeiter in  i m  Bezi rk 
Mürz zuschlag.  Das is t  e in  Beispie l ,  e i n  gutes Bei­
spiel  - wie etwa der Bezirk Hartberg - fü r d ie 
Solidari tät der Bundesländer, und e ine meiner 
Töc hte r ist  a ls Sozialarbeiterin i n  der F l ücht l ings­
betreuung in der Stadt Wien tätig .  I ch  kon nte also 
gar nicht anders, als mich ebenfa l ls vo n Anfang 
an be i  den versch iedensten Hilfeste l l ungen zu en­
gagieren ,  d ie  auch in meiner abge legenen Woh n ­
gemeinde, w o  manchmal mehr Ausländer beher­
bergt wurde n ,  als der Ort Einwohner zählt .  gelei­
stet wurden .  U nser Gendarmerieposten ist nur 
zeitweise besetzt .  Das ist aber nicht das Problem,  
den n  wir  brauchen d ie Gendarmerie kaum ,  viel­
meh r  s ind es d ie  Sprachschwierigkeiten. die man­
gelnde Hi lfeste l lu ng bei der Bewält igung der Bü­
rokratie und die großen Schwierigkeiten be i der 
Arbeitssuche.  

D ie Berei tschaft der Bevölkerung, z u  helfen  
und  so  Konfl i k te erst gar n icht entstehen zu las­
sen ,  ist gewi ß vorhanden und führte zumindest i n  
unse re m  k le inen  Dorf dazu,  d a ß  e s  zu  ke inen grö­
ßeren Konfl i kten kam. Es mange l t  aber nach wie 
vor und vor a l lem an einer koordin ierenden Stei­
le, d ie s ich zuständig fühlt .  die zuständig ist  und 
auch d ie Akzeptanz hiefür mitbringt. 

Ich habe schon den Bezirk Hartberg erwähnt .  
Dort war es über I nit iat ive � I e r  K i rche e in  regio­
naler F l üc ht l ingsberater , der Bemerkenswertes 
le isten konnte.  

An Aufgaben ste l lt sich meines Erachtens nach 
wie vor :  erstens e inma l  d ie rechtzeit ige I nforma­
tion der ört l i chen Bevö l kerung, d ie E inrichtung 
von Sprac hkursen.  von Kursen über das Wissen 
über Osten"eich,  Stützlehrer  i n  den Sch ul k lassen ,  
wo e in  entsprechender Ante i l  an  fremdsprachigen 
Kindern vorhanden ist ,  Beratung und Hi l feste l­
l u ng bei den Behördenwegen ,  i n  persö n l ichen 
Angelegenheiten , aber auch und vor a l l em bei der 
Arbeitsverm ittl ung. Die Woh nraumbeschaffung 
wird späteste ns dan n ,  wen n  d ie Asylanten aus der 
Bundesbetreuung e nt lassen werden ,  auch ein gro­
ßes Problem.  

Die Sozial h ilfeverbände s ind vie lfach überfor­
dert und haben ihre l iebe Not. Aus Feh lern so l l ­
te n wir lernen ,  dam it es n icht z u  einem we iteren 
Rückstau an Problemen kommt.  So l idari tät und 
Mitmensch l ichkeit m üssen wir leben ,  dann wer­
den wir - dessen b in  i ch  gew i ß  - die Herausfor­
derungen unserer Zeit - es ist ja auch e ine faszi­
n ierende Zeit - bewältige n  u nd vor a l lem da­
durch einen Beitrag fü r den Fr ieden in  Europa 
jetzt und für künft ige Generationen erbri ngen 
können .  (Allgemeiner Beifall. ) l o.m 

Vize präsident Waltel' Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet war Herr Bu ndesrat Ru m pold.  Er 
ist leider n icht anwesend.  daher erte i le ich Frau 
Bu ndesrät in  Dr. Karlsson das Wort. ( Bundesrat 
Dr. 5 c h a m  b e  c k: Das nennt man AlIfwerwng 
des Bundesraces! - Bundesrat A r b  e i l  e r: Ist er 
el1 lschuldigl? ) 

J /)./IY 

Bundesräti n  Dr .  I rmtraut  Karlsson (SPÖ, 
Wien ) :  Das s ind d ie Kol lege n ,  d ie den anderen 
vorwerfe n ,  daß sie s ich nur e i nmal  im Monat das 
Geld abholen kommen .  (Beifall bei SPÖ lind 
Ö VP. - Bundesral Dr. S c  h a  m b  e c k: Sehr rich­
tig.' - Weitere Zwischenrufe . ) Genug! 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Frau 
Bundesräti n  Dr .  Karlsson ist am Wort. b itte . 

Bundesrät in  Dr .  I rmtraut Karlsson Ifortset­
zend) :  Herr Präsident !  Herr  Min iste r !  Hoher 
Bundesrat! Ich war vor d ieser D isk ussion  etwas 
verzweifelt,  m u ß  ich sagen.  habe aber wirkl ich 
mit Befried igung festgestel lt ,  daß ich mich den 
Ausführungen  meines Vorredners u nd auch dem 
Redner davor ohne i rgendwelche Abstriche an­
sch l ießen kann. Und das ist gut  so, denn meiner 
Meinung nach ist bei den Gesetzesbesch lüssen,  
über die wir nunmehr zu beraten haben ,  d ie St im­
me der Vernunft, d ie St im me der Toleranz,  die 
Sti mme der Liberal ität untergegangen und hat 
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s ich,  wie schon so oft, n icht du rchgesetzt. Und ich 
meine diese St immen in a l len F raktionen .  

Ich hatte in den vorigen Wochen Gelegenheit .  
doch mit  Kol legen .  auch Nationa lrät innen und 
National räten .  zu sprechen .  Da  gehen die Ansic h­
ten quer durch d ie F raktione n :  Da s ind d ie  e inen .  
d ie Kontro l le wol len,  Besc hränkungen wol len .  
und d ie anderen,  die sagen :  So  können wi r  das 
n icht löse n !  

Die Dinge , d ie seit d e r  Besch lußfassung i m  Na­
tionalrat geschehen sind, sol lten uns beschämen 
beziehungsweise zu mindest zu  denken geben.  

E rstens: der Mythos vom Asyl land Österreic h .  
W i r  haben die Zah len v o m  CNO-Flücht l ings­
hochkommissariat .  In Österreich entfallen auf  
1 000 Ei nwohner 2 .7  Flüchtl i nge . in  der  Schwe i z  
3.8. i n  Schweden 3 .5  v o n  der Bundesrepubl i k  
De utschland. d ie j a  diesbezügl ich e in Spezial pro­
blem hat. ganz zu schweigen .  

Zweitens: Der Ausbruch von bornierten Vorur­
tei len gegen über den e inreisenden Ru mänen bis 
- und das hat mich besonders betroffen gemacht 
- i n  unsere Ausschu ßdisk ussion h ine in .  Der an-
wesende Beamte des In nenmin ister iums mei nte .  
daß d ie  F l üchtl i nge n unmehr - und damit mei n ­
te  er a l l e  Reisenden aus  Rumänien,  sie wurden 
also unisono zu Flüchtl i ngen erk lärt - vor der 
Visumserte i l ung einr e isen wol lte n .  Es waren dar­
unter Menschen. die Verwandte besuchen wol l ­
ten. Menschen.  d ie sich natü rlich nicht vorberei­
tet hatten ,  denn wen n  ich zu einem Verwandten 
fah re. der für mich sorgt. dann werde ich n icht  
a l le meine E rsparnisse i n  Val uta umwechseln und 
mich auf  den Weg mac hen. Ko llege Lakner. der 
Vorwurf, daß die Visapfl icht  zu  früh angekündigt 
wurde. ist absurd.  E inem Land ,  das wen ig Telefo­
ne hat. wo die Post n icht ordentl ich funktion iert 
und so weiter .  m u ß  man - ganz im Gegente i l !  -
eine noch viel längere Vorbereitu ngszeit geben .  
damit die Menschen,  d i e  reisen wol len .  sich auf  
d iese Dinge e inste l len können .  

E i n  Dozent aus  G raz ha t  mich zum Beispie l  
gebeten ,  ihm zu helfen .  Sie haben e inen Kongre ß 
vorbereitet, wo sie auch Delegierte aus Rumä­
n ien ,  und zwar nicht aus der Hauptstadt, e ingela­
den haben .  und d ie können nicht kommen . Das 
heißt .  früher konnten d ie Leute nicht kommen ,  
we i l  man  s i e  nicht h i nausgelassen hat,  wei l  man 
Ihnen keine Pässe gegeben hat, und jetzt können 
die Leute nicht kommen, wei l  sie von Österreich 
kein Visum k riegen .  we i l  dort die Leu te angeste l l t  
s ind, wei l  s i e  i n  d ie Hau ptstadt fah ren  müssen .  
u n d  so weiter und so fort, wei l  die Maßnahmen 
nicht rechtzeitig vorbereitet werden konnten. 

Also auch d iese Dinge so l lten wir neben jenen 
beschämenden Dingen .  d ie s ich abgespielt haben 

bei der wi l l kür l ic hen  Hinaufsetzung der Beträge. 
die jemand mit  s ich fü hren mußte , bedenken .  

Drittens: A m  erschreckendsten war jene sozia le 
Pan ik ,  d ie erzeugt wurde a m  Tag vor der Einfüh­
rung der Visapfl icht .  , ,35 000 Rumänen a n  den 
Grenzen! "  ,, 1 00 000 Rumänen an den Grenze n ! "  
Also h ier wurde e i n  K l ima erzeugt . das wirk l ich  
darauf abgez ielt  hat. da ß Ma ß nahmen,  d ie 
sch lecht sind , d ie  unmensc h l ich sind, noch a ls  das 
k le inere Übe l besch lossen werden sol len .  

Es  hat  auch  i mmer wieder - es wurde das 
schon gesagt - jene fei ne Unterscheidung  i n  
Wi rtschafts- u nd po l i t isc he F lüchtl inge , aber auch 
jene entrüsteten Zurückweisungen gegebe n :  Wir  
sind ke in  E i n wanderungsland !  Wir  müssen uns  
vor  Überfremdung 5chützen ! . u nd so  weiter .  
Auch da kon nte ich  feststel len ,  daß es Ver n ünfti­
ge gibt - ebenfa l ls über die Parteigrenzen h in ­
weg. E in Beispiel  dafür ist der  Art ikel  des  Abge­
ordneten Ettmayer in der .. F u rche" , der s ich seh r  
woh l  für eine E inwanderu ngspol i t ik  ausspricht .  
Und die so l len  wir  ja auch haben, denn so ist es ja 
nicht .  da ß wi r nicht auch Einwanderer ert ragen.  
Einwanderer benötigen .  

Das Gesetz  ist sch lec ht .  wei l  es die Entsc hei ­
du ng an d ie G renze verlagert, wei l  es  ohneh in  
überlasteten Beamten e ine  E ntscheid u ng z u mutet 
in  e iner Diffiz i lität ,  d ie d iese nicht immer und 
rasch gen ug übersehen können .  

D ie Gesetzesbesch lüsse s ind sch lecht,  wei l  sie 
das Problem der Wanderungs- und F lüc ht l ingsbe­
wegung nicht vernü nftig angehen ,  so ndern  an In­
stin kte der Abwehr.  der  F remdenfeindl ich keit ,  
des Absch l i eßens,  des Abschottens Österre ichs 
appe l l ieren .  

S ie s ind  sch lec ht.  we i l  s ie  zu beruh igen suchen 
und n icht aufz u k lären , und s ie s ind au ßerdem 
sc h lecht, we i l  s ie,  wie bei a l len Ind ikationslösun­
gen,  wo man Gründe glaubwürdig machen m u ß  
für seinen Ensch lu ß . jene bevorzugen,  d ie besser 
reden können,  d ie Unte rstützung haben,  d ie  in­
formierter s ind .  

I m  Fa l le  R u mäniens wird es  wahrsche i n l i ch  
dem . .  Sec uritate" -Angehörigen. der s ich  vorher 
informieren konn te über  d ie österreichischen 
Asylbest imm u ngen ,  le ichter ge l i nge n,  se ine 
Gründe glaubhaft zu mac hen als  e iner Siebenbür­
ger- Bäuerin .  d ie der verfolgten M inderheit ange­
hört. D ie E re ignisse der letzten Tage in Rumä­
nien  haben ja geze igt. daß  Verfo lgung von ethn i ­
schen Minderheiten .  aber auch - ich b in  ja n icht  
so nahe dran,  aber in Kreisen der Kathol ischen 
Kirche hat man s icher bessere I nformationen -
von rel igiösen M i nderheiten  an der Tagesord­
nung sind. Die F l ücht l ingskonvention hat ja  n icht  
nur d ie po l it isc he Verfolgung, sondern gerade 
auch die Tatbestände der rel igiösen und ethn i -
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sehen Verfolgung in ihre n  Gründen angeführt, 
warum jemandem Asyl gewährt werden  sol lte. 

Wir haben n u n  dieses Gesetz. und wir werden  
heute ke inen E inspruch dagegen erheben. aber 
ich hoffe , daß es zumindest e ine Funktion hat :  
uns näml ich  jene Atempause zu geben,  um ver­
nü nft ige Lösungen  zu fin de n .  

I c h  würde v o n  h ier aus. da e s  dazu noch n icht  
geko m men ist. d ie Kol legen und Kol leginnen aus 
a l len F raktionen b i tten .  ob wir  nicht .  we il es eben 
tl ie Bundesländer und d ie Gemeinden betrifft. 
von d iesem Bu ndesrat aus e inen Entsch l ießu ngs­
antrag einbringen könnten ,  e inen Ensch l ießu ngs­
antrag, der sich n icht an das Innen min isteri u m  
wendet. da e s  gerade bei Beratung u n d  Betreu­
ung,  wie wir aus anderen Bereic hen wissen und 
wie uns  Sozialarbeiter, d ie d iese Erfahrung ha­
ben. i m mer wieder sagen ,  gü nstig ist. wen n  d ie 
kontro l l ierende Instanz u n d  d ie beratende Instanz  
n icht d ie gleiche ist. Ich  würde daher anregen .  
daß  wir  uns einen entsprechenden Antrag übe rle­
gen. Ich beantrage es jetzt n icht, denn das m u ß  
man vorher absprec hen, aber es ist eine Aufforde­
rung an diejen igen,  die das interessiert .  daß wi r 
u ns i m  Laufe der heutigen Sitzung zusammenfin­
den und fo lgende P unkte überlegen:  

Wir könnten von diesem Bundesrat aus e in 
F lücht l ings- und Zuwandererbetreuungsgesetz.  
angesiedelt im Sozia lmin ister ium.  i n i t i ieren. das 
zum Be ispiel vorsieht. den  von Wien auch über 
a l le Fra ktionen vorgesch lagenen F lücht l ings- und 
Zuwandererbetreuungsfo nds bundesweit e inzu­
richte n .  E in  weiterer Punkt  könnte n d ie .  von mei­
nem Vorredner schon angeführten.  dem Ausbi l ­
d ungs- und Sprachn iveau der  F lüchtl i nge und 
Zuwanderer angemessenen Sprachkurse sowie In ­
formationen betreffend österreichische Gesetze 
und Vorschriften,  österreich ische Ku ltur- lind Le­
bensgewohnhe iten sein.  

E ine weitere Aufgabe des Fonds könnte es sei n ,  
d a ß  v o r  a l lem Sozialarbeiter oder ähn l ich qual ifi­
zie rte Personen in den Gemeinden Quartiermög­
l ichkeiten ausfindig machen.  daß sie die Gemein­
de ,  die Bevölkerung i nfor m ieren, was auf s ie  zu­
kommt,  wer auf s ie  zu kom mt. Sie könnten auch 
potentie l le Mögl ichkeiten ausfindig machen - es 
m u ß  ja n ic ht i m mer gle ich  al les angefü l lt werden 
- ,  uns sie m ü ßten - u nd das sc heint mir so 
wichtig - dann, wenn die F l ücht l inge einmal da 
s ind ,  auch begle itend tätig sein .  um Konfl ikte zu 
vermeiden,  u m  Vorurtei le  abzubauen .  Denn oft 
ist es ja so: Da werden Q uartiere ausfindig ge­
macht - ist auch schon gesagt worden - ,  irgend­
e in  Beherberungsbetr ieb, dem es sch lecht geht, 
fül lt e in mal a l les an, und es kümmert sich kein 
Mensch au ßer Fre iwi l l igen ,  d ie das z u  ihrem An­
l iegen machen ,  u m  diese Flüchtl i nge .  Also auch 
das könnte man in d iesem Fonds e inr ichten .  

Daneben könnte man.  wenn das beim Sozia lm i ­
nisteri u m  angesiede lt  ist, Inst itutionen, d ie  jetzt 
schon in seh r  u nbüro kratischer und günstiger 
Weise tätig s ind - wie zum Beispie l  das I nstitut 
für Arbe itsmarktbetre u u ng und d ie Arbei ts­
marktbetreuer - ,  nach Vor l iegen gesetzl icher 
Rege l ungen auch für F l üc ht l inge und Zuwande­
rer tät ig werden lassen .  S ie könnten die Betroffe­
nen auch über ihre Rec hte. über den Umgang mit  
Behörden .  informieren und  - soweit  es  ihnen 
mögl ich ist - auch kontro l l ieren ,  daß d ie F lüc ht­
l i nge und Zuwanderer nicht ausgenützt werden .  
daß keine Verstö ße gegen gesetzl iche Regelu ngen 
vorkom men .  

Als Letztes etwas, was ebenfalls auf  Privat in­
it iative zum Beispiel  i n  N iederösterreich versucht 
wurde. Ich würde das v iel leicht i nte rkulture l le 
Friedens- und  Bi ldungsarbeit nennen. Hiebei 
geht es daru m .  in  k le inen  Gruppen in  der Bevöl ­
kerung Verständn is über  d ie  Grenze h i nweg zu 
erzeugen .  Auc h das könnte man in  Geme inden 
mi t  F lüchtl ingen a n regen und machen :  Vorurteile 
abbauen und voneinander lernen . Den n  die 
F l ücht l i nge s ind j a  nicht i m mer n ur sozusagen das 
Letzte, sondern es s.!nd zum gro ßen Tei l  hoc h mo­
tivierte Leute, die Osterreich etwas zu geben ha­
ben u nd h ier e in  neues Leben in Freiheit und Si­
cherheit führen wol len . 

Noch ein P un kt :  Rückwanderungsprojekte. I n  
Schweden ha t  man ,  a l s  d i e  Diktatur i n  U ruguay 
abgeschafft bez iehungsweise d urch e in demokra­
tisches System ersetzt wurde, für d ie  F lüc ht l inge 
aus U ruguay sehr  erfo lgreiche Übergangs- und  
Rüc kwanderu ngsprojekte gemacht .  

Auch das wäre e i ne Möglich keit, längerfristig 
e ine Lösung zu f inden ,  d ie human und l iberal ist. 
Den n  es kann ja n icht  so se in ,  daß wir zwar den 
" E isernen Vorhang" jetzt nicht me hr haben,  aber 
statt dessen den  Vorhang der papierenen B ü ro­
kratie und der  I n tolera n z  erric hten .  Die Öffnung 
der Grenzen ist  e i ne Chance für Österreic h -
nicht nur  wirtschaft l i ch ,  sondern auch mensch li ch  
und demokratisch .  N ützen wir  gemeinsam d iese 
Chance! (Allgemeiner Beifall. ) 1 O.:2.J 

Vizepräsident  Walte r  Strutzenberger: Zum 
zweiten �lal z u m  Wort gemeldet ist Herr  Bu ndes­
rat Rumpold .  I ch  erteile ihm d ieses. (Bundesrat 
Albreclzt K 0 n e C n y: Herr Präsident.' Müssen h'ir 
ihn nicht gesondert begrüßen. wenn er einmal zu 
uns kommt?) 

[().:2.J 
B u ndesrat Gernot Rumpold (FPÖ. Kärnten) :  

Wen n  S ie  wo l l en ,  Herr  Abgeordneter, bitte sehr !  
Es steht  Ihnen da n ich ts i m  Wege ! 

Seh r  geehrter Herr P räsident !  Sehr  geehrter 
Herr M in ister !  Sehr  gee h rter Herr Min ister!  Mei­
ne sehr  geehrten Damen und Herren ! (Bundesrat 
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S e  h a e h n e r: Die Mehrzahl heiße aueh Mini­
ster.') - Bitte? (Bllndesrat S c  h a c h  !l e r: Die 
Mehrzahl l 'Oll Minister ist a[{ch Minister.'! Ich b in  
höfl ich .  ich begrüße jeden einze ln .  I s t  das okay? 
(ßulldesrat A r  b e i  t e r: Ganz et l'v'as Neues.') Die 
Gewerkschafter sc hlagen heute wieder zu  ! 

Meine seh r  vere hrten Damen und Herre n !  Die­
ses heute zu beschl ießende Gesetz ist ein Aus­
druck dessen,  was in den letzten Tagen h ier i n  
Österreich passiert ist. D ie Ereignisse der letzten 
Tage zeigen wieder .  da ß diese Koa l it ionsregie­
rung der be iden alten Parteien am Volk vorbe ire ­
giert - und zwar ordent l ich .  ganz  ordent l ic h !  -
und mit Schei nargumenten versucht (Bllndesrac 
S e  h a c h  Il e r: Die haben wohl Sie.' ) .  d ieses Lü­
gengebä ude . das s ie sich in den letzten drei Jahren 
aufgebaut hat. durch Ad-hoc-Hand lungen zu  hal ­
ten .  

Meine sehr  verehrten Damen und Herre n !  Kai­
sersteinbruch ist übera l l !  Mit d iesem Schlagwort 
möchte ich es bezeichnen .  daß Sie überhaupt kei n 
Gefühl haben für das. was i n  Öste rreich noch zu 
tun ist. und für das. was i n  Österreich vorhanden 
sei n  so l l te . 

D ie F lücht l ingspol i t ik  d ieser Bu ndesregierung 
ist ja  wirk l ich e ine Beleidigung fü r jeden polit i­
schen F lücht l ing,  der in unser Land ko mmt. 
Denn ein pol i tischer F lüchtl ing ist ein pol it isch 
Verfo lgter. e i n  rassist isch Verfolgter (Bllfldesral 
Albrecht K 0 11 e { Il y: Von Ihnen.' ) .  e in  rel igiös 
Verfo lgter oder e in  sonst i rgendwie Verfo lgter .  
Abe r  das. was heute in  Österreich passiert, meine 
sehr  verehrten Damen und Herren vor al lem von 
der l i nken Re.�chshälfte , ist folgendes: Wir  haben 
das Asy l land Osterre ich zum k lassischen E i nwan­
dererland gemacht, aber Sie versuchen. jene St im­
men .  el ie Sie durc h  Ihre U nfähigke it verl o re n  ha­
ben , durch d iese Menschen ,  die heute nach Öste r­
re ich kommen .  zu kompensieren.  Das ist Ihr  Ar­
gument, meine  sehr  vereh rten Damen und Her­
re n !  Jawoh l !  (Bulldesrätin Dr. K a r  I s s  0 n:  Das 
ist eine ganz ullmögliche. miese Art!) 

Die Vergleiche.  d ie Sie heute anste l len m i t  dem 
Jahre 1 956. m it dem Jahre 1 968 . . .  (Bllfldesrac 
Albrecht K 0 n e e il y: Wir haben die Fliichtlinge 
ja nicht geholt!) Ja. Herr Gewerkschafter, tun  Sie 
nicht so ! Die Arbe iterkammer-Wahlen sch lagen 
Sie auch mit den Fremdarbeitern und n icht  mit 
den Österreichern ! ( Bwutesrac Albreehe K 0 -
Il e C n y: Was soll das heißen ? '  Was isc das für eille 
Diffamierung.'? Äußern Sie sich dazu.' - Ironische 
Heiterkeit des Blllzdesraces R II In p o l d. ) 

D ie E inwanderungen ,  d ie im Jah}"e 1 956 aus 
Ungarn,  d ie im Jahre 1 968 aus der CSSR erfolgt 
si nd. sind mit  denen ,  d ie heute passieren .  n icht 
vergleichbar. (Bundesrat A lbreeht K O ll e  (n y: 
Sie haben es vorhin gar nicht gehört.' Wieso spre­
chen Sie dazu ?) Wir waren damals e in  Asyl land. 

das politische Flüchtl i nge aufgenommen hat ,  wir  
waren ein . ,normales·' Ei n wanderungsland. das 
heute in der Form praktisc h n icht mehr vorhan­
den ist . wei l  d iese Art der E inwanderung n icht 
mehr passiert .  Wir waren damals e in  Basis land . 
von dem aus wir d ie Leute i rgendwo h i n  weiterge­
sch ickt  haben ;  nach Kanada, nach Ame rika ,  in d ie  
typ isc hen E inwanderungsländer. Nur  heute kan n 
ich sie n i rgendwoh in  mehr sc h icken !  (Bundesrat 
A lbrecht K 0 II e { Il y: Der Mensch hat keine Ah­
nung! Zehntausende Ungarn, die damals zu Ilns 
gekommen sind. sind hellte unsere Mitbürger.' Sie 
haben keine Ahnung. WO I'OIl Sie reden!) Ja. Herr 
Ko l lege !  Damals sind Hunderttausende Mensc hen 
zu uns gekommen. aber die sind al le weiterge­
wandert .  So ist es ! V iel le icht  s ind S ie auch e iner 
von jenen - ich wei ß  es n icht  - ,  we i l  Sie s ich so 
h i ne inhaue n !  (Bulldesräcin P a  i s c  h e r: Erkundi­
gen Sie sich. wer sind die Siebellbiirger. die hellte 
bei tillS sind. und all die anderen ? - Bundesrat 
A lbrechl K 0 11 e C 11 y: Herr Kollege.' Erkundigen 
Sie sich doch ein l1/enig über die Tatsachen.') 

Vizepräsident Walter Strutzenberger (das 
Glockenzeichen gebend): B undesrat Rum polcl ist 
am Wort , b itte ! Also reden Sie we i ter !  ( Bll Izdesrat 
A r b  e i  ( e  r: Wer die Rede geschrieben halo täc ' 
m ich interessieren.') 

B undesrat Gernot Rumpold (fortsetzend) :  Wer 
d ie Rede geschr ieben hat. täte d ich  i n teressieren? 
Ja .  Herr Kol lege Arbe iter. ich werde me ine Quel­
len unbed i ngt preisgeben .  damit d u  auc h  ei nmal 
e i ne geschei te Rede halten kan nst. 

Aber ich werde jetzt versuc hen ,  e inmal auf d ie 
Tatsachen e inzugehen .  Logischerwe ise ergreifen 
jene Menschen.  d ie heute zu u ns kommen.  d ie 
Chance. daß  s ie in Österre ich 1 70 S am Tag be­
kommen - ja. 1 70 S am Tag !  - .  o h ne daß sie 
etwas arbeiten müssen .  ohne daß sie ( Bundesrat 
S c  h a c h  n e r: Der Herrenrasse angehören.' ) et­
was tun müssen (Bundesrat S c  h a c h  n e r: Und 
aflch flicht dürfen. lieber Herr.') , während sie in  
i h ren Urspru ngsländern maximal  30 bis  50 S be­
kommen,  so l lte n  sie dort arbeiten .  

Heute s i n d  w i r  i n  Österre ic h  aufgrund Ihrer 
Sozialpolit ik .  meine Damen u n d  Herren ,  so weit ,  
daß ein Mensch,  ein Arbeiter, der 35 Jahre lang 
gearbeitet hat, der in Notstand gekom men ist, 
7,50 S am Tag bekom mt. 7,50 S am Tag! (BUfl ­
desrac S c  h a c h  f1 e r: Sie träumen ja!) Nei n  wirk­
l i ch ,  das ist eure Pol i t i k !  Die sozial ist isc he Po l i t ik  
ist das !  ( Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ . ) D ie 
M enschen s ind von euch verraten und  verkauft 
worden ,  und das m ü ßt ihr  e i n mal  e inbekennen !  
( B undesrat 5 c h a c h n e r: Jetzt langes aber bald.' 
Der Kilo Ohrwaschlsalat ist baLd obabrockt.'i Ja­
woh l .  d iese Menschen sind von euch verraten und 
verkauft worden !  (Heftige Zwischenrufe bei SPÖ 

(uzd Ö VP. ) 
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Noch dazu ist, wen n  man sich die Geschichte 
wei ter anschaut,  d ie Quarantänestation i n  Trais­
k i rchen aufge löst worden. nur um mehr P latz zu 
bekommen.  Die pr imit ivsten E inr ichtungen e iner 
Asylpolit ik in  Österreich sind nachlässig behan­
delt worden,  nur um gewisse miß l iche Geschich­
ten zu vertuschen .  (Bundesrat 5 e h  a c h  n e r:  Die 
Gaskammern haben wir a llfge löst.') - Ja,  bitte. 
Herr Kol lege, das war ganz  e in  . ,gescheites" Argu­
ment. wirk l ich ein ganz .,gescheites" Argument !  
(Bundesrat 5 c h a  c Iz f1 e r:  Die haben ja nur der 
EflllallslllZg gediem nach eurer Version .') - N ur  um 
gewisse Di nge zu  vertusche n !  Das ist wirk l ich der 
Gi pfe l der Zum utbarkeit ,  u nd so kann man nicht 
mehr weitertun ! 

Leider ist der I nnenmin ister.  den das Ganze be­
trifft, heute n icht  selbst da. Der Mann so l lte sich 
das einmal anhöre n !  (Bundesrätin P a  i s c  h e r: 
Soll er sich das allch /loch anhören ?) Er  war e in­
mal  in Traisk i rchen ,  da ist er  a usgepfiffen wor­
den. da hat er Po l izeischutz gebraucht, den n  sonst 
hätten d ie Leute ihn  wahrsche in l ich zerrissen,  
we i l  er  einfach unfäh ig ist. die Problematik zu 
erkennen.  unfähig ist. e ine Systematik in  die gan­
ze Asylpol i t ik  zu  bringen IBulldesrätin P a  i ­
s c  h e r: A.ber ihr seid fähig.' Nur die Freiheitlichen 
sind fähig.' ) ,  u nfäh ig ist, das System so aufzubau­
en.  daß .. wi rk l ich  e ine ordentl iche Asy lantenpoli­
t ik in  Osterre ich betrieben wird und n icht  e ine 
E i nwanderungspol it i k .  wie Sie das. mei ne sehr 
verehrten Damen und Herren, zur Kompensie­
rung Ihrer verlorenen Stimmen machen wo l len .  
IBundesrat 5 c h a  e h  I l  e r :  So eine llngeheure Lo­
gik steckt da dahinter! Das könnte direkt \'Gm Pro­
gramm des " Florenzer Kreises " abgeschrieben 
se in!) Aber,  tun Sie n icht  so von der Seite her ,  
Herr  Kol lege ! Tun S ie doch nicht  so ! 

Die Novel le zu  d iesem Pa ßgesetz ist so lange 
unwirksam, solange es ke in Schubabkommen 
zwischen Österreich ,  J ugoslawien und U ngarn 
gibt. denn für d ie Asylantenpol i t ik  sind Ungarn 
und Jugoslawien d ie E rstauffangsländer, d ie diese 
Menschen beherbergen sol lten. Das wissen Sie 
wahrsche inl ich gar n icht ,  meine sehr verehrten 
Herrn Bundesräte ! (Buildesrat S c  Iz a c h  Il e r: 
Ach, das wissen .vir nicht.') Da sage ich Ihnen 
wahrschein l ich  etwas Neues, also hören Sie zu !  
(Bundesrat G a r  g i  t t e r :  Reden Sie doch nicht so 
dumm daher!) 

Solange d ieses Schubabkom men nicht gemacht 
wird ,  ist d ieses Gesetz, das wir heute h ier be­
sch l ießen,  völl ig unwirksam. Mit d iesem Gesetz 
können wir weder F lücht l inge wegschicken noch 
können wir Kri mi ne l le aus der Türkei oder aus 
den Ländern Oste uropas wegsch icken, denn  so­
bald jemand bei uns e i n  Asylansuchen e in reicht,  
ist er  geschützt .  F ü r  Jahre geschützt! Er  wird hier 
gehalten . Er  w i rd hier durchgefüttert. (Bundesrat 
S c  h a c h  11 e r: Füuern iut man Viecher, Herr 

Kollege.') Wir Österreicher haben kei ne Chance. 
mit d iesen Men�.chen �twas anzufange n .  ( ZI1'i­
schell rufe bei SPO und O VP. ) 

Dan n  gibt es da noch eine witz ige Gesch ichte. 
Bei der BH Baden kann jeder, der nach Öster­
reich kommt ,  sofort eine Aufe nthaltsgenehmi­
gung beantragen .  Sofort !  Er  bekommt s ie  dort 
ohne P r üfung, o h ne irgend etwas. Das geht  so 
weit. daß jene,  die i rgendwo i n  den B u ndeslän­
dern leben ,  heute nach Baden fah ren,  zur B H  Ba­
den , s ich  dort ihre Aufenthaltsgen� h m igung ge­
ben lassen und dan n  wieder nach Osterreic h  ab­
wandern.  (Bulldesräcin K a r  I s s  0 Il: Kellnen Sie 
das. 'i'orüber Sie reden ?) h prüfen Sie das e inmal !  
Bitte p rüfen Sie das e inmal ,  F rau Kol legin !  Das 
ist ja e in  Wahnsi n n !  (Bilndesrat Ing. P e  Jl z: Bei 
Ihnen braucht man nichts zu prüfen! Das stimmt 
doch nicht.') Das sti m mt ,  mein sehr verehrter 
Herr B undesrat !  Das stimmt !  ( Wellerer Z'vt'ischen­
ruf des BUlldesrates Illg. P e  n z. ) Ja, we i l  sie zufä l ­
l ig  dort  woh nen ,  viel leicht. ( Bundesrat Il1g. 
P e ll z: Sie stellen Dinge in den Raum ,  die n icht 
der Wahrheit eIltsprechen! Das machen Sie n icht 
das erste Mal. sondern immer ,vieder l 'Oln Redner­
pult allS.' - Der V i  z e p r ä  5 i d e n  t gibt Ileuer­
dings das GLockenzeichen. ) Gott sei Dank ,  daß Sie 
ein bi ßehen aufgemunte rt werden,  sonst sch lafen 
Sie ja die gan ze Zeit in  der Bank .  Das ist ja 
sc hl.!mm.  (Heflige Z,dschenrufe bei Ö VP und 
SPO. ) 

Also ich würde sagen .  daß das überprüft ge­
hört. was d iese BH Baden aufführt ,  da ß jener.  die 
d ie �oz ia lstat ion .: . .  IAnhaltende Z 'vt 'ischenrufe 
bei O VP und 5PO. ) Nei n !  . . .  der d ie  Sozialsta­
t ion . . . ( Bundesrat 5 c h a  e h  fl e r: Geh heim.' )  
Schau ,  i ch  rede eh  für euch .  Reden S '  n icht dage­
gen , sonst verl ieren S ie wieder Wäh ler .  (BlUutes­
rat A r b  e i t e r: Setzen.' Fünf.' - BUlldesrat 
5 c h a c h  n e r: Wir verlieren keine Wähler.') 
Nei n ,  ne in ,  überhaupt n icht. (Bundesrat A r b  e i  -
t e  r: Geh heim.' - Allhaltende lawstarke Zwi­
schenrufe bei allen Fraktionen . )  

Vizepräsident Walter Strutzenberger (das 
Glockenzeichen gebend) : Bundesrat Rumpold ist 
am Wort ! Bitte fortzusetzen! 

Bundesrat Gernot Rumpold (fortsetzend) : Dan­
ke, Herr Präsident! (Bundesrat  A r b  e i l  e r: Er 
hat die faLsche Rede mitgenommen .' Er ,voLL te vor 
Kindern auftreten.') Oh,  Herr Kol lege Arbeiter !  
N u r  weil  S ie 30 Prozent bei d e n  Betriebsratswah­
len ver loren  haben ,  b rauchen S ie jetzt nicht so 
agress iv z u  sei n .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Bitte zur  
Sache !  S i e  s i nd  am Wort! (B llIutesrat P i  c h L e r: 
Wäre es nicht besser, er würde gleich a ufhören?)  

B u ndesrat Gernot Rumpold (fortsetzend) : I ch  
möchte nur  e ines noch sagen.  und dann höre ich  
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schon auf (demonstrativer Be ifall bei SPÖ und 
Ö VP) ,  sonst schreien Sie mich ja nieder. Aber das 
ist  die demokratische Pol i t ik  i n  Österreich,  daß 
die beiden Altparte ien natür l ich versuchen. jedes 
Argumen t  der Opposition n iederzubrül len .  Aber 
das ist ja o kay so , i h r  könnt es ruhig machen ,  n ur 
wird die Opposit ion immer stärker und i h r  im mer 
schwächer.  Das ist der Erfolg eurer Pol i t ik �  (Bllll ­
desrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Sie haben UIlS n icht zu­
gehört, und wir müssen UIlS das anhören.') N ur die­
se Weichen ,  meine sehr  verehrten Damen u nd 
Herren,  �lie  Weichen ,  die die rot-grüne Chaospo­
l i t ik  in Osten'e ich ,  die rot-grü ne Chaoskoal it ion 
in  der Asy lantenpol it ik  verfo lgt, ist ja wirk l ich 
zum Scheitern veru rte i lt. Ihr  verbü ndet euch mit  
den Roten .  mit den Grünen ,  mit  al len jenen, die 
versuc hen . . .  (Bundesrat S c  h ( {  e h  f 1  e r: Nein.' 
Wir silld die Roten.') Ja, aber nicht mehr lange. 
denn die Farbe ist auch sc hon abgeb lättert bei 
euch. Die Farbe ist auch schon abgeblättert, Herr 
Kollege ! 

Ihr  versucht,  diese Pol i t ik  voranzutreiben,  jene 
Menschen zu fördern in  Österreich,  die die 
Grundrechte, die die Staatsbürgerrechte aufzu­
weichen versuchen.  Wir  werden dagegen sei n ,  
u n d  wir werden wah rsche in l ich  Erfolg damit ha­
ben . (Bllndesrätin P a  i s c  h e r: Im Ausschuß �mr 
er dafür.' )  - Vielen Dank fürs Zuhören. ( Beifall 
bei der .. 

FPÖ. ::- LaulS(arke empörte Zwischenrufe 
bei SPO lind O\/P. ) j lJ .35 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich be­
grü ße den im Hause ersch ienenen Herrn Bu ndes­
minister für J ustiz Dr. F oregger .  (A llgemeiner 
Beifall. ) 

Zum Wort geme ldet hat sich Herr Bu ndesrat 
Dr .  Unzer.  Ich e rtei le i hm dieses. (Bundesrat 
RllmpoLd "" il/ den SitZwlgssaal I'crlassen. - Ruf: 
Ah ,  jetzt schleicht er sich, wenn es ums Anhören 
gehl.' - Weitere lebhafte Zwischenrufe. J 

} !).35 
Bundesrat Dr. Mi lan Linzer (ÖVP, Burgen­

land ) :  Herr Präsident !  Mei ne Herren Bundesm i ­
n ister! ( Unruhe im SitzlUzgssaale. ) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger ( das 
Glockenzeichen gebend ) :  Bu ndesrat Linzer ist am 
Wort ! Bitte !  

Bu ndesrat Dr .  Mi lan  Linzer (nellerl ich begin­
nend):  Herr  Präsident !  Meine Herren Bundesmi­
nister! Meine Damen und Herren !  Hoher Bun­
desrat! I ch  glaube. d ie Thematik heute h ier i s t  e i ­
gentlich zu wichtig. a ls daß man d ie Ausführun­
gen des Vorredners, des Ko l lege n  Rumpold , ernst 
ni mmt. (Anhaltender Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  

Herr Kol lege Rumpold, aber trotzdem muß ich 
I h nen sagen ,  S ie  haben hier - und darüber b in 
ich sicher mit  mei nen  Kol legen einig - ein be­
sc hämendes Schauspiel für I h r  National-Theater 

gel iefert .  (Neuerlicher lebhafter Beifall bei Ö VP 
(md SPÖ. )  

Ich meine ,  S ie brauchen keinen Dr .  Steger u nd 
auch k e i ne Med ien .  Sie haben jetzt h ie r  eindeutig 
bewiesen ,  wo die nationalen Ideen u nd wo der 
National ismus bei I h nen in  der FPÖ beheimatet 
ist: Der ist näml ic h  gan z  oben an der Spitze und  
durch S ie h ier  vertreten !  (Bundesrat R I I  m p o l  d: 
Der Ratzenböck ist Ihr LandeshauptmafZl1.' Was sa­
gell Sie Zll seiner Aussage ?) Aber ich  möchte 
schon z u r  Sac he sprechen, ich möchte n ur gerne 
e in ige Richt igste l l unge n vornehmen.  (Anhaltende 
Zwischenrufe . - Bundesrat R Cl m p o l  d: Der 
Ratzenböck ist euer oberster Fremdenhasser.' ) 

Leider Gottes hat Kol lege Rumpold h ier bewie­
sen .  da ß er  bez iehungsweise se in Vorgesetzter Dr .  
Haider nach wie vor  n icht  bereit s ind ,  seriöse Po­
l i t ik zu  machen , sondern s ie  hu ld igen nach wie 
vor e inem Zick-Zack-Kurs par excel lence. (Bllil ­
desrac R u m  p o l  d: Ihr macht keine seriöse Poli­
lik.' ) 

Ko llege Rumpold ! Bereits im Herbst hat I hre 
Partei durch  Ih ren Abgeordneten  N icka  im B ur ­
ge n land d i e  scharfe These vertreten :  W i r  z iehen 
die Rol lba lken  herunter  (Blllldesrac R u m  p o l  d: 
Und was mach! ihr jetzt mlt ellrer Visumpflicht? ) ,  
versuc hen ,  unsere Identität. unsere Ku l tur  zu be­
wahre n ,  und pfeifen mehr oder m i nder auf den 
Status e ines Asy l landes! Nunmehr  hat aber Ko l le­
ge Lak ner heute schon in einem anderen S inne 
gesprochen .  Ic h habe das sehr  posit iv vermerkt.  
Kol lege Lakner. 

Von I h ren Ausfü hrungen ,  Ko l lege Rumpold,  
haben wir ja genug Kostproben erhalte n .  Es war 
so, daß Sie bereits im Herbst des Vorjah res, a ls 
d ie Ver hältn isse i n  Rumänien noc h längst n icht  
al len bekannt ,  also unge k lärt waren ,  a uch  in  der 
Tschech e i  und i n  Polen zwar meh r  oder  m i nder 
d ie Demokratisierung im F luß. aber die Verhält­
n isse doch auch u ngek lärt waren ,  gepredigt ha­
ben :  Wir  kapse l n  uns ab ! Wir  wol len  quasi 
deutsc hstämmig b leiben !  S ie pred igen zwar dane­
ben i m mer.  daß  die Minderheiten bei  u ns natür ­
l ich gefördert werden müssen,  denn s ie  s ind ja  
e ine Bereicherung u nseres Bundeslandes, u nseres 
Bundesgebietes, aber getan haben Sie für diese 
Minderhe iten noch nic hts! 

Und dann  gibt es e ine wu nderschöne Aussen­
dung I h re r  Partei i m  Burgen land . Da he i ßt es 
dann so schön .  Die Deutschsprechenden aus der 
Öste rrei ch -Ungarischen Monarch ie s ind Umsied­
ler. das s i nd ke ine Asylanten, die d ü rfen kom men .  
(Bundesrat R u m  p o L  d: Das ha t  die BRD a uch 
gemacht.' Der Herr Kohl!) Also das geht auc h  wie­
der in Richtung National ismus, Rassismus, In ­
human ität und  so weiter .  (Bundesrat 
R u  l1l p o l  d: Ist der Herr Kohl ein Nationalist?) 
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Aber genug davon !  Herr Kol lege Rumpold! I ch  
kann I hnen nur noch sagen - ich komme sc hon  
zum Sc h l u ß  - :  Was Sie heute h ier  geleistet ha ­
ben, war  zweife l los e in  abso luter Tiefpunkt. e in  
Tiefpunkt  aber i n  erster L in ie für  die Freihe i t l i ­
che Parte i !  Das sc hreibe ich  I h nen ins Stamm­
buc.� !  - Dan ke schön. (Beifall be i  Ö VP und 
SPO. ) 1 0AO 

Vizep räsiden t  W alter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner ertei le ich Herrn Bundesrat 
Jürgen Weiss das Wort. 

l / l  . ..f.() 
Bundesrat J ü rgen Weiss (ÖVP. Vorarlberg) :  

Herr Präsident !  Meine Herrn Bundesmin ister !  
Ho hes H aus! Die Ausführungen des Herrn Kol le­
g.en Rumpold kann man aus gru ndsätz l ichen 
Uberlegungen und  wegen eier pol i t isc hen Kultur 
d ieses Ha uses nicht unwidersprochen lassen .  
(Neuerlicher Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  

Ich frage Sie. Herr Ko l lege Rumpold,  woher S ie  
- uncl das  sage ich jetzt ganz de ut l ich - die Un­
verfrore nheit nehmen,  d ie Abwesen heit des In­
nenmi nisters zu k rit isieren ,  obwohl  Sie se lbst e rst 
gegen Sch l u ß  der Debatte hier e ingetroffen s ind .  
(Beifall be i  Ö VP und SPÖ. )  

Wir haben uns vorh in e in  b i ßchen scherzhaft 
gefragt. wo der Kol lege Rumpold b leibe, und w i r  
haben dann gem e int, daß  könne  vie l le icht daran 
l iegen.  daß er  sei nen blauen Schal noch n icht ge­
fu nden hat .  (Bundesrat Ing. M e  i s c  h b e  r g e r: 
Ha.' Ha.' Ha.' - Bundesrat R II m p o l  d: Das war 
ein glller Schmäh.' )  Was Sie  jedoch hier vorge­
führt haben.  Herr Kol lege Rumpold .  war. da ß S ie  
sich m i t  e i nem tiefbraunen . .  Schal ans R.�dnerpu l t  
gestellt haben !  (Beifall be i O VP und SPO. ) 

Und wenn es e inen tr iftigen Grund für I h re 
Abwesen heit gibt. dann woh l  n u r  den, da ß S ie  
nach dem Motto hande ln :  Ich werde mir  mei ne 
Vorurtei le  n icht  d urch das Zuhören  bei  einer D is ­
k tls�ion zerstören lassen !  (Beifall bei Ö VP und 
SPO. ) 

Und , Herr Kol lege Rumpold. zum Sch luß . wei l  
Sie gesagt haben ,  was man heute hier zust immend  
beschl i e ße ,  sei e ine  Beleidigung der  Flücht l inge 
- das ist e in  wört l i ches Zitat (Bundesrat R II 111 -
p o l  d: Es ist eine Beleidigung der Flüchtlinge. den 
das ist keine Flüchtlingspolitik.' ) - :  Herr Kol lege 
Rumpold !  Was S ie hier geboten haben, n icht n u r  
dem S t i l  nach. sondern auch d e m  I n halt nach.  ist 
e ine Bele id igung jener Österreicher,  die mit den 
Mensc he n  in  Rumänien,  aber auch i n  vielen ande­
ren Ländern d ieser Erde etwas te i len :  näml i ch  
�ensch zu �ei n !  (Langanhaltender Beifall bei 
O VP und SPO. ) l O  . ..f.3 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erte i le ich Herrn Bu ndesrat Sa­
l iger das Wort. 

1 O  . ..f.3 
Bundesrat Wolfgang Saliger (ÖVP, Salzbu rg) :  

Sehr  geehrter Herr Präsident !  Sehr  geehrte Her­
ren B undesmi nister! H o hes Haus! Ich wol lte m ich 
ursprüngl ich n icht zu  Wort melden.  aber es ist 
schon notwendig,  hier noch etwas klarzuste l le n .  

Ich  möchte zuerst a u f  d ie ausgezeichneten Aus­
führungen der Frau Kollegin Karlsson eingehen 
und darf h ier  von d ieser Ste l le aus sagen. da ß e ine 
Berei tschaft besteht (Bundesrat R II m p o l  d: Rot­
sch warze Einheic! ) - H e rr Kol lege Ru mpold, Sie 
haben n icht e inmal gehört .  wozu ich jetzt spreche 
- ,  daß es notwendig ist, hier weitere Gedan ken 
zu pflegen .  Ich halte es für r ichtig, wenn wir d ie ­
se n Vorsch lag aufnehmen und we iter durchd isku­
t ieren. Ich b in der Mei n u ng, daß  gerade diese 
Vorsc h läge i n  bezug auf Rückwanderungspro­
gramme du rchaus zu überlegen s ind ,  und ic h b in  
der  Mein ung, daß wi r jenen Me nsc hen. d ie i h re 
Hei mat ver lassen müssen - aus welchen Grü n­
den i m mer - ,  auch wieder Hei mat bieten m üssen 
in  der Zukunft und sie i n  i h rer He imat unterst üt­
zen m üssen.  Ich glaube, daß es für u nser Verhält­
nis und für u nser Verständn is, auch für u nser i n ­
ternationales Verständ n is ganz notwendig ist. daß 
wir jenen Menschen dort e i ne Basis schaffen .  wo 
sie He i mat empfinden können.  Ich halte das für 
au ßerorde ntl ich notwend ig  u nd b in  der Mei n ung, 
da ß wir heute auch von u ns aus h ier e ine I n i t iat i­
ve in d iese Richtung setzen sol lten .  

Gri l l parzer hat gesagt: "Österre ich ist d ie k le i ­
ne Welt.  in der die gro ße i h re P robe hält ."  I Bei­
fall  bei der Ö VP. ) Vie l le ic ht ist das das für uns 
auch Motivation .  in  Zuku nft diese Vorgangsweise 
zu pflegen .  Ich  meine. wir  habe n  Beispiele an uns 
selbst erlebt, daß man u ns geho l fen  hat mit e inem 
internationalen Marsha l l -Plan .  Viel leicht i s t  das 
die richtige Vorgangsweise für d ie Zukunft. Wir  
sol lten das überlegen.  

Selbstverständl ich darf ich a ls Salzburger auch 
an mei nen Alt landeshauptmann Haslauer er in­
nern.  der gesagt hat, daß wir auch i nnerösterrei­
chisc� d iese Sol idarität üben sol l te n ,  daß jene Tei­
le in  Osterre ich ,  die rau mordnungsmäßig n icht so 
privi legiert s ind,  unterstützt werden so llten, dort, 
wo sie Unterstützung brauchen.  Ich glaube a uch .  
daß wir innerösterre ichisch i n  d ieser Weise vorge­
hen so l lten .  

Besonders negativ bee i ndruckt  hat  mich der 
Auftritt des Kol legen R um pold.  Und  ich b in  des­
halb so berüh rt darüber ,  we i l  i ch  glaube, daß e in  
junger Mensch ,  solche Aussagen ,  w ie  er  s i e  sich 
h ie r  geleistet hat, nicht t reffen sol lte . (Bundesrat 
R Li m p o L  ci: Anscheinend kommunizieren Sie nie 
mit der Jugend.') Ich glaube,  daß es gerade für die 
J ugen d  Auftrag sein sol lte, d ieses völkerverb in­
dende Moment  mehr z u  pflegen und aus  den Er­
fahrungen  des älteren z u  lerne n .  Ich  glaube , daß 
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gerade d iese Frage für uns in der Zukunft ent­
scheidend ist. Und wenn er sozusagen von sei ner  
" neuen" Partei spricht,  so finde ich i n  d ieser Par­
tei immer  wieder Wur zeln zu  ei ner anderen Par­
tei .  d ie offensicht l ich eine Asy lanten pol i t ik  be­
trieben hat,  d ie u ns in  die grö ßten Schwierigkei­
ten u nseres Jah rhu nderts gebrac�� hat .  U nd 9.as 
ist das entscheidende. (Beifall bei O VP wut SPO. ) 

Ich  me ine,  daß es mit p lakativen Äußerungen 
al le in n icht  getan ist. Ich fordere S ie in d iesem 
Zusammenhang auf .  Ihre K raft , d ie  S ie offen ­
sic ht l ich besitzen ,  d i e  n u r  falsch e ingesetzt ist 
r Bll lldesrätin P a  i s c  Iz e r: Jawoh l.' ) ,  um I h r  Den­
ken zu verändern,  dafür e inzusetzen ,  eine In ter­
nationa l i tät der Bemüh ungen und ke ine Kleinka­
r iertheit  an den Tag legen ! ( Beifall bei Ö VP lind 
SPÖ. ) 

Wenn Sie sich Wel lental  der So l idar ität befin ­
den , und wenn S ie  meinen, daß " Gewerkschafter'" 
e in  Sch im pfwort ist, so muß  ich I h nen h ier von 
d ieser Stel le aus sagen:  Dam i t  ist es u ns ge lungen ,  
d iese Sol idarität a u f  der Welt i nsgesamt zu e iner  
B lü te z u  br ingen,  u nd ich glaube ,  daß  n iemand in  
d iesem Haus eine negative

" 
Äußerung gegen d iese 

Art der Sol idarität bringen so ll te. ( Z �vischellrtlf 
des Bundesrates R LI m p o l  d. ) 

Sehr  geehrter Herr Kol lege - ich streiche 
" sehr geeh rter" - ,  Herr Kol lege Rumpold,  es ist  
bedauer l i ch ,  daß S ie heute die ausge zeichneten 
Ausfü hru nge n des Kol legen H u m mer  nicht ge­
hört haben .  Sie hätten .  wen n  Sie e i n  vernü nftig 
denkender Mensch sind. h ie r  anders geurtei l t .  I ch  
würde I h nen wirk l ich raten ,  die P rotokol le auf­
merksam zu lesen und aufgrund dessen Ihre An­
sc hall U nge n zu ändern .  Und wen n  Sie mit dem 
Argument  an die Öffentl ich keit t reten ,  daß al les.  
was von der Opposition kommt, n iedergeknüp­
pe l t  wird (Bundesrat R II m p o '  d: Niederge­
schrieen.' ) , so darf ich Ihnen sagen :  I n  der F rage 
der F lücht l inge gibt es ke\.ne Oppos i t io n !  Da gibt 
keine Opposit ion in Osterreich !  (BllIzdesrat 
R II m p o l  d: Das �rolleTl Sie, daß es keine gibr.') 
Es ist unser gemeinsames Anl iege n ,  d iese Frage 
zu bewält igen ,  und  es geht n icht  an ,  daß man in  
d iese r  Ar t  und Weise m i t  den  Ärmsten der  Ar­
men u mgeht. Das ist eine F rage des persön l ic hen 
Anstandes, und ich meine. daß gerade junge Leu­
te d iesbezügl ich mehr Anstand zeige n  so l lten .  

Ich b itte Sie daher,  das i n  der Zuku nft zu be­
herzigen .  Ich gla ube, gerade Sie als e iner, der i n  
der Zuku nft a n  bedeutenden Stel len zumindest i n  
Kärnten wi rken kann, der kann v ie l le icht dort 
e ine S i nnesänder u ng erreichen,  wen n  er  das be­
herzigt. was notwendig ist. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ. )  l IJA8 

Vizepräsident Walter Strutzenberger:  Hoher 
Bundesrat ! Meine Damen und Herren !  Nachdem 
ich mich n unmehr  vergewissert habe, daß der 

Herr Bundesrat R u mpold für die Koa l i t ionsregie­
rung den beleicl � . :' nden Ausdruck "Chaosk ' � :1 l i ­
t ion" gebraucht h,lt, erte i le ich Ihm h iefür einen 
o r d n u n  g s r  u f im S inne der Geschäftsord­
nung. (Beifall bei SPÖ lmd Ö VP. - Bundesrat 
R u m  p o L  d: Tatsächliche Berichtigung.') 

Zum zweiten Mal zu Wort gemeldet ist Herr 
Bundesrat Farthofer .  Ich ertei le ihm dieses. ( Bull­
desrat R II m p o '  d: TacsiichLiche Berichtigung.') 
Herr Bundesrat Farthofer ist am Wort! 

//)..+8 

Bundesrat E r ich Farthofer (SPÖ, N iederöster­
reich) :  Herr Präsident! Meine Herren B undesmi­
nister !  Geschätzte Da men und Herre n !  Herr  
RU ! l l po ld !  Ich darf e inmal  vorausschicken,  daß 
Ih l'e braunen Rülpser ,  I h re sc hokoladefarbenen 
Rülpser an D u m m heit nicht mehr zu überbieten 
sind . Denn hätten Sie unsere Redner he ute vor­
mittag gehört, w ürden Sie anders agieren .  

S ie  s ind bis jetzt  d re ima l  aufgefa l len :  Das e rste 
\'Ial waren Sie noch gar nicht in d iesem Hohen 
Haus. Da haben Sie sich mokiert über die Bezüge 
der Bundesratsko l legen .  (Bundesrat R CI In p o l  d: 
Das ist riet Geld.' )  Ich würde Ihnen empfeh len ,  
Ihre zurückzugeben, we i l  Sie ohneh in  nie da  s ind.  

Das zweite Mal hat I h nen Herr Kol lege Penz 
eine Lehrstunde gegeben ,  weil Sie zehn  M i nuten 
lang Speisesoja mit Futtersoja ve rwechselt haben. 
Das ist ungefähr ,  als würde man el ie Kol legin 
Schmidt mit dem Otto Wanz ve rwechse ln .  Das 
nur  zur  Ih re r  Informat ion .  So be lesen s ind Sie !  
(Heiterkeit und Beifall des Bu.ndesrates Rllmpold. ) 

Das dritte Mal  war heute. Daher, Herr Kollege 
Rumpold. folgendes - und ich erl aube m i r  das 
als ein ebenfa l l s  J üngerer zu sagen. den n  so alt bin 
ich noch nicht,  wie ich ausschaue: ich gehöre d ie­
ser Generat ion an  - :  Es wäre d ie Aufgabe e ines 
Bundesrates , d ie  Anl iegen der Bevö lkerung in der 
Region wah rzu nehmen u nd zu vertreten .  Es ist 
aber nicht Aufgabe e i nes Bundesrates, Pfe ifen zu 
stopfen,  Aktentaschen zu tragen u nd neben e i ­
nem Gro ßgr u nd besitzer  a ls  Altlatus e in Pförtner­
dasei n  zu fristen .  (Heiterkeit Ulld Beifall bei SPÖ 
wut Ö VP sowie Beifall des Bundesrates Rum­
poltU I n.50 

Vizepräsident  Walter Strutzenberger:  Weitere 
Wortmeldungen  l iegen nicht vo r. 

Wünscht noch jemand das Wort? (Bundesrat 
R Li m p o l  d: Tatsächliche Berichtigung.') Ich ma­
che darauf aufmerksam. daß es zu e inem Ord­
nungsruf keine tatsäch l iche Bericht igung gibt. 
(Bundesrätin Dr. K a r '  s s 0 n:  Die Geschäftsord­
nwzg kennt er ja auch nicht.') Aber wenn S ie  etwas 
anderes tatsäc h l ich berichtigen wol len .  e rtei le ich 
Ihnen das Wort. 
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/0.5/ 
Bundesrat Gernot Rumpold (FPÖ, Kii : ' ten) :  

Herr Präsident !  Meine seh r  verehrten Herren Mi­
n ister !  Ich habe das Wort "Chaoskoal i t ion" n icht 
für die gro ße Koa l ition verwendet, obwohl  es h ier  
auc h  zutrifft, sondern für die  rot-grüne Schein­
koal it ion i n  der Asylantenpol i t ik .  ( Bundesrat 
F a  r [ h o f e r: Dann It'ar der Ordnungsruf berecll­
tige.') 1 /J .52 

Vizepräsident Waltel' Strutzenberger:  Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wird vom Herrn Beric hterstatter e in Sch luß­
wort gewünscht? - Das i s t  n icht der  Fa l l .  

Wir  kommen zur Absti m mung. 

Bei der A b s l i lJl  m II n g besch ließt der Bllil ­
desrat m it 5timmeneinhelligkeir. gegen den Gesec­
zesbeschluß des Nationalrates k e i f1 e 11 E i 11  -

S p r  u c h Z.�l erheben. ( Unruhe lind Zwischen rufe 
bei der 5PO. - Bundesrat R Il m p o l d: Weil es 
ein Kas isc.') 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
15. März 1990 betreffend ein Protokoll zum Ab­
kommen zwischen der Republik Österreich und 
der Union der Sozialistischen Sowj etrepubliken 
über den gegenseitigen ur heberrechtl ichen 
Schutz ( 1 1 8 11NR sowie 38311BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: W i r  ge­
langen nun zum 2. Punkt  der Tagesordn u ng: Be­
sc h luß  des National rates vo m 1 5. März 1 990 be­
treffend e in  Protoko l l  z u m  Abkommen zwischen 
der Rep ub l i k  Österre ich und der U n io n  der So­
zial istischen Sowjetrepubl iken über den gegense i ­
t igen urheberrechtl ichen Schutz. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Arbeiter. 
Ich b itte ihn um den Bericht.  

Berich terstatter Gebhard Arbeiter: Seh r  gee hr­
ter Herr Präsident!  Me ine Herren  B u ndesmin i ­
ster !  Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Her­
ren !  Weniger geehrter Herr Rumpold!  M it dem 
gegenständl ichen Besch lu ß des Nationalrates sol l  
e ine Abänderung des Abkommens zwischen der 
Un ion der So��al istischen Sowjetrepubl iken und 
der Repub l i k  Osterre ich über den gegenseit ige n  
urheberrechtl ichen Sc h utz durc h  e i n  Protoko l l  
herbeigeführt werden. 

Das Welturheberrechtsabkommen sol l  auch auf 
Werke oder auf Rechte an  Werken der Staatsan­
gehörigen des jewe i ls anderen vertragsch l ießen­
den Tei les ohne Rücksicht darauf a ngewendet 
werden ,  wan n  sie getroffen worden u nd ob sie 
veröffentl icht worden s ind bezieh ungsweise beja­
hendenfa l ls wann .  

Der  Rechtsausschuß hat  d ie  gegenständl ic he 
Vorlage in se i ner Sitzung vom 20. Mär?- 1 990 in  

Verhandlung genomme n  und e instimmig be­
sch lossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, ke i ­
nen E inspruch zu  erheben.  

Als  Ergebn is se iner  Beratung stel lt  der Rechts­
ausschuß somi t  den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle besch l ießen :  

Gegen den Besc h l u ß  des Nationalrates vom 
1 5. März 1990 betreffend e in  P rotokol l  zum Ab­
kommen zwischen  der Repub l i k  Österreich und 
der Un ion der Sozial istischen Sowjetrepubl iken  
über den  gegense itigen urheberrechtl ichen 
Sc hutz wird kein E i nspruch erhoben.  

Vizepräs ident Walter  Strutzenberger:  Wir ge­
hen i n  d ie Debatte e i n .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr Bundesrat 
Dr. Liechtenste in .  I ch  erte i le i hm dieses. 

/11.5.) 
Bu ndesrat Dr .  V incenz Liechtenstein (ÖVP ,  

Steiermark) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Seh r  
geehrte Herren Min ister !  I c h  darf mich gleich zu  
Beginn entsc huldigen .  meine Stimme ist n icht 
sehr stark.  I ch  möc hte zum vorl iegenden Be­
sch luß  auch nur seh r ,  sehr  kurz sprechen .  

Ich glaube. wen n  wir  von Urheberrecht spre­
chen. dan n  müssen wir  auch sehen. was unter Ur­
heber in  anderen Ländern verstanden wird .  W i r  
haben an sic h das Problem - das hängt jetzt n icht  
mit dem Gesetz zusam men - daß Urheber in  
Österre ich versch iedenste Na�en haben. Ich 
habe auch versc h iedenstes Blut. Aber bitte. dieser 
National ismus hat unser Österre ich ins Verder­
ben gebracht.  Das wol lte ich  nur anfänglich sa­
gen .  

Wenn wir  das Protoko l l .  das im Jahr  1 98 1  ge­
schaffen wurde, und som it das von Österreich u n ­
terzeichnete Abkommen über den gegenseit igen 
urheberrecht l ichen Schutz anschauen,  dann m u ß  
man folgendes sehen :  Das b isher auf dem Gebiet 
des Urheberrechts zwisc hen Österreich  und der 
UdSSR beste hende Rechtsverhältnis fördert er­
freu l icherweise e ine wei tere E ntwick lung. Ich 
hoffe. da ß auch in der Sowjetun ion - oder v ie l ­
le icht  heißt es bald wieder Rußland: etl iche D inge 
ändern s ich ja dort. und wir  hoffen , daß es so 
weitergeht  - e ine wei tere Entwick lung erfolgt . 

Das gegenständ l iche Protoko l l  ist konkret da­
d urch gekennze ichnet,  daß das Welturheber­
rec htsabkommen.  WUA, nunmehr auch auf von 
den jewei l igen  Staatsangehörigen gesc haffene 
Werke ohne Rücks icht  darauf angewendet wer­
den sol l .  wan n  d iese h ervorgebracht worden s ind  
und ob s ie veröffentl ic ht worden sind beziehungs­
weise wan n .  Som i t  ist a lso - nicht wie bisher n u r  
i n  eingeschränkte m  U mfang - eine zeit l ich u n ­
begren zte zurückwi rkende E ntflechtung des u r­
heberrecht l ichen Sch utzes auch  für die vor dem 
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Jah re 1 973 entstandenen kulture l len ,  l iterari­
schen.  wissensc haftl ichen Werke gewähr leistet .  

Für  viele österreich ischen Schaffende - da 
habe ich mich erkundigt - ist dies n icht so unbe­
de utend. we il ja  mit dem Urheberrecht vor a l lem 
d ie  wirtsc haft l iche Verwertung des  geistigen E i­
gentums verbu nden ist und weiters neben der Si­
cherung des materiellen Interesses auch der ideel ­
le  Interessenbereich eindeutig gewährt bleibt. 

In  d iesem S inn  sind wir von der ÖVP absolut  
und mit Freude bereit .  d iesem Abkommen unsere 
Zust immung zu ertei len .  (Beifall bei Ö VP llnd 
SPÖ. )  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesmi n ister D r. Fo­
regger .  Ich ertei le  es i hm .  

1 1i.58 
Bundesm in ister fü r J ustiz Dr. Egmont Foreg-

ger :  Herr Präsident !  Hoher Bundesrat! Meine Da­
men und Herre n !  Nur e in ige Worte. mit dem 
Zie l ,  darzutu n ,  daß das U rheberrechtsübere in ­
kommen mit  der  UdSSR, das wir  se it dem Jah­
re 1 98 1  habe n ,  und d ie heute hier vorl iegende Er­
gänzung dazu in  Form ei nes Proto kolls n icht  le­
diglich in dem Bestreben entstanden sind ,  die 
Zah l  inter nationaler Abkommen möglichst abzu­
runden u nd neue, in  praxi nicht seh r  bedeutsame 
Verträge zu sch l ießen.  sondern da ß da schon et­
was da h i ntersteht. Mei n  Vorredner  hat gerade 
erwähnt,  da ß es um d ie U rheberrechte auch 
österreich isc her P roduzenten geht .  Natü rl ich be­
trifft das auch umgekehrt Produzente n aus der 
LdSSR, deren Werke und Produktionen wir h ier 
zur Ken ntn is neh men können.  

Das Übere inkommen u nd der U mstand, daß im 
Vorjahr, und zwar vor den gro ßen Umwälzungen 
in dem, was man vordem den "Ostblock" genannt 
hat, e in ergänzendes Protokoll gemacht worden 
ist, wirft e i nen  in teressan ten  Bl ic k  auf d ie k ultu­
re l len  Bezieh u ngen, bei denen wir s icher noch am 
Anfang stehen u nd wie wei t  mehr ausgebaut wer­
den können .  

Ich  glaube, der  Austausc h von  Werken der 
Ku nst und Werken der Wissenschaft ist mit  ein 
Markste in  dafür, daß die Beziehungen der Völ ker 
und der Staaten untere inander besser ,  enger wer­
den und dadurch n icht n u r  der Wohlfahrt der 
Menschen, sondern auch dem F rieden gedient 
wird . 

Wir  haben d ieses Protokol l  auf  Wunsch der 
Sowjetunion voriges Jahr unterze ichnet, und ich 
glaube. es war viel leicht bei  unseren Vertragspart­
nern schon i rgendwo ein Gedanke daran, daß das 
im fo lgenden vermehrte Bedeutung haben wird .  
I c h  möchte auch darauf verweisen,  d a ß  e in  Arti­
kel dieses Protokol ls, u nd zwar e iner.  der auf 
Wunsch der sowjetischen Seite e ingefügt worden 

ist, vorsieht,  daß in rege lmäßigen Abständen 
Konsultatio nen und Besp rech u ngen stattfinden 
so l len ,  die beiden Tei len Gelegen heit  geben ,  fest­
z uste l len,  i nwieweit d ie Beachtung der U rheber­
rechte im Verkehr der beiden Staaten und der 
K ü nstler u nd Wissenschaft ler aus d iesen beiden 
Staaten flor iert oder ob es i rgendwe lche Schwie­
rigkeiten gibt .  

E i ne sehr  k le ine Vorlage . aber sicher n icht  ganz  
u n bedeutend .  - Ich  danke.  (Allgemeiner Beifall. ) 
1 1  JH! 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wort meld u ngen l iegen nicht vor. Wünsc ht  noch 
jemand das Wo rt? - Das ist n ic h t  der Fal l .  

D ie Debatte ist gesch lossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter e in  Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfa l ls n icht  der 
Fa l l .  

Wir  kommen zur  Abst immung .  

Bei  der A b s t i  f11 f1l U TZ g besch ließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinfzelligkeit. gegen den Be­
schluß des Natiollalrates k e i 1 1  e fl E i  Il -

s p r u  e h  zu erheben . 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 4 .  März 1 990 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und der Europäi­
schen \Vi rtschaftsgemeinschaft über die Zusam­
menarbeit im Bereich der Aus- und "Veiterbil­
d ung im Rahmen von COMETT 11 ( 1 990 -
1 994) samt Anhängen ( 1 1 95 u n d  1 2 1 2/NR sowie 
3832/BR der Anlagen) 

Vizepräsiden t  Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 3 .  Punkt der Tagesord nu ng: Abkom­
men zwischen der Repub l ik  Österreich und der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
Z usa mmenarbeit im Bereich der Aus- u nd Wei­
terbi ldung i m  Rahmen von COMETT 1 1  ( 1 990 
bis 1 994) samt  Anhängen .  

Berichterstatter ist Herr  Bundesrat I ng.  August 
Eberhard. I ch  bitte i h n  um den Bericht .  

Berichterstatter I ng. August Eberhard: Herr 
Präsident !  Werte Bundesmin iste r !  Hoher Bundes­
rat ! Mit dem vorl iege nden Staatsvertrag so l l  e ine 
volle österreic h ische Tei lnahme wäh rend der ge­
samten Laufze it von COMETT I I  gewährleistet 
werden,  wobei es österre ich ischen Hochschulen 
und  österreich ischen U nterneh men ermöglicht 
werden sol l ,  technologische Ausb i ld ungsprojekte 
i n  Partnerschaften zwischen Hochsch u len und 
W irtschaft auf lokaler ,  regionaler und zwischen­
staat l icher Ebene zu verwirk l ichen .  Gerade von 
der Förder u ng grenzübersc h re i tender Ausbi l ­
du ngsprojekte wird e ine entscheidende St imul ie­
rung der hoc hqualifizierten Fach kräfteausbi ldung 
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auf dem Gebiet neuer Techno logien und d ie Zu­
nahme des e u ropäischen Technologietransfers 
und der Mobil ität erwartet. 

Der Wirtschaftsausschuß  hat die gegenständ l i ­
c he Vorlage i n  se iner  Sitzung vom 20.  März  1 990 
in  Verhandl u ng genommen und einst immig be­
sch lossen.  dem Hohen Hause zu empfe h len, kei­
nen E i nspruch zu erheben.  

Als Ergebnis sei ner  Beratung stel l t  der Wirt­
schaftsaussch u ß  den A n  t r a g. der Bundesrat 
wol le besch l ießen :  

Gegen den Besch luß  des  National rates vom 
1 4 . März 1 990 betreffend e i n  Abkommen zwi­
sc hen der Repub l ik  Österre ich  und der Eu ropä i­
schen Wirtsc haftsgemeinsc haft über die Zusam­
menarbe it i m  Bere ich der Aus- und Weiterb i l ­
dung im Rah men von COMETT I I  ( 1 990 -
1 994) samt Anhängen wird ke in  Einspruch erho­
ben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger :  Wir ge­
hen in d ie Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Adolf 
Schachner .  Ich ertei le ihm d ieses. 

I !  .1)3 
Bundesrat Adolf Schachner (SPÖ, Steier­

mark) : Herr Präsident! Herr M in ister !  Meine sehr 
verehrten Damen und Herren ! Das zur Debatte 
stehende Abkommen mit der EG namens CO­
METT II hätte s ich.  glaube ich .  mehr Aufmerk­
samkeit verdient  a ls  d ie vorhergehenden Rülpser 
e ines Mitgl iedes dieses Hauses , das es ja anschei­
nend gar n icht  se i n  wi l l .  

Es handelt s ich h iebe i .  so glaube ich .  um ein 
Ereignis, dessen Tragweite wir  heute noch gar 
nicht abschätzen können .  Es  ist d ies das erstemal ,  
daß Österre ich a n  einer E i nrichtung der EG von 
Anfang an und als gleichberecht igter Partner te i l ­
n immt, obwoh l  unser  Beitr itt zur EG . wie  ja a l l ­
seits bekannt ist, erst i n  den Kinderschuhen  
steckt. 

Das Hauptmotiv für die E u ropäische Gemein­
schaften war es  - so nach z ulesen - bei I nstal l ie­
rung von COMETT I ,  d ie Zahl  der Hochschu lab­
gänger mit entsprechender Q ua l if ikation für die 
neuen Spitzentechnologien für den Bedarf der 
Wirtschaft heranzubilden, da d iese , wie die EG 
damals wörtl ich festgestel l t  hat.  n ich t  in ausre i­
chender Zah l  vorhanden s ind .  

D ieser Umstand,  so mei ne ich ,  g i l t  für  Öster­
reich noch in vermehrtem Maße. Der Antei l der 
akademisch geb i ldete n Fach leute in Österre ich  
h inkt  i m  internationalen Vergleich  bedeuten d  
h interher. Und we nn n u n  schon  in d e r  E G ,  i n  der 
der Anteil weitaus grö ßer ist, festgestel l t  wird,  

daß d ie Zahl noch  i mmer zu ger ing ist ,  so gi l t  das, 
wie i ch  schon sagte, für uns in vermehrtem Maße.  

Ich  möchte mich i n  meiner Ste l lu ngnahme 
nicht a l le in  a uf d ieses COMETT-I I -Programm 
festlege n ,  sondern i ch  möchte darüber h i na us 
eine Betrachtung anste l len ,  die unser gesamtes 
Bildungssystem von der Schu le über den Fachar­
be i te rberuf bis  zur Hochschule umfaßt.  

Mei ne seh r  verehrten Damen und Herre n !  Be­
re its in der Volksschu le haben wir e inen Aufhol­
bedarf. i nsbesondere was d ie  Grö ße der Klassen 
anlangt .  Es ist heute vom pädagogischen Stand­
punkt aus unbestritten ,  daß d ie K lassensch ü ler­
höchstzahl bei uns noch immer zu hoch ist, ob­
woh l  wir d iese erst kürz l ich von 36 auf 30 gesenkt 
haben .  Wir  m üssen auch  dann .  wen n  das Geld 
knapp ist, wen n  eben das Erfo rdernis gegeben ist , 
das B udget zu sanieren ,  bevorzugt und  vermehrt 
in unser Bi ldungssystem - von der Pfl ichtsch ule 
her beg innend - investieren. Nicht  n u r  die Sen­
kung der K lassenschü lerhöchstzah l ,  sondern auc h 
die gemeinsame Schule der 1 0- bis 1 4jähr igen 
mü ßte uns e in  An l iegen se in .  D ie Lehr in halte -
schon i n  der Pfl ichtsc hu le - gehören dauernd 
durchfo rstet u nd den geänderten Verhältnissen in  
unserer Gesel lschaft angepaßt. 

E i n  weiterer Pun kt. der mir sehr  am Herze n 
l iegt, ist die Durch läss igkeit des Systems. A n  u n­
sere n al lgeme inb i ldenden höheren Schulen kön­
nen wir bei  aufmerksamer Beobachtung ohnewei­
ters feststel len ,  daß die Durch lässigkeit des Sy­
stems m angelhaft ist. Es g ibt al lzu viele Abso lven­
ten a l lgemeinb i ldender höherer Schulen ,  d ie  in 
eine r  Sackgasse landen. das he i ßt. mit e iner doch 
relativ hochwertigen Ausbi ldung keine Verwen­
dung i m  Berufsleben finden.  Sie m üssen sich 
dann .  wenn überhaupt vorhanden. auf Col leges 
be gebe n ,  und dort bekommen sie dann i n  e i ner  
zwei- oder  zwe ie inhalbjährigen Zusatzausbi ld u ng 
end l ich  e ine berufl iche Ausbi ldung vermittelt . 
( Der P r ä  5 i d e f1 t übernim ml wieder den Vor­
silz. ) 

Mei ne seh r  verehrten Damen und Herre n !  Et­
was. was mir besonders am Herzen l iegt, ist die 
Frage der Facharbeiterausb i ldung. Wir haben das 
duale System der Lehr l ingsausbi ldung,  und wir 
haben uns dafür e ntsc h ieden.  d ieses duale System 
fortzusetzen ,  was aber nicht bedeuten kann ,  daß 
wir  das kr i t ik los tun  m üssen .  Wenn wir  sehen.  
daß in  den letzten Jahren d ie  Zah l  der Lehr l inge 
beträcht l ich zurückgegangen ist, obwo h l  den 
Dienstgebern  finanzie l le Anreize für d ie Lehr­
l ingsa usbi ldung gegeben wurden ,  so muß uns das 
zu den ke n  geben .  Wir können u ns n icht  darauf 
besch ränken.  e infach festzuste l len :  Na ja,  d ie Ge­
burtenzahlen sind zurückgegangen !  Wir müssen 
uns v ie lmehr  fragen,  was können wir tun ,  das Sy­
stem zu verbessern.  um den Jugendl ichen einen 
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Anre iz  zu geben,  den Beruf e ines Facharbeiters 
zu e rgreifen .  

Meine seh r  verehrten Damen und Herren !  Al­
len polit isch Verantwort l ichen m ü ßte klar se in ,  
daß die berufl ichen Fertigkeite n  der Arbeitneh­
merinnen - hierauf l iegt meine Betonung - und 
Arbeitnehmer der Sch lüsse l für d ie Wettbewerbs­
fäh igkeit der österre ich ischen W irtschaft s ind.  
E i ne Wirtschaft ohne Facharbeiter ist sch lechthin 
un mögl ich ,  was nicht zu bedeuten hat. daß höhe­
re Berufsausb i ldung vernachlässigbar wäre . 

Die Wettbewerbsfäh igkeit  der österreich ischen 
W irtschaft wu rde von m i r  soeben angesproc hen . 
und da d rängt sich mir  e ine Meldung der OECD 
auf. die lautet. daß in  Österreichs Wirtsc haft der 
Wettbewerb zu gering ist. - Ja w ie so l l  man denn 
den Wettbewerb verstärken.  wen n  die Wettbe­
werbsfäh igkeit  nicht vorhanden ist? 

E i nen großen Ante i l  an dieser mangelnden 
Wettbewerbsfäh igkeit hat die n icht  meh r  zeitge­
mä ße Facharbeiterausbi lcl ung. die dazu fü hrt . 
daß das Sozialprestige d ieser Berufsgruppe n icht 
meh r  in  entsprechendem Ma ße gewürd igt wird 
und daher d ie jungen Menschen den Beruf e ines 
Facharbeiters n icht ergre ifen wol len .  Es ist doch 
e in  Stehsatz in der Bevölkeru ng, daß der Vater zu 
seinem Sohne sagt : Wen n  du in der Schule nichts 
lernst. dann muß du hal t  arbeiten gehen!  - Da­
mit w i rd zum Ausdruck gebracht .  daß nur  derje­
n ige den Facharbeiterberuf ergreifen so l l  - so 
diese volkstüml iche Mei n u ng - .  der nicht in der 
Lage ist, e i ne höhere Ausbi ldung auf schu l ischem 
Sektor zu erwerben.  

Meine seh r  verehrten Damen und Herren !  Bei 
der Forderung nach Verbesserung der Fac harbe i­
terausbi ldung sch l ießt s ich d ie Forde rung nach 
E in r ichtung von Grund- und Flächenberufen an. 
Wir  haben derzeit einen vie l  zu hohen Spezial isie­
rungsgrad in der Berufsausb i ldung: Es gibt 
229 Lehrberufe ,  aber auf der anderen Seite stel­
len wir fest. da ß bei den Mädchen 60 Prozent der 
Lehr l i nge nur  drei  Berufe ergre ifen  wol len und 
bei den Burschen 50 Prozent in  ac h t  Berufen aus­
geb i ldet werden.  Es wäre a lso höchst an der Zeit, 
e ine Grund- und Flächenberufsausbi ldung e inzu­
führen.  

Die rasc he techn ische  Entwick l ung m acht es 
zunehmend notwendig, Lehr l ingen ein breites 
Grundwissen und berufsübergrei fende Sch lüssel ­
qualifikationen zu vermi tteln .  Nur  dan n  kann 
k ünftig den Fachkräften d ie  berufliche Mobi l ität 
ermöglicht werden, die die wirtschaft l iche Ent­
wick lung ganz  e infach notwendig macht und nach 
der ja d ie U nternehmen - unter dem Deckman­
tel e ines angeblichen Fachkräftemangels - laut­
stark rufen.  Die weitgehend an den kurzfristigen 
Bedü rfn issen der Betr iebe orientierte Erstausbi l ­
dung i s t  zuneh mend n icht  mehr  in  der  Lage, die 

Arbeitnehmer auf i h re künftigen Aufgaben i n  
den Bereichen Entwic k lung, P lan ung, Kontrol le  
und P rob lem lösung sowie Kooperation vorzube­
reiten .  D ie Vermitt lung derartiger Fähigkeiten  
muß - ic h betone: muß - i m  Rahmen der  beruf­
lichen E rstausb i ldung verstärkt werden .  

N u n  ist e s  aber leider so , daß  wir  nicht in  a l len 
Fi rmen ,  i n  a l len Bereichen d ie  dazu erforder l iche 
Anzahl gut ausgebi ldeter Ausbi ldner  vorfinden. 
Es mü ßte also auch auf diesem Sektor, näml ic h  
der soge nannten  Afa, wie die Ausb i ld ung der 
Ausb i ldner kurz bezeichnet wird ,  zusätzl iche An­
strengungen unternommen werden . 

Es ist mir  schon klar ,  daß das besonders i n  den 
Klei nbetrieben eine besondere Rolle spielt und 
beso ndere Ersc hwernisse br ingt. Dort  hat  der 
"Chef" n icht  die Ze it ,  s ich ausreichend mit  sei ne n  
Lehrl i ngen abzugeben, gan z  abgesehen davon ,  
daß  sein  Wisse nsstand oft um Jahre nac h h i nkt .  
Das he i ß t  also , da ß der  Lehrherr  dem Lehr l ing  
e inen  Wissensstand vermitte l t ,  der  vor  2 0  oder 
30 Jahren ,  a ls d ieser selber seine Ausbi ldung ab­
so lviert hat ,  en vogue war, u nd i n  der  Zwisc hen­
zei t  war e r  gar nicht mehr i n  der Lage, aufgrund 
des Trubels i m  Tagesgeschäft, s ich  we iterzub i l ­
den . 

Ic h kann e i n  besonderes Lied davon aus dem 
Baunebengewerbe singen ,  b in  ich doch in  e iner  
Wohnbauvere in igung tätig. Ich we i ß ,  welche 
Schwierigkeiten  wir oft dami t  haben ,  daß neue 
Technologien,  neue Baustoffe angewendet wer­
den, über deren Verarbeitungsvorsch riften be i 
den Fi rmen Unk larheit herrscht bezieh ungsweise 
niemand die Zeit hat und niemand sich die Zei t  
n immt, d iese Verarbeitungsvorsc hriften zu  stu­
d ieren. Dann kommt also das große Mal heur ,  
den n, wie a l le wissen :  Beim Bau gibt es  e ine 3jäh­
r ige Haftzeit ,  wo - vom Versc h u lden unabhängig 
- Gewährleistung gegeben werden muß .  Das 
br ingt verschiedene F i rmen dann i n  gro ße finan­
zie l le Sch wierigkeiten ,  soda ß  sogar der Bestand 
der Firmen unter  U mständen in F rage geste l l t  ist. 

Man muß ,  wen n  dieser Weg nicht möglich ist, 
e inen anderen Weg suchen.  Das he ißt also: W i r  
müssen u ns m i t  den Berufssch u len u n d  den dort 
verm ittelten Lehr inhalten vermehrt auseinander­
setzen. Warum es nicht mögl ich  ist, die Berufs­
sc hu lausbi ldung auf eineinhalb oder zwei Berufs­
schu I tage pro Woche auszudeh nen,  das ist m i r  
n icht  ganz erk lär l ich .  Ich höre immer aus der 
Wi rtschaft, die Leh rl i nge ste l len eine f inanzie l le 
Belastung dar, sie br ingen dem Betrieb n ichts. -
In  der Zeit.  die er zusätz l ich in der Berufssch ule 
verbringt, kann er  wen igstens n ichts anste l len ,  
würde i ch  d iesen Herrschaften antworten wol len .  

Meine sehr verehrten Damen und Herre n !  Zu­
rückkommend zur  Hochschu lausbi ld u ng.  Immer 
wieder - " immer wieder" i s t  v ie l le icht der  fal -

527. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 25 von 52

www.parlament.gv.at



2 3 864 B u ndesrat - 527. Sitzung - 2 2 .  März 1 990 

Adolf Schachner 

sche Ausdruck ,  ab und zu - hört man, daß der 
Zugang zu den Hochschulen in Österre ich zu  
leicht gemacht wird , das hei ßt,  es kommen sehr  
v ie le  ju nge Menschen an  die Hochschule, d ie da­
für eigent l ich n icht  reif sind. die dafür auch gar 
nicht das nötige Lernvermögen aufweisen .  Es 
wird dann als Bewe is  immer wieder d ie hohe 
Drop-out-Rate herangezogen.  

Meine seh r  vereh rten Damen und Herren !  Ich 
glaube,  die hohe Drop-out-Rate kann man dafür 
ke inesfalls a ls Beweis heranziehen ,  sondern man 
m ü ßte sie dafür heranziehen.  sich Gedanken dar­
über zu machen,  wie man die Ausbi ldung an den 
Hochschulen verbessern  kann .  

I c h  b i n  s o  fre i u n d  frech u n d  sage . daß a n  unse­
ren Hochschu len heute Fach leu te erzogen we r­
den .  d ie aber wen ig oder oft gar ke ine Lehrinhalte 
vermittel t  bekommen .  d ie sie dazu befäh igen.  un ­
ser gesel lschaft l iches Leben i n  positivem S inne z u  
bee i nflussen .  Es wird viel zuwe n ig interdisz ip l i ­
när  gearbeitet. und es wird v ie l  zuwenig Allge ­
meinbi ldung vermitte l t .  d i e  dann soziale Verant­
wortung hervorrufen ,  ind izieren würde. 

I nsgesamt glaube ich, daß das. was wi r heute 
hier besch l ießen .  für uns von großer Bedeutung 
ist, ist das doch der Beg inn  e i ner  Bewegung, d ie  
Österreich i nternationaler macht. d ie  der öster­
re ich ische n Wi rtsc haft und unserem gesamten 
B i ld ungssystem dazu d ie An passung an europä i ­
sche Maßstäbe ermögl icht .  

I n  d iesem S inne darf ich erk lären .  daß d ie so­
zial ist ische Frakt ion der vorliegenden Vorlage 
gerne d ie Z ust immung erte i l t .  ( ALLgemeiner Bei­
fall. > I l . 1 9  

Präsident: Zum Wort  gemeldet ist we iters Herr 
Bundesrat lng . Georg Ludescher. Ich erte i le i h m  
d ieses. 

I l . / 9  .. 
B undesrat Ing. Georg Ludescher (OVP. Vor-

arlberg) : Herr Präsident!  Herr Bundesmin ister !  
Seh r  verehrte Kolleg innen und Kol legen!  Mi t  
dem Besch luß  des Nationalrates vom 1 4 . März 
1 990 betreffend e in  Abkommen zwischen der Re­
publ ik  Österreich und der Europäischen Gemein­
schaft über d ie Zusam menarbeit im Bereich der  
Aus- und Weiterb i ldung im Rahmen von CO­
M ETT II wird Österre i ch  in d ie Lage versetzt, an 
tec h nologischen E ntwick lu ngsprogrammen als 
Partner land vo l l  tei l zunehmen . Wie Kol lege 
Schac hner vorher scho n mitgete i l t  hat, ist es e i n  
g.anz  besonders z u  erwähnendes Faktum, da ß 
Osterreich e inmal  vo l l  a n  einer so lchen Organisa­
tion im Bere ich der E uropäischen Gemeinschaf­
ten te i l nehmen kann.  

I n  der umfangreic hen Regierun gsvorlage ist  der 
we ite Rahmen für den Wirkungsbere ich für das 
COMETT-I I -Programm besc hrieben .  Es ze igt 

sich beim Studium d ieses für Österre ich  sehr be­
�eutenden Programmes, daß  die E inbindung 
Osterreichs in  d ie  Europäische Gemeinschaft 
e ine u nabdingbare Voraussetzung für d ie zukünf­
tigen Erfolge der österre ichischen Wissenschaft 
und Wirtschaft ist. 

Es ist dr ingend erforderl ic h ,  daß w i r  in Öster­
re ic h al le s ich ste l lenden I ntegrationsthemen lau­
fend und sofort ernsthaft prüfen und Aktionen 
setzen .  

M i t  dem vorl iegenden COMETT- I I-Abkom­
men si nd wir bereits unter Zeitdruc k .  Dieses CO­
METT - I I -Programm wurde vom Rat der Euro­
pä ischen Gemeinschaften bereits am 1 6 . De­
zember 1 988 als Weiterführung des e rfolgreichen 
COM ETT-I-Programmes beschlossen .  Die späte 
Tei l nah me der EFTA-Staaten an COMETT -
d ie Verhand lungen der EFT A mit  den Europäi ­
sc hen Gemeinschaften wurden im November 

1 989 abgesch lossen - hat Österre ich unter gro­
ßen Zeitdruck gebracht und Wettbewerbsnachte i ­
le gegenüber EG-Staaten verursacht .  D ie  EG­
Staaten konnten bere its im Programm CO­
M ETT I von 1 986 bis 1 98 9  wesentl iche Vorberei ­
t ungsarbei t  leiste n .  ( VizepräsidelU Dr. 5 c h a  m -
b e  c k übemimml den Vorsitz. ) 

Das COMETT- I I -Program m  wurde am 1 .  Jän­
ner 1 990 gestartet u nd läuft bis 1 994. Wenn 
Österreich im laufenden Jahr an  diesen wicht igen 
Aus- und Weiterbildu ngsprogrammen sowie an 
E ntwick lung und Ausbau der Ausbi ldu ngspa rt­
nerschaften Hochschu le und Wirtsc haft te i lneh­
men wil l .  muß dieses Abkom men spätestens am 
3 1 .  März bei  den Europäischen Gemeinschaften 
eingereicht sein .  Die volle Te i lnahme Österreichs 
an  den für d ie Zukunft der österreichisc hen Wirt­
schaft und Wissensc haft seh r  wichtigen Program­
men kann som it Anfang Apri l  erfolgen .  Oster­
reich kann dann auch Vertreter in den gemeinsa­
men Ausschuß entsenden u nd in diesem geme in­
samen Ausschuß mi tbest i m men.  Auch bei der  
Koste nbete i l igung zu d iesem COM ETT-II-Pro­
gramm ist Österreich proportional zum jewei l i ­
gen Brutto inlandsprodukt mi t  den E G-Staaten 
gleichgestel lt .  

M it d iesem COMETT-II -Programm hat Öster­
reich über die volle Tei lnahme an bedeutenden 
Forsc h ungs- und E inrichtungsprogram men h in­
aus  auch Zugriff auf  d ie i n  d iesem Zusammen­
hang zu schaffende Datenbank als europäische 
Datenbank .  

Forschung u nd E ntwick lung.  Zusam menarbeit  
von Wissenschaft und Wirtschaft über unsere 
G renzen h inaus stel l t  sich i m  zu E nde gehenden 
20. Jahrhundert geradezu als Überlebensfrage. 
Nur mit modernsten Techn iken kön nen  wir die 
ökologische Zukunft unserer Lebensräume si -
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e hersteI len.  begangene Fehler korrigieren und 
unseren Lebensstandard sichern. 

Wir  begrü ßen daher den Absc h l u ß  d ieses Ab­
kommens und werden gerne unsere Zust immung 
erte i len .  (Allgemeiner Beifall. ) I f .::...;. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist weiters Frau B undesrat Anna 
E l i sabeth Haselbach .  

1 l .::'.J. .. 
Bundesrät in  Anna El i sabeth Haselbach (SPO. 

Wien) :  Herr P räsident !  Herr Bundesmin ister !  
Vereh rte Damen und Herren !  M it wi rk l icher 
Freude habe i ch  m ich he ute zum Besch luß  des 
Nationalrates betreffend ein Ab kommen zwi­
sc hen der Republ ik  Österreich und der Euro päi ­
sc hen Wirtsc haftsgemei nschaft über d ie  Zusam­
menarbeit im  Bereich der Aus- und Weiterbi l ­
dung zu Wort gemeldet. 

Et l iche t-v'lale schon habe ich von d iese r Stel le 
aus e ine stärkere I nternational is ierung unserer 
Un iversitäten und Hoc hschu len gefordert .  und 
schon oft habe ich davon gesprochen .  daß unserer 
Jugend jede erdenk l iche Gelegen heit  zur Hori­
zonterweiterung gege be n werden m u ß .  Die Te i l ­
nahme an COMETT I I  i s t  e in  gewaltiger Schr itt 
in d iese Richtung. 

E i n  bi ldungspol i t isches Ziel  im Rahmen des 
CO METT-Program mes erfül l t  mich mit besonde­
rer Genugtuung .  näml ich daß es dazu bei t ragen 
sol l .  daß Hoch sc h ulabso lventen .  d ie in die fre ie 
Wirtschaft gehen .  nicht n ur über d ie erforder l i ­
chen Fach kenntn isse verfügen sol len .  sondern 
auch die Fähigkeit entwickeln so l len .  die wirt­
sc haft l ichen.  sozia len und ku lturel len Auswirkun­
gen des technologischen Wandels h inreichend 
e inschätzen zu können. 

Ich ste l le das deshalb an den Beginn  meiner 
Ausfüh rungen,  wei l  ich glaube: Wenn junge Men­
schen früh erkennen.  welch ungeheure gesel l ­
schaftsverändernde Pro zesse durch die E infüh­
ru ng neuer Tech nolog ien entstehen können ,  um 
so verantwortungsvol ler werden sie dann han­
deln. Wir  kön nen ,  glaube ich ,  wirk l ich hoffen .  
daß d iese jungen Menschen.  d ie d ie  Chance haben 
werden.  im Rah men vo n COMETT zu arbei ten .  
erkennen, daß d ie Humanis ierung der Arbeits­
welt n icht etwas i n  den Köpfen  von Romantikern 
ist. sondern notwendig ist und dem Wohle a l ler 
d ient .  

Erlauben S ie  mir eine ganz k le ine Randbemer­
kung. Viele werden schon eine F l ie ßbandarbeite­
rin gese hen haben .  die im Akkord e ine völ l ig 
s innentleerte Tätigkeit verrichtet .  Wenn man da 
zuschaut. schnü rt es einem wirk l ich den Hals zu.  
und man sol l  n icht  sagen .  daß es das ist ,  was d ie 
Menschen wol len .  Die Menschen wol len arbeiten.  
aber sie wol len  vor a l len D ingen e i ne Arbeit ver-

richten , d ie sie auch m it Herz und Hirn bewält i­
gen können .  

Es  wird daher n iemand bestreiten, daß  neue 
Technologien ,  richtig e ingesetzt, dem Wohl der 
Menschen dienen müssen.  Sie d ü rfen auf gar kei­
nen Fal l  zu  einer Dequal ifizierung von Arbeit 
fü h ren.  son dern sie m üssen uns eine neue Quali­
tät von Arbeit br ingen .  

Ich  glaube daher. daß  - neben vie len anderen 
Vorte i len von COMETT - d ie finanziel l en  Mit­
te l .  die vorerst öste rreichischerseits e ingesetzt 
werden .  gut ve rwendetes Geld s ind .  

Yleine Damen und Herren !  D ie langfri st ig be­
deutsamen Ziele von COMETT 11 werden dazu 
be itragen .  daß  wir e ine Verbesserung der Qual ifi­
kation der Arbeitnehmer erre ichen werden .  Es 
wird der Technologietransfer zwischen Wisse n­
schaft li nd Wirtschaft auch in  weniger entwickel­
ten Regionen belebt werden .  D ie Rek rutierung 
hochqual if iz ierten Personals durch die U n terneh­
men wird er le ichtert .  Der Persona laustausch zwi­
schen beiden Bere ichen .  näm l ich Wissenschaft 
LI nd Wirtschaft , wird zu e iner Verstärkung der 
Praxisorient ierung der akadem ischen Leh re füh­
ren .  Der europäische Wettbewerb der Hochschu­
len wird dazu füh ren .  daß die e ingereichten  Pro­
jekte höchste Qual ität aufweisen .  da nur  so lche 
Projekte Chancen auf Förderung haben.  Es wird 
auch  zu e i nem Aufbau europäischer Netze der 
Techno logie-Aus- und Weiterb i ldung kommen,  
und zwar  mit  dem posi t iven Effekt ,  daß w i r  e ine 
Vernetzung öste n"e ich ischer U nterne h men  m it 
so lchen der  EG erreichen oder sich neue Formen 
der Zusa m menarbeit entwickeln .  d ie über re ine 
Ausbi ldungsvo rhaben h inausgehen. P u nktuelle 
Kooperation zwischen Wirtschaft und Wissen­
schaft wird s ich zu langfristiger und besser st ruk­
turierter Zusammenarbeit h in ausweiten .  

Aus  d ieser Aufzählung ist k la r  ersicht l ich .  daß 
COMETT nicht  nur  von eminenter b i ldungspol i­
tischer.  sondern auch von wirtschaftl icher Bedeu­
tung ist. Es ist daher sicher an d ieser Ste l le ange­
bracht, s ich über die Forschungsfinanzierung ei­
n ige Gedan ken  zu machen .  

Eine D iskussion über  d ie Proportionen der  auf­
zubringenden Mittel ist dringend erforderl ich .  
D ie  Fo rsch ungstatisti ken der OECD ze igen uns 
seh r  deut l i ch ,  daß in fast al len hochentwicke lten 
Staaten die Ausgaben des Unternehmenssek tors 
zur Durchfü hrung von Forschung und E ntwick­
lung, gemessen am B ruttoinlandsprodu kt. we­
sentl ich höher l iegen a ls  bei uns. 

Sie erlauben mir die Vergle iche unter den neu­
tralen Staaten :  In Österreich l iegen d iese Be iträge 
unter 1 P rozent ,  in Sch weden bei fast 2 Prozent. 
i n  der Sch weiz  über 2 P rozent .  
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Wir m üssen uns darübe r im k laren sei n :  Wen n  
wir i m  Forsc h ungsbereich le istungsfähig bleiben 
wo llen ,  dann werden d ie  Zuwachsraten für d ie 
Ausgaben im Bereich der Forschung weit über 
dem Wirtschaftswachst u m  l iegen m üssen . Über 
das Budget a l le i n  wird das un mögl ich sein .  Daher 
ist der Unterneh menssektor dri ngen d  aufgerufen ,  
dem Beispiel anderer hochentwickelter I ndustrie­
staaten zu fo lgen und se inen Antei l  an de n zur  
Erre ich u ng des OECD-Durchschn i tts notwendi ­
gen M i tte l n  bei zutragen .  

Me i ne Damen und Herren !  Nun  z urück  zur  e i ­
gent l i chen  österreich ischen Forschungsland­
schaft , d ie geken n ze ichnet ist von e iner  Vielzah l  
kleiner Forschungse inhe i ten .  Diese F ragmentie­
rung m u ß  rasch abgebaut werden, denn d ie Be­
schränkthe i t  der  Ressourcen i n  e inem relativ klei­
nen Staat wie Österreich er laubt es e infach n icht .  
an v ie len U n iversitäten sämtliche Forschu ngsbe­
re iche gle ich star k  auszubauen. 

Kooperation ist daher das Gebot der Stunde, 
und sie l iegt schon deshalb nahe, wei l  in der euro­
päischen Zusa mmenarbeit eine Bünde lung von 
Qual ität u nd i nstitutione l ler  Infrastruktur n icht  
zu umge hen ist . 

Es ist  klar ersicht l ich,  daß Österre ich  vor gro­
ßen Herausforderu ngen steht, we i l  s ich durc h d ie  
rasche weltweite Entwic k l ung der Forsch ung im 
Bere ic h der tech nologisc h nutzbaren Disz ip l inen 
ein Forschungsmarkt geb i ldet hat, in dem es da­
beizusei n  gi lt .  Die Tei lnahme an COMETT I I  
kann dazu beitragen,  den zuvor besch riebenen 
Prob lemfeldern besser begegnen zu  können.  

Meine Damen und Herre n !  D ie Idee,  d ie h i nter 
COM E TT steht ,  ist äu ßerst wichtig, denn der 
Wissenstransfer von der W irtschaft zu den Hoch­
sch ulen und u mgekehrt und zusätzl ic h noc h 
grenz ü bersc hreitend ist essentiell für d ie Wettbe­
werbsfäh igkeit in der Zuk unft .  

Es darf auch nicht übersehen werden,  da ß der 
zu erwartende Bedarf a n  Nachwuchskräften für 
d ie neuen Spi tzentechnologien be i we item d ie  
Zahl  d e r  Hochsch ulabsolventen übersteigt - und 
das n icht  nur quantitativ, sondern auch qualitativ .  
Nur  gro ße Investit ionen i n  d ie Humanressourcen 
aller E u ropäer gemeinsam werden  es ermögli­
chen, d ieses Pro b le m  zu  bewältigen ,  um gegen­
über den  Hauptkonkurrenten USA u nd Japan 
aufholen zu können.  

Allen am Zustandekommen des Abkommens 
betreffend COMETT Bete i l igten ist  von d ieser 
Ste l le a us aufrichtig zu danken,  den n  die Zeit ,  d ie 
für den  Vertragabsch l u ß  zur Verfügung stand,  
ebenso wie d ie Fr ist zur  E in reichung respektabler  
Projekte war ä u ßerst knapp.  

Die Verwaltung m u ß  sehr  oft Krit ik einstecken. 
Es wird ihr vorgeworfen ,  sie sei zu  schwerfäl l ig. 
Dabe i .  meine Damen und Herren ,  hat die Verwal­
tung das Gegente i l  bewiese n - und dafür gebührt 
öffent l iches Lob .  

Auch d ie  Un iversitäten haben rasch gehandelt ,  
und als Wienerin freut  es m ich  besonders, daß 
bereits im Februar an der Wirtsc haftslln ive rs ität 
besch lossen wurde " Danllbe" zu gründen .  " Da­
nube" wird i n  H i n k u nft nicht nur für d ie schöne 
blaue Donau stehen,  sondern vor al len D ingen 
auch fü r den Tec hnologieflllß  durch E uropa. 

" Danube" wird von österreichisc hen Unterneh­
men, deren Interessensve rtretllngen, Innovatio ns­
zentren ,  dem Bundesmin ister ium für W issen­
schaft und Forschung, der Techn ischen Universi­
tät Wien, der Universität für Bodenkultur  und 
der Wirtschaftsu n iversität getragen .  Al le haben 
dazu beigetragen ,  daß  b is zum 28. Februar bei 
de r EG-Kommiss ion in Brüsse l erfo lgverspre­
chende Projekte e ingereicht werden konnten .  

Darüber h i naus verhandelt d ie Wirtschafts uni ­
versität mit den besten Wirtschaftsun iversitäten 
der Bundesrepub l i k  Deutsch lands, Frankre ichs, 
Be lgiens, Ital iens, Gro ßbritanniens und Spa n iens ,  
um Praktiku msplätze zu organisieren. Während 
die Wirtschaftsun iversität versucht. in  österrei­
ch ischen U nterne h me n  Prakt ika z u  organisieren, 
be kommen österre ichische Studenten im gleichen 
�;[aß d ie Chance. s ich i m  Ausland weiterzubi lden.  
Es handelt sich h iebei um Projekte für den 
Programmtei l  B .  der  P raktika in  der Dauer von 
drei bis zwölf Monaten umfaßt. Sicherl ich werden 
aber bald Projekte für die anderen Programmteile 
von COMETT vorge legt werden.  

Meine Damen und  Herren !  Wir  müsse n  uns 
aber auch darüber im k laren sein :  Wenn wir  eine 
effiziente M i tw i rkung an COMETT sichern wol­
len, dann wird es einer laufenden Betreuung d ie­
ses Programmes bedürfen ,  und vor al lem m u ß  es 
eine kont inuier l iche In formation potentiel ler  An­
tragstel ler geben .  So wie es im EG-Raum CO­
M ETT- Infocenters gibt ,  muß e i ne innerösterrei­
ch ische I nformationsstelle eingerichtet werden. 
d ie sich vorrangig m it der  Durchführung von EG­
Programmen beschäft igt und daher noch rascher 
als d ie vorhin  gelobte Bürokratie der Zentra l ver­
waltung arbeiten kann.  

Der österreich ische Beitrag zu COMETT be­
trägt 76 Mi l l ionen Sch i l l i ng. Der Rückflu ß  e i nes 
Tei les der eingezah l ten  Beträge wird durch Qual i ­
tät erarbeitet werden m üssen.  Aus der Erke n ntn is 
heraus, daß eine I ntensivierung der Zusammenar­
be i t  von U ni versitäten und Unternehmen im in­
ternationa len Bereich eine volkswirtschaft l iche 
Notwend igkeit ist, werden Österre ichs P roje kte 
sicher d ie e rforder l iche Qual ität aufweisen . 
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Viele Unternehmen,  insbesondere Klei n- und 
Mitte lbetriebe, werden bessere n Zugang zu Fach­
kenntnissen haben .  Das führt n icht nur zu einer 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit ,  sondern 
sichert auch Arbeitsplätze.  

Daher begrüßen w i r  d ie  Chancen ,  die durch das 
Abkommen mit der E u ropäisc hen Wirtschaftsge­
meinschaft geboten werden,  und wir werden des­
halb dem Antrag, ke inen E inspruch zu erheben ,  
gerne u nsere Zust immung geben .  (Allgemeiner 
Beifall. ) 1 1 .38 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist  Herr Bundesrat Er ich Holzin­
ger .  Ich e rtei le es i hm .  

1 1 .38 
Bu ndesrat Erich Holzinger (ÖVP . Oberöster­

reich ) :  Herr Präsident !  Herr  Min ister !  Meine ge­
ehrten Damen und Herren !  Meine Wortmeldung 
wurde veranlaßt durch die Ausfü hrungen der 
Frau Ko l legi n Hase lbach und des Herrn Kol legen 
Schachner .  

Frau Kol legin Hase lbach !  Vo l l i nhalt l ich st im­
me ich dem zu.  was Sie gesagt haben ,  nur ,  bitte. 
fo lgendes möc hte ich bemerken:  Sie sagten ,  der 
Antei l  an  der Forsc hung seitens der Industrie ist  
international gesehen zu  gering. D'accord . da b in  
ich ganz Ih rer Mei n u ng, nur :  Wissen S ie ,  wi r 
müsse n dann auch d ie Voraussetz ungen dafü r 
schaffen .  daß die I nd ustr ie das kann ,  den n  man 
kann unserer Industrie n icht  unterste l len .  daß Sie 
das nicht wi l l .  

Ich  glaube daher. da ß man gerade jetzt. we n n  
der zweite Te i l  d e r  Steuerreform angegangen 
wird .  darauf Rücks icht  nehmen so l lte, daß die Be­
triebe die Mögl ic hke i t  haben .  zum Be ispiel du rc h 
eine günstigere Besteuerung der n ichtentnomme­
nen Gewinne - ausd rück l ich :  der nichtentnom­
menen Gewinne - e i ne entsprechende Moderni­
sierung durchzu fü h ren .  Dazu ist  zu sagen .  daß 
man be i der österreic h ischen I ndustrie in  den 
letzte n Jahren einen se hr starken Zuwac hs an I n ­
vest it ionstätigkeit feststel len k a n n  u n d  d a ß  dam it  
auch die  Voraussetzungen dafür geschaffen wä­
re n .  die Wettbewerbsfäh igkeit zu verbessern und 
in  der Fo lge natü r l ich a uch  d ie Ert ragsfähigke it  
und damit auch die Möglichkeit e iner erweiterten 
Tei lnahme an betrieb l icher Forschung.  

Ich hatte heute Gelegenheit .  m it einem Chemi­
ker der Chemie Linz im Zug gemeinsam nach 
Wien zu fahren.  und e r  sagte - interessant ,  denn 
Chemie Linz ist ja  ke in  k le ines Unternehmen.  
österreichweit geseh e n  - :  Ein so k le ines Unter­
nehmen, wie wir es s ind.  d ie Chemie L inz. hat 
al lergrö ßte Schwierigke iten ,  d ie Entwick lungen,  
die Forsch ungen voranzutreiben ,  wei l  wir  das, 
was wir zuerst h ine instecken ,  dann nicht mehr 
herausbekommen können.  

Die Kosten-Nutzen-Rechnung ist  da aber anzu­
wenden ,  und deshalb sol l te man eben gerade in 
der Richtung trachten. die Mögl ichkeiten zu 
schaffe n ,  daß die Industrie das tun kann .  S ie  kön­
nen versichert sei n :  Aus dem Se lbsterhaltungs­
trieb heraus. aus dem Streben ,  Leistung zu er­
bringen .  aus dem Streben. im Wettbewerb beste­
hen zu können. wi rd die Industrie d ieses Angebot 
sehr rasc h annehmen.  

Herr  Kol lege Schachner, Sie haben kr i t isiert. 
daß die Berufssch ulausbi ldung zu kurz ist, und 
haben gesagt. daß Sie n icht verstehen können.  wie 
man sich gegen zwei oder noch mehr Tage i n  der 
\Voche wehrt. Sie habe n auch k ri t is iert ,  daß d ie 
Me ister veraltet sind und gar n icht die Möglich­
keit haben .  den Lehr l ingen das nöt ige Wisse n bei­
zubringen .  

Das ist e ine Unterste l lung. denn  da m ü ßte ich 
gleichermaßen sagen - be i der Sc hnel lebigkeit 
unserer Zeit. was Tech nologie anbelangt -. daß 
ein Facharbeiter ,  der fünf Ja hre oder zehn Jahre 
nach der Auslehre ist. in Pension gesch ickt wer­
den m ü ßte, we i l  er  nicht mehr in der Lage ist. 
seine Arbeit zu machen. (Bundesrat S c  h a  e h  -
n e  r: Herr Kollege Hofzinger. eil! Ein wurf: Nicht 
in Pension schicken .  salldem weiterbilden.') Ja. das 
wol lte ich gerade sagen . II nd S ie cl ü rfen nicht 
glaube n .  daß s ich d ie �Ie ister n icht  weiterbi lden.  
denn da gehen Sie e inmal  zum WIFI nach Linz 
und sc hauen S ie  s ich e inmal das an . was sich 
abends dort abspie lt .  Wenn sie also zum WIFI  
und  wenn Sie zum BFI gehen LInd  scha uen . wie 
viele Leute sich dort weiterb i lden ,  dann werden 
Sie sehen . daß der Österreicher sehr  woh l  berei t  
ist. sich we iterzubi lden . Aber S ie  d ürfen den Mei­
ster da n icht aussch l ießen .  denn wen n  s ich der 
n icht weiterbi ldet. dann hat er  sein  U nternehmen 
die längste Ze it gehabt und geführt .  

lJ nd was die Berufssch ulausbi ldung anbelangt. 
bin ich der Meinung, daß man sich e inmal sehr  
einge he nd mi t  den Lehrplänen befassen mü ßte. 
Auch da sol lte man ständ ig daran arbeiten. daß 
man d ie Lehrpläne den jewe i l igen E rfordernissen 
anpaßt.  ehe man einfach generel l  von e iner Ver­
längerung der Leh rzeit  spricht. 

Ich gebe Ihnen aber recht.  daß es Bereiche gibt, 
wo heute sicher l ich aufgrund de r neuen Tech no­
logien e i ne umfangreichere theoretische Ausbi l ­
dung notwendig ist . Dem wird aber in der Regel 
dadurch Rechnung getragen.  daß i n  den Lehrplä­
nen.  d ie die Betriebe bekommen .  wen n  Sie einen 
Leh rling  e inste l len,  vorgesehen ist.  daß die Leh r­
l inge zur  Erlangung jenes Wissens, das i hnen im 
Betrieb mangels entsprechender Ausstattung 
n icht vermitte lt werden kann, zwingend einen 
e ntsprechenden Zeitraum zu Kursen i n  E inrich­
tungen wie WIF I  ode r BFI  oder sonstwo gehen 
m üssen ,  um dort das, was sie im Betrieb nicht 
lernen können, noch zu ergänzen und dazuzuler-
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nen. ( B un desrat 5 e h  a c h  11. e r: Warrlfl1 nicht in 
den Berufsschulen ?) Wei l  es ja Betrie ! )e gibt, wo 
er das im Betrieb sowieso lernen kann.  und dann 
m u ß  der generel l  auch länger in d ie Schule gehen ,  
der das i m  Betrieb sowieso schon gelernt hat .  

Ich war i n  der Bundesrepub l ik  Deutsch land 
und habe m ir dort die Ausbi ldungssysteme ange­
schaut: Die machen das dort gena uso . Jene Leute, 
d ie im Betrieb jeweils in e inem ganz  best immten 
Bereich n ic ht die Möglichkeit  der Ausbi ldung ha­
ben .  können eine überbetrieb l i che Weiterbildung 
in  Form vo n Kursen .  vo n meh rwöch igen Kurse n 
machen.  

S ie dürfen n icht vergessen.  da ß a l les so schnel l  
geht .  Wenn Sie s ich heute d ie  CNC-gesteuerten 
Masch inen e inerse i ts oder be i den tech n ische n 
Zeichnern die CAD-Systeme anschauen , so wer­
den Sie sehen .  es ist r ichtig und verständlich ,  
wenn gefordert wird. daß man danac h trac hten 
m u ß .  daß der Lehrl ing, wen n  er  das im Betrieb 
n icht kann ,  eben anderswo d iese Ken n tnise er­
werben kan n .  

Und  letztendl ich :  So  sch lech t  kann  d ie Ausbi l­
d u ng bei uns n icht sein .  Bei den Ergebnissen der 
i n ternationalen Berufswettbewerbe l iegt Öster­
reich  wei t  über allen anderen Ländern dieser 
Welt .  bei al len Industriestaaten a n  der Sp itze. Das 
sind E rfo lge. die unsere Lehr l i nge bei diesen 
Wettbewerben verze ichnen können.  Das sprich t  
doch für e ine  gute Ausb i ldung du�.ch u nser dua!.es 
Ausb i ldungssystem. ( Beifall bei O IlP ulld SPO. ) 
1 1 .'./."; 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu m 
Wort ge meldet ist Herr Bundesmin ister Dr .  Bu­
sek .  Ich e rtei le es ihm.  

1 1 .";"; 
Bundesm i nister für Wissenschaft u nd For­

sch ung Dr. Erhard B usek: Herr P räsident !  Hohes 
Haus!  Z unächst e inmal  möchte ich mich seh r  
herzl ich für d ie ane rkennenden Worte bedanken . 
d ie hier für  die Verwaltung. aber auch für die 
U niversitäten und die sonstigen Bete i l igten an der 
D u rchführung von COM ETT II ausgesproc hen 
wurden .  Ich werde das gerne i n  geeigneter Form 
weitergeben .  

I n  der Tat waren d ie Fristen für die Bewerbung 
se hr k urz, n u r  glaube ich. daß das n icht  d ie Aus­
nahme ist, sondern in H i n k u nft die Regel sei n  
wird.  

Vom 8.  Dezember b is zum 28. Februar er­
streckte sich jener Ze itraum, in dem entsprechen­
de Projekte e ingereicht wurde n .  Wir  können mit 
F reude feststel len, da ß es 3 1  P rojekte s ind,  bei  
denen eine beac htliche Vorarbeit  erbracht  wurde, 
etwa d ie im Bere ich A der regionalen Zusammen­
arbeit .  die ja  n icht so ohne wei teres du rchgeführt 
werden konnte n .  Hier muß besonders vermerkt 

werden ,  daß sich In teressenvertretungen. wie 
etwa die Handelskammerorganisation ,  sehr  i n  den  
D ienst der Sache gestel l t  haben .  

Ich möc hte ferner h ier meine Meinung z u m  
Ausdruck bringen.  d a ß  die EG-Programme für 
Österreich a lternativ los s ind .  Wenn wir nicht i n  
der Lage s ind,  rechtzeitig daran tei l zunehmen ,  
werden w i r  keine Chance haben  - weder im un i ­
versitären noch  i m  wi rtschaft l ichen Bereich 
am Wettbewerb tei lhaben zu können .  

Ich  möchte rechtzeitig darauf aufmerksam ma­
chen . daß die Real isierung dieser Programme 
eine entsprechende finanziel le Dotation verlangt.  
Um I hnen zwei Zah len zu  nennen :  Für das 
Jahr 1 989 hat jener Te i l  der EG-Programme. der 
aus dem Budget zu finanzieren war,  etwa 85 Mi l ­
l ionen Sch i l l i ng ausgemacht. Wären wir  Voll m i t ­
gl ied. würde dieser Betrag 3 5 0  M i l l ionen Sch i l­
l ing ausmachen . 

D ies ist meiner Mei nung nach unverzichtbar. 
da al lein d u rc h  den Zwang e inzuzahlen und dafür 
zu sorgen ,  daß ein entsprec hender Rückfluß  exi­
stiert. auch mehr D ruck entsteht ,  entsprechende 
Projekte zu  entwickeln und Qual ität u nd Wettbe­
werbsfä h igkeit  im universitären Bereic h ,  aber 
auch im Bereich der Wirtschaft sicherzuste l len .  

Von den genan nten Punkten, d ie i n  der Diskus­
sion hier behande lt  wurden,  möchte i ch  zwei auf­
greifen .  

Der e ine ist, daß wir  im Minister ium daran ar ­
beiten, e ine geeignete Stelle zu finden .  d ie  d iese 
Programme weiter betreut. Die Vorste l lung ist. 
daß es vom Minister ium ausge lagert ist ,  um den  
di rekten Kontakt zu e rleichtern .  

Wir  haben mit dem EUREKA-Sek retariat aus­
gezeichnete E rfah r ungen gemacht, es hat unbü­
rokrat isch u nd se hr mobil d ie E U R EKA-Projek­
te ,  d ie  s ich immerh in  be i  etwa 1 , 1  M i l l iarden 
Sc hi l l ing bewegen , betreut, ähn l iches wollen wir  
nun für die EG-Programme machen .  D iesbezüg­
l iche Vorste l l ungen sind in Entwick lu ng. 

Ebenso sind wir mit den U niversitäten in Ge­
spräche ei ngetreten ,  um in  der Universität selbst 
dezentra l  A nlaufsteI len zu schaffen, d ie  das hohe 
Informationsbedürfnis. das EG-Programme ha­
ben ,  befriedigen können .  Wir kommen da sicher 
in e ine neue Qualität un iversitärer Institutione n ,  
d ie geeignet sein müssen ,  im europäischen Kon­
text selbst tätig zu sei n . 

Ich möchte auch noch auf die Frage der Errei­
chung eines entsprec henden P rozentsatzes von 
Forschung u nd E ntwicklung am Bruttoinlands­
produkt  e ingehen . In der Regierungserklärung 
dieser B undesregierung ist e in Prozentsatz von 
1 ,5 Pro zent  a ngepei lt .  Wir werden a l ler  Vo raus­
sicht nach 1 990 zumindest i n  die Gegend von  
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1 ,4 Prozent kommen. Es ist e i ne I ro n ie des 
Schicksa ls, da ß das erfre u l iche Wirtschaftswac hs­
tum bei m  Prozentrech nen Nachtei le m i t  sich 
bringt. Wir würden die 1 , 5 Prozent  übersch ri tten 
haben,  wenn das Wi rtsc haftswachstum n icht  so 
gut gewesen wäre. Es kann  sich keine Bundesre­
gierung und ke in  Bete i l igter wünschen,  d a ß  dem 
nicht  so ist . 

Ich glaube aber.  daß die Diskussion e igentl ich 
n icht  seh r  aktuell  ist ,  denn vergleic hbare Staaten 
wie Belgie n ,  d ie  N iederlande und F innland gehen 
auf die 3-P rozent-Marke zu.  Der OECD-Schn itt 
l iegt bei 2,3 P rozent .  Damit ist d ie AufgabensteI ­
lung gekennzeichnet. 

Richtig ist. daß etwa im Vergle ich mit der 
Schweiz der Ante i l  an entsprechenden Ausgaben 
für Forschung und Entwicklung auf der Wirt­
schaftsse ite deutl ich geringer ist . Wen n  Sie aber 
den Vergle ich mi t  anderen Lä ndern neh men,  so 
ist d iese Zah l  auch relat iv leicht erklärbar. Sie 
kommt daher,  daß die Struktur der öste rreich i ­
schen Wirtsc haft k le in- u nd mitte lbetrieb l ich ge­
prägt ist u nd das, was w i r  in Österreich als großes 
Unternehmen bezeichnen ,  im europä isch e n  und 
in ternationalen Zusa m menhang auch n icht  gro ß 
ist, sondern e igentl ich i m  Bereich der Kle in i ndu­
strie se lbst figu riert .  

Forsch u ng und Entwic kl ung ist  aber heute sehr  
aufgaben intensiv ,  sod a ß  natürl ich zuzust im men 
ist, daß e ine  Stärkung der Eigenkapitalbasis eine 
der Voraussetzu ngen ist. 

E ine andere Voraussetzung ist aber - und wir 
haben m it e iner  entsprechenden Verabsch ied ung 
von Richtl i n ien ,  d ie der österre ich ische For­
sch ungsrat dem Rat für Wissensc haft und For­
sch ung vorgesc h lagen hat, unseren Beitrag dazu 
ge leistet - ,  daß  wir Kooperation e rreich e n  müs­
sen ,  Kooperation  zwisc he n  Universitäts inst ituten .  

H ier  m u ß  zum Diskussionsbeitrag von  Frau 
Bundesrätin H aselbac h gesagt werden :  Die  Sehn­
sucht, a l le in  z u  ble iben ,  i s t  leider auch e ine  un i ­
versitäre Seh nsucht .  Die UOG-Strukture n  tragen 
daz u bei ,  daß w i r  fast tägl ich von Anträgen ei nge­
holt werden ,  welches o h nehin schon seh r  kleine 
I nstitut noch getei l t  werden sol l .  sodaß eigentl ich 
d ie k ri t ische Masse h ie r  n icht höher,  sonder n  ge­
r inger wird , oder von Fragen ,  was in e i n  For­
schungsinst i tut  ausgelagert werden sol l .  D ie Frage 
der Kooperation innerhalb der Un iversität und 
zwischen U n iversitäten sp ielt e ine genauso ent­
scheidende Rol le wie d ie notwendige Kooperation 
zwischen den Unternehmen .  

Wir  werden versuchen ,  m it den Richtl in i en  e i ­
nen entsprec henden - und dies sage ich gan z  of­
fen - Druck a uszuüben ,  denn nur  so s ind wir  i n  
der Lage, überhaupt e ntsprechende Oual ität z u  
haben. 

Ich möchte h ier  aber auc h gleich h i nzufügen ,  
d a ß  wir a ller  Vorauss icht  nach i n  wichtigen Bere i ­
chen zu den europäischen Programmen nationale 
Entwick lungsprogramme brauchen werden.  u m  
jenen Standard z u  er re ichen, u m  mittun zu  kön­
nen . Das ist meines E rachtens d i e  e igentl iche 
Fun ktion des ITF, der  zurze it für andere Sachen 
e ingesetzt wird ,  die prob lematisc h sind wie zum 
Beispiel das KVA-Verfah ren, oder d ie gru ndsätz­
l ich kr it isch zu sehen s ind wie d ie Aufwendung 
der Mitte l für die ESA.  Ich glaube,  daß das n icht  
d ie Funktion des ITF  se lbst sei n  kann,  und Sie 
können sicher se in ,  daß  mein Best reben dah in 
geht. im  Bundesvoransc h lag 1 99 1 Vorsorge dafür 
zu treffen ,  daß die U rfunktion des ITF im Zu­
sam menhang mit  d ieser Problemste l lung entspre­
chend verfo lgt werden kann .  

Zum Sc h l u ß  möc hte ich  noch bemerken .  da ß 
nach meine m  Besuc h i n  Brüssel bei Vizepräsident  
Pando lfi i n  Kon kret isierung se iner früheren Zu­
sage der gemischte Forschungsausschuß zwischen 
EG und Österreich  a m  6. März bereits erfreu l i ­
che Schr itte dah inge he n d  setzen konnte , da ß wir  
be im dritten Rahmen p rogramm e inem EG-Mit­
glied gleichgestellt si nd .  Das ist deshalb seh r  wic h­
tig, we i l  wir  auf  d iese Weise n icht  ständig im  Vor­
z immer zu warten haben ,  sondern an den Ent­
wick lungen te i lnehmen können .  Ich halte das 
pr inzipie l l  für d ie U niversitätslandschaft, für die 
Forschungslandschaft und auch für den Bereich 
der  Wirtsc haft und deren europäische und inte r­
nationale Konkurrenzfähigkeit von entsc heiden­
der Bedeutung. lAllgerneiner Beifall. ) I l .5:' 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht vor . 

Wünscht  noch jemand das Wo rt? - Es ist dies 
n icht der Fal l .  

D ie Debatte ist  gesch lossen .  

Wird vom Herrn Ber ichterstatter e in  Sch l u ß-
wort gewünscht? Das ist ebenfalls n icht  gege-
ben.  

Wir gelangen daher zur  Abst immung. 

Bei der A b 5 t i m  m U ll g beschließt der Bun­
desrat mit Slimmeneinhelligkeit. gegen den Be­
schluß des Nationalrates k e i 11  e f1 E i n  -
s p r  Il e h  zu erheben. 

4.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
15. März 1 990 betreffend ein Zweites Zusatzpro­
tokoll zum Abkommen zwischen der Republik 
Österreich einerseits u nd den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl und der Europäischen Gemeinschaft fü r 
Kohle und Stahl andererseits im Anschluß an 
den Beitritt des Kön igreichs Spanien und der 
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Portugiesischen Republi k  zur Gemeinschaft 
( 1 1 75/NR sowie 3833/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Wir ge­
langen zum 4. Punkt  der Tagesordn u ng: Zweites 
Zusatzprotokol l  zum Abkommen zwischen der 
Repub l i k  Österreich e inerseits und den Mitg l ied­
staaten der Europäischen Gemeinschaft für Koh­
le  und Stahl u n d  der E uropäischen Gemeinschaft 
für Koh le und Stahl  andererseits im Anschluß an  
den Beitritt des  Kön igreiches Spanien und der 
Portugiesischen Republ ik  zur  Gemeinschaft. 

Die Be richterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Holzinger übernom men .  Ich ersuche den 
Herrn Bundesrat Holz i nger um elen Bericht. 

Ber i chterstatter Erich Holzinger: Herr Präsi­
dent! Meine seh r  geeh rten Damen u nd Herren ! 
Spanien machte bei se inem Vorbringen das intern 
in der Gemei nschaft sowie in  elen Bez iehungen 
EG-E FTA-Staaten schon seit längerem d iskutier­
te Pr inz ip der " Ko häsion" , das heißt des wün­
sc henswerten Z ieles einer möglichst gle ic hen 
wirtschaftl ichen unel sozialen Entwick l ung in  a l ­
l en  Staaten des europäischen Wirtsc haftsraumes, 
gel tend .  Span ien verwies we iters auf e inse it ige ,  
konj u nkturpol i t isch bedingte Zol lsenkunge n ge­
genübe r der Gemeinschaft, die es an d ie  EFT A­
Staaten we itergegeben hat. 

Mit dem vor l iegenden Staatsvertrag so l len nun 
zwisc hen  der Republ i k  Österre ich e i nerseits und 
den M itgl iedstaaten der  Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl u nd der Europäische n 
Gemei nschaft für Koh le und Stahl  andererseits 
im Ansch luß an  den Beitritt des Königre ichs Spa­
n ien und der Portugiesischen Republ i k  zur Ge­
meinschaft elie I m portzöl le ( i m  wesentl ichen für 
Industrieprodukte) gegenüber Spanien generel l  
beseitigt werden .  

Der  Wi rtschaftsaussch u ß  hat d i e  gegenständl i ­
che Vorlage i n  se iner S i tzung vom 20.  März 1 990 

in  Verhand lung genommen und e inst immig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen,  ke i­
nen Einspruch zu erheben .  

Als E rgebn i s  seiner Beratung ste l lt der  Wirt­
schaftsaussch u ß  som i t  ele n  A n  t r a g, der Bun­
desrat wol le besch l i eßen:  

Gegen den Besc h l u ß  des Nationalrates vom 
1 5 . März 1 990 betreffend ein Zweites Zusatzpro­
toko l l  zum Abkommen zwischen der Republ i k  
Österreich e inerseits und d e n  Mitgl iedstaaten der 
Europäischen Gemeinsc haft für Kohle und Stah l  
und  der  Europäischen Gemeinschaft für  Kohle  
und Stah l  andererse i ts i m  Anschlu ß an  den Bei­
tritt des Königreichs Spanien u nd der Portugiesi ­
schen Republ i k  zur Gemeinschaft w i rd kein E in ­
spruch erhoben .  

Vize präsident Dr.  Herbert Schambeck: Wort­
meldungen l iegen nicht  vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies n icht 
der Fal l .  

Wir  gelange n  daher zur  Abst imm ung.  

Bei der A b s t i m  m u n g besch ließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit. gegen den Be­
sch luß des Nationalrates k e i J1 e rz E i 11 -

S P I' II e h  zu erheben . 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
15.  März 1990 betreffend ein Zweites Z usatzpro­
tokoll zum Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft im Anschluß an den Beitritt des Kö­
nigreichs Spanien und der Portugiesischen Re­
publik zur Gemeinschaft ( 1 1 76/NR sowie 
3834/BR der Beilagen) 

6. Punkt:  Beschluß des Nationalrates vom 
1 5 .  März 1 990 betreffend ein Drittes Z usatzpro­
tokoll zum Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Europäischen "Virtschaftsge­
meinschaft im Anschluß an den Beitritt des Kö­
nigreichs Spanien und der Portugiesischen Re­
publik zur Gemeinschaft ( 1 1 77 /NR sowie 
3835/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir  ge­
langen  nun zu  den P u nkten 5 und 6 der Tages­
ordnu ng, über d ie die Debatte unter e inem abge­
führt wird.  

Es sind d ies: ein Zwei tes und ein D rittes Zu­
satzprotokol l  zum Abkommen zwischen der Re ­
publ ik  Österreich und der Europä ischen Wirt­
schaftsgemeinschaft im Anschluß an  den Beitr itt 
des Kön igreichs Spanien und der Portugiesischen 
Republ ik  zur Gemeinschaft .  

Die Berichterstattung über d ie  Pun k te 5 und 6 
hat Herr Bundesrat D kfm. Dr.  Helmut F rauseher 
übernommen. Ich bitte i h n  um die Berichte .  

Bevor er das Wort n im mt. darf i ch  d e n  Herrn 
Bundesmi n ister sehr herzlich in unserer Mitte be­
grüßen.  (Allgemeiner Beifall. ) 

Berichterstatter D kfm . Dr.  Helmut F rauscher: 
Herr Präsident !  Herr B u ndesministe r !  Seh r  ge­
ehrte Damen und Herre n !  Die Gemeinsc haft hat 
i n  D u rchführung e iner e inschlägigen Bestim­
mung der E G-Beitri ttsakte aus Anlaß der  Beitrit­
te Spaniens u nd Portugals am 28. März 1 988 be­
schlossen,  den Zol labbau gegen über S panien i n  
d e r  Weise zu  beschleun igen ,  da ß Impo rtzö l le von 
b is  zu 2 Prozent  suspendiert wurde n .  In der Fo lge 
ist Spanien beziehungsweise auch d ie  Gemein­
schaft an  Österreich sowie die andere n E FT A­
Staaten herangetreten ,  e ine analoge M aßnahme 
zugunsten Spaniens in  Anerkennung der beson-
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deren S i tuation dieses Landes u nd sei ner  posit i ­
ven Haltung auch gegenüber den EFTA-Staaten 
zu treffen .  

Mit  dem gegenständ l ichen Staatsvertrag sol len 
nun zwisc hen  der Republ ik  Österreich und der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft im An­
sc h l u ß  an den Bei tr itt des Königreichs Spanien 
und der Portugiesischen Republ i k zur Gemein­
schaft d ie  I mportzöl le ( im wesent l ichen für Indu­
striep rodu kte) gegen über Span ien generell  besei ­
t igt werden .  

Der Wirtschaftsausschuß  h at die gegenständl i ­
che  Vorlage i n  seiner S itzung vom 20 .  März 1 990 
in Verhandlung ge nommen und einst immig be­
sch lossen ,  dem Hohen Hause zu empfe h len .  kei­
nen Ei nspruch zu erheben. 

A ls Ergebn is se iner Beratung ste l l t  der Wirt­
schaftsaussch u ß  den A n  t r a g. der Bundesrat 
wol le besch l ie ßen:  

Gegen  den Besch luß  des National rates vom 
1 5. März 1 990 betreffend e in  Zweites Zusatzpro­
t,9kol l  zum Abkommen zwischen der Republ ik  
Osterreich und der Europäischen Wirtsc haftsge­
mei nschaft im Ansch luß  an den Beitritt des Kö­
n igreichs Spanien und der Portugiesischen Repu­
b l i k  zur Gemeinschaft wird ke in  E i nspruch erho­
ben.  

Ich beric hte weiters über den Besc h l u ß  des �a­
t ionalrates betreffend ein Dri ttes Zusatzprotokoll 
zu d iesem Abkommen. 

Spanien machte bei  se inem Vorbringen  das in­
tern in  der Gemeinschaft sowie i n  den Beziehun­
gen EG-EFTA-Staaten schon sei t  längerem dis­
k utierte P rinz ip  der .,Kohäsion" , das hei ßt des 
wü nschenswe rten Zieles e iner möglichst g leichen 
wirtschaft l ichen und soz iale n E ntwic k lung in  al­
l e n  Staaten des Euro päischen Wi rtschaftsraumes. 
ge ltend. Span ien verwies weiters auf ei nseitige. 
k o njunkturpol it isch bedingte Zol lsenkungen ge­
genüber der Gemeinschaft, d ie es an d ie EFT A­
Staaten weitergegeben hat. 

Mit dem vorl iegenden Staatsvertrag so l len nun 
zwischen der  Republ i k  Österre ich  und der  Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinsc haft im Ansch luß  
an  den  Beitr itt des Königreiches Spanien und der 
Portugiesischen Republ ik zur Gemeinschaft die 
I mportzö l le ( im wesent l ichen für I ndustriepro­
d ukte) gegenüber Spanien genere l l  bese i tigt wer­
den .  

Der  Wirtschaftsausschuß h at d ie gegenständl i ­
c he Vorlage in  seiner Sitzung vom 20 .  März 1990 
i n  Ver handlung genommen und einst immig be­
sc h losse n,  dem Hohen Hause zu empfeh len .  kei­
nen E inspruch zu erheben.  

Als Ergebn is se iner Beratung ste l lt der W irt­
schaftsaussch u ß  den A n  t r a g, der B undesrat 
wol le besch l ießen :  

Gegen den Besch luß  des National rates vom 
1 5 . März 1 990 betreffend e in  Dri ttes Z usatzpro­
t.�koll zum Abkommen zwischen der Republ i k  
Osterreich und der Europäischen Wirtschaftsge­
meinsc haft im Ansch luß  an den Beitr itt des Kö­
nigreichs Span ien und der Portugiesischen Repu­
bl ik zur Gemeinschaft wird ke in Ei nspruch erho­
ben .  

Vizepräs ident Dr. Herbert Schambeck: Wir  ge­
hen in d ie Debatte ein . die über die zusammenge­
zogenen Pun kte unter e ine m  abgefü h rt wird. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr B undesrat Dr. 
Vincenz Liech tenste in .  Ich ertei le i h m  d ieses. 

! ! .59 
Bundesrat Dr .  Vincenz Liechtenstein (ÖVP.  

Steierma rk) :  Herr Präsident !  Herr M i nister ! Ich 
möchte e in paar Sachen sagen.  d ie ,  glaube ic h .  
sehr wesentl ich sind, u n d  zwar sage i c h  sie erstens 
als Juris!. und zweitens als jemand. der sicher be­
züglich Osterreich auch se i ne Intent ionen hat. 

Wir haben mit Spanien zumindest 200 Jahre 
lang e ine Verb i ndung gehabt ,  wir haben zusam­
mengehört. es durften Span ier h ier  leben .  es  d urf­
ten Osterreicher in Span ien leben. Auch in der 
heutigen Disk ussion - das muß ich ganz ehrl ich 
sagen - hat F rau Ko l legi n Karlsson e inen her­
vorrage nden Beitrag zur Gesch ichte R u mäniens 
geleistet. den ich persön l ich vol l  un terstre iche,  
weil er s ich m it meiner Mein ung dec kt .  

Was Frau Kol legin Haselbach hi nsicht l ich der 
EG gesagt hat ,  entspricht ebenso abso lut auch 
meiner Uberzeugung. Ich habe e ine F ranzös in  
zur  Frau. ic h habe zwei K inder. d ie  sowohl  d ie 
österreich ische a ls auch die französische Staats­
bürgerschaft haben .  Mit der französischen Staats­
bü rgerschaft s ind sie EG-Bürger. I n nerhalb der 
EG gibt es ja heute nur mehr EG-Bürger. Es gibt 
keine deutschen,  es gibt keine fra n zösischen .  es 
gibt keine ita l ien isc hen Staatsbürger mehr. d ie 
Leute haben Pässe der EG. 

Ich b in  a lso wirk l ich gegen alles, was i rgendwie 
mit National ismus zu tun hat, und ich g laube, das 
muß auch für Spanien u nd Portugal gelten. Das 
ist eigent l ich e ine  völ l ig k lare Sache. 

Ich darf jetzt als Dr.  jur is ins Jur id ische h inein­
komme n und m ich  n icht  nur aufs E motionale 
stü rzen .  

M i t  der  E rweiterung der  EG um Spanien u nd 
Portugal am 1 .  Jänner 1 986 - und wen n  es so 
weiter geht. hoffen wir,  daß Österreic h auch seh r  
rasch dr i nnen ist - hat der Marktante i l  der EG i n  
Europa weiter z u - und jener der EFTA abgenom-
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Dr. Vincenz Liechtenstein 

men .  Wir  s i nd noch in der EFT A. Die Zahl  der 
EFTA- Mitgl ieder ist auf sechs gesunken.  

Bevor d ie  E G-Kommission im Jun i  1 985 dem 
Europäischen  Rat das Wei ßbuch über d ie Vol len­
dung des B in nenmarktes vorste l l te, wiegte s ich 
die EFT A al s  Wirtschaftsraum, nachdem der b i la­
terale Zo l labbau aufgrund der Fre ihandelsverträ­
ge ab M itte der siebziger Jahre für industriel l-ge­
werbl iche Waren zur Zufrieden heit abgesc hlos­
sen worden war, in dem Glauben,  daß in den 
kommenden Jahren die Zusammenarbeit zwi­
sc hen beiden W irtschaftsblöcken in n ichttarifari­
sehen Be re ichen  problemlos in Angriff genom­
men werden kön nte. 

Hoffnung in diese Richtung weckte d ie soge­
nannte Luxemburger Erklärung vom Apr i l  1 98-1-,  

in  der nach einer Bestandsaufnahme und Beweih­
räucherung,  möchte ich es fast nennen,  der mehr 
als zeh njäh r igen Zusammenarbeit die Fortset­
zung, Vertiefung. Ausdehnung und Zusammen­
arbe it im Rah men des Freihandelsabkommens.  
Ich meine,  wer jurid isch tät ig ist ,  kennt  s ich in 
diesem Bereich aus .  

Ich bin seh r  g lüc k l ich  darüber .  daß das zustan­
de gekommen ist. Ich hoffe seh r, Herr Min ister .  
da ß Sie s ich m it dem Kollegen Mock darüber im 
k laren s ind ,  daß wir  mögl ichst rasch i n  die EG 
h ine inkommen,  damit  wir mögl ic hst rasch a ls Eu­
ropäer d ie Mögl ichkeit  haben,  uns durchzusetzen. 
Mehr möchte ich jetzt gar n icht  dazu sagen .  -
Herzl ichen Dan k .  (ALLgemeiner Beifall. ) l� .().f 

Vizepräsident D r. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldunge n  Liegen nicht vor.  

Wünscht  noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fa l l .  

D ie  Debatte i s t  gesch lossen . 

Wird von der Berichterstattung ein Sch lußwort 
gewünscht '? - Das ist ebenfa l ls nicht gegeben .  

D ie Abst i m mung über d ie vorl iegenden Be­
sch lüsse des Nationalrates erfol gt getrennt .  

Bei  der getrennt durchgeführten A b 5 I i m -
m II n g beschließt der Bundesrat mit Stimmenein­
helligkeit, gegen die beiden Beschlüsse des Natio­
nalrates k e i 11 e n E i n s p r  II c Iz zu erheben. 

Vize präs ident  Dr.  Herbert Scharnbeck: Ich  be­
grüße den im Hause ersch ienenen Herrn Staatsse ­
kretär Dkfm.  D r. G ünter  Stummvol l .  ( Allgemei­
ner Beifall. ) 

7. Punkt:  Beschluß des National rates vom 
1 4 .  März 1 990 betreffend ein B u ndesgesetz, mit 
dem das Versicherungsaufsichtsgesetz geändert 
wird (VAG-Novelle 1 990) ( 1 200 und 1 2 1 6/NR so­
wie 3836/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun  zum 7. Punkt der Tagesordn u ng: 
Bundesgesetz,  mit dem das Versicherungsauf­
sichtsgesetz geändert wird (VAG-Nove l le 1 990). 

Die Berichterstattung hat Herr Regie rungsrat 
Norbert Tmej übernomme n .  Ich b i tte i h n  um den 
Bericht. 

Berichterstatter Norbert Tmej :  Sehr geehrter 
Herr Präsident !  Herr B u ndesmin ister! Herr 
Staatssek retär! Seh r  geeh rte Damen und Herre n !  
Mit dem gegenständl ichen Gesetzesbesch luß  des 
National rates so l len d ie Best immungen über die 
An lage des geb undenen Vermögens gru ndlegend 
neu gestaltet werden, wobei an die bewährten 
E i nr ichtungen des geltenden Rechtes angeknüpft 
wird .  Darüber h inaus werde n  der Wandel der Ka­
pitalmärkte u nd der international übl iche Stan­
dard berücksic htigt. 

Weiters so l l  damit �U1ch das Verbot des Ab­
sch lusses von Lebensversicherungen in fremder 
Währung aufge hoben werden .  D ieses Verbot 
wurde seinerzeit damit begrü ndet, daß aus dem 
Versicherungsverhält in is das Element der Wäh­
rungsspekulation fernge halten werden sol l .  D iese 
Zielsetzung ist nach wie vor berecht igt ,  doch darf 
sie gegenüber den u nübersehbaren Liberalisie­
ru ngstendenzen im i nte rnationalen Kapital- u nd 
Zahl ungsverkehr n icht  länger die Oberhand be­
ha lten. 

Weiters trägt der gegenständ l iche Gesetzesbe­
sc h luß  des Nationalrates dem Umstand Rech­
nung, daß mit der E inrichtung unabhängiger Ver­
waltungssenate in den Ländern, die i m  Verfahren 
gegen Verwaltungsübertretungen  nach Erschöp­
fung des Instanzenzuges erkennen ,  die Zuständ ig­
keit des Bu ndesm i nister iums für F inanzen als er­
ste und letzte Instanz  i n  Verwaltungsstrafsachen 
nach eIem Versicherungsaufsichtsgesetz systema­
tisch und organisator isch nicht zu vereinbaren ist .  

Aus d iese m  Grund sol len bis  3 1 .  Deze mber 
1 990 al le Strafbest immungen in d ie Ger ichtskom­
petenz  übertragen werden und ab 1 .  Jänner 1 99 1  
für d ie bisherigen Verwaltungsstraftatbestände 
wieder die Zuständigkeit der Verwalt u ngsstrafbe­
hörden hergestel l t  werden,  wobei Strafbehörde 
dann al lerd ings n icht  mehr das B u ndesministeri­
um für F inanzen,  sondern in erster Instanz die 
Bezirksverwaltungsbehörde sei n  wird .  

Der F inan zaussc h u ß  hat d i e  gegenständ l iche 
Vorlage in seiner S i tzung vom 20. März 1 990 in  
Verhand lung genommen u nd einstimmig be­
sch lossen ,  dem Hohen Hause zu  empfehlen ,  kei­
nen E inspruch zu  e rheben .  

Als Ergebnis sei ne r  Beratu ng stel l t  der F inanz­
ausschuß  somit  den A n  t r a g, der Bundesrat 
wol le beschließen: 
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Berichterstatter Norbert  Tmej 

Gegen den Besc h l u ß  des Nationalrates vom 
1 4. März 1 990 betreffen d  ein Bundesgesetz, mit 
dem das Versic herungsaufsichtsgesetz geändert 
wird (VAG-Novelle 1 990) , wird ke in  E inspruch 
erhoben .  

V i zep l  äsident  Dr .  Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in d ie  Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat  sich Herr  Bundesrat 
Ing.  August Ebe rhard. Ic h erte ile es ihm.  

j � .I)S 

Bu ndesrat I ng. August Eberhard (ÖVP, Kä rn­
te n) :  Seh r  gee hrter Herr Präsident !  Herr Min i ­
ster !  Herr  Staatssekretär !  Hohes Ha us! Mei ne 
se hr  geehrten Damen und Herre n !  E in leitend 
darf ich festste l len,  daß  das Versicherungsa uf­
sichtsgesetz die Zusammenarbeit zwischen der 
Aufsichtsbehörde und der Versicheru ngswirt­
schaft rege lt. Oberstes Zie l  d ieser Gesetzesrege­
lung muß es sei n .  daß d ie Ansprüche der Versi­
cherten jederzei t  erfü l l t  werden kö nnen. 

Das Versicherungsaufsic htsgesetz wurde zu­
letzt du rch das Bundesgesetz 1 986 substantiel l  ge­
ändert. D iese Novel le hatte damals ihren Schwer­
punkt  i n  der E igen mitte lausstattu ng. Ich glaube 
aber.  daß auch die Best immungen über die Kapi ­
talan lage e iner  Weiterentwick lung bedürfen. 
wen n  man we i ß, daß d iese seit I n k rafttreten des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes 1 979 unverändert 
geblieben sind . sich aber darübe r h i naus ein Wan­
del der Kapitalmärkte und des i nternational üb l i ­
chen Standards der  Kapitalan lagevorsc hrifte n 
vol l zogen hat. 

Durch die Liberal isieru ngstendenzen im inter­
nationalen Kapital- und Zah lungsverkehr ist es si­
cher auch notwendig, daß mit  d ieser Novel le der 
Absc h l u ß  von Lebensversicherungen in fremder 
Währung ermöglicht wird . Da die Wahl der Wäh­
rung be im Absch l u ß  von Versicherungsverträgen 
im In land grundsätz l ich freiste ht,  ist das ein we ­
sentl icher Sch r itt i n  Richtung Eigenverantwo rt­
l ichkeit u ncl Se lbständ igkeit der Vertragspartner .  

Ich  glaube. m it d ieser Gesetzesnovel le wird 
wieder einmal mehr bewiesen ,  da ß Österreich zu 
den Ländern m it den l i beralsten Rege lungen in  
diesem Bereiche zäh lt. 

Hervorzuheben ist auc h  noc h - wie es im Be­
richt  e igentl ich schon sehr  de ut l ich zum Aus­
druck kommt - , daß b is  3 1 .  März 1 990 a l le 
Strafbest immungen i n  die Gerich tskompetenz 
übertragen werden und daß ab I .  Jänner 1 99 1  d ie 
Zuständigkeit für  die b isherigen Verwaltungs­
straftatbestände der Verwaltungsbehörde über­
tragen wird. Bisher war das beim F i nanzmin iste­
r ium, und in e rster I nstanz  werden das in Zukunft 
d ie Bez i rksverwa ltungsbehörden sein .  

Hohes Haus! Nleine Damen und Herre n !  Ich 
darf i n  d iesem Zusammenhang auf e ine n  aus der 
Vergangen heit stammende n ,  aber meiner Mei­
n u ng nach längst n icht mehr den tatsäch l ichen 
Gegebenhe iten entsprechenden Umstand h i nwei­
sen :  Konkret geht es um d ie Berechnung der  Feu­
erversicheru ngsprämie.  Es bestehen meiner Mei­
nung nach ungerechtfertigte Untersch iede zwi­
schen den Städten e inzelner Bundesländer .  So be­
trägt zum Beispiel der Pro m i l lesatz fü r d ie Be­
rec h nung der Feuerversicherungsprämie in Wien 
- 1 .  bis  23 .  Bez irk  - 0, 1 4  Pro mi l le ,  i n  Graz 
0,3 Promi l le, i n  Klagenfurt 0.4 Promi l le und in  
der Bez i rksstadt Wolfsbe rg i m  Lavanttal 0, 7 Pro­
mi l le. 

G rund für d iese untersch iedl ichen Promi l lesät­
ze so l l  eine Art Gefahrenzoneneinte i l ung se in ,  
wobei neben der  Brandhäufigkeit und  ele n  Feuer­
pol izeivorsc h riften auch der mögl iche Feuer­
weh re insatz maßgebend sei n  sol len .  Ich meine. 
da ß i n  der Zwischenzeit unsere Feuerwehren all­
gemein auf ein hohes Ausbi ldungsn iveau h inwei ­
sen können . Darüber h i naus s ind - ohne wesent­
liche Untersch iede - unsere Feuerwe h ren mo­
dernst ausgerüstet. sodaß vom E insatz her gese­
hen zwischen elen e inzelnen Städten kaum U nter­
sch iede bestehen LlI1e1 damit ein Prom i l lesatzaus­
gleich i n nerha lb der e inze lnen Städte s icher 
gerechtfertigt wäre. 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren !  Nun 
aber  nochmals zurück zur vorl iegenden Gesetzes­
novel le .  Da m it dieser Versicherungsaufsichtsge­
setz-Nove l le eine Liberal isierung der Veranla­
gungsbest immungen unel e i ne International isie­
rung der Versicherungsbranche erre icht  w i rd ,  
darüber h inaus aber auch d i e  Ansprüc he der  Ver­
s icherten weitestgehend garantiert werden,  wird 
unsere Fraktion d ieser Gesetzesnove l le d ie Zu­
st i mmung erte i len.  /Beifall bei Ö VP und SPÖ. ) 
/ ::. . /4  

Vizepräsielent Dr.  Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Herr Staatssekretär Dr.  Stu mmvol l  me ldet s ich 
zu Wort. - Bitte. 

I ::'  .N 
Staatssek retär im Bunelesministeri u m  für F i ­

nanzen Dkfm.  Dr. G ü nter Stummyoll: Herr  Prä­
s ident !  Hoher Bundesrat! I c h  werde gerne die 
Ausführungen des Herrn B undesrates Eberhard 
zum Anlaß nehmen,  das Problem "Prä m ie n  für 
Feuerversicherungen" durc h  unsere Versiche­
rungsaufsichtsbehörde im Finanzm i ni ster ium 
prüfen zu lassen .  Mein Wissensstand i s t  der ,  daß 
an  s ich nach wie vor aufgrund der Risikostre uung 
diese Prämienberech nung erfo lgt, aber ich werde 
das gern  zum Anlaß nehme n ,  das überprüfen zu 
lassen ,  und ic h werde dann dem Herrn P räsiden­
ten einen Bericht darüber geben .  1 ::' . / 5  
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Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: 
Wü nsc ht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist daher gesch lossen .  

Wi rd vom Herrn  Berichterstatter e i n  Sch luß­
wort gewünscht? - Das i st ebenfal ls n ic ht gege­
ben .  

W i r  gelangen daher zu r  Abst imm ung. 

Bei der A b s { i m m II Il g beschließt der Bun­
desrat mit Srimmelleillhelligkeit. gegen den Geset­
zesbesch luß des Nationalrates k e i  11 e fl E i  11 -

s p r  Cl e h  zu erhebeiL 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 4. März 1990 betreffend ein B undesgesetz, mit 
dem das Gehaltsgesetz 1956 (50.  Gehaltsge­
setz-Novelle) , das Richterdienstgesetz und das 
Bezügegesetz geändert werden ( 1 199 und 
1 2 1 8/NR sowie 3829 und 3837/BR der Beilagen) 

9. Punkt :  Beschluß des Nationalrates vom 
14. März 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Vertragsbedienstetengesetz 1 948 
{42. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) und die 
Bundesforste-Dienstordnung 1 986 geändert wer­
den ( 1 1 98 und 1 2 17/NR sow ie 3838/BR der Beila­
gen) 

Vizep räs ident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zu den Punkten R und 9 der Tagesord­
nung. über die d ie Debatte u nter e inem abgeführt  
w i rd .  Es s ind d ies: Bundesgesetz, mit  dem das Ge­
haltsgesetz 1956 (50 .  Gehaltsgesetz-Novel le ) .  das 
Richterd ienstgesetz und das Bezügegesetz geän­
dert werden ,  und Bundesgesetz, m it dem das Ver­
tragsbed ienstetengesetz 1948 (42. Vertragsbe­
dienstetengesetz-Novelle) und die B undesfor­
ste-Dienstord nung 1 986 geändert werden. 

Die Berichterstattung über die P u nkte 8 und 9 
hat Herr  Bundesrat Adolf Schachner übernom­
men .  Ich ersuche den Herrn Bundesrat um sei ne 
Berichte. 

Berichterstatter Adolf Schachner: Herr Präsi­
dent !  Herr M in ister !  Herr Staatssekretär !  Meine 
sehr  verehrten Damen und Herren !  Ich br inge zu­
nächst den Berich t  zum Tagesordn ungspunkt 8.  

Mit dem gegenständl ichen Gesetzesbesch luß 
des  National rates sol l .  entsprechend e inem am 
1 1 .  Jänner 1 990 abgeschlossenen Gehaltsabkom­
men, e i ne Erhöhung der Gehälter der Beamten 
um 350 S ab I .  Apri l  1 990 erfolgen. Die Laufzeit  
des Gehaltsabkommens endet mit  3 1 .  Dezember 
1 990. 

Der F inanzausschuß hat die gegenständl iche 
Vorlage i n  se iner Sitzung vom 20.  März 1 990 in 
Verhandl ung genommen und e inst immig be-

sch lossen. dem Hohen Hause zu empfeh len ,  kei­
nen E i nspruch zu erheben .  

Als E rgebn is sei ner Beratung ste l l t  der F i nanz­
ausschuß  somit den A n  t I' a g, der Bundesrat 
wol le besch l ießen:  

Gegen den Beschlu ß des Nationalrates vom 
1 4. März 1 990 bet reffend ein B u ndesgesetz, mit 
dem das Gehaltsge setz 1 956  (50. Gehaltsge­
setz-Novel le) , das Richterd ienstgesetz und das 
Bezügegesetz geändert werden ,  wird kein E in­
spruch erhoben . 

Bericht z u m  Tagesordn ungspunkt 9. 

Mit dem gegenstän dl ichen Gesetzesbesc h luß  
des Nationalrates so l l ,  entsprec hend ei nem am 
1 1 .  Jänner 1 990 abgesch lossenen Gehaltsabkom­
men ,  e ine Erhöhung der Monatsentgelte der Ver­
tragsbediensteten um 350 S ab 1 .  Apri l 1 990 er­
folgen .  Die Laufzeit  des Geha ltsabkommens en­
det mit  3 1 .  Dezembe r 1 990. 

Der F inanzaussch u ß  hat die gege nständl iche 
Vorlage in  se iner S i tzung vom 20. März 1990 in  
Verhand lung geno m men und einst immig be­
sch lossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen ,  kei­
nen E i nspruch zu erheben. 

Als Ergebn is se iner  Beratung stel lt  der Finanz­
ausschuß somit den A n t I' a g ,  der Bundesrat 
wo l le besch l ie ßen: Gegen den Besch luß  des Na­
tional rates vom 1 4. März 1 990 betreffend e in  
Bundesgesetz ,  m i t  d e m  das Vertragsbed iensteten ­
gesetz 1 948 (42 .  Vertragsbed ienstetengesetz- No­
ve l le)  und d ie Bundesforste- Dienstordn u ng 1 986 
geändert we rden ,  wird kein E inspruch erhoben .  

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte e i n ,  d ie  über d ie zusammenge­
zogenen Pun kte unter e inem abgeführt wird .  

Zum Wort gemeldet hat s i ch  Herr Bundesrat 
Karl L i tschauer.  Ich e rtei le es i hm .  

1 ::' . 1 9  
B undesrat Kar l  Litschauer (ÖVP, Niederöster­

re ich) :  Herr Präs ident !  Herr Bundesmin ister! 
Meine seh r  geschätzten Damen und Herren des 
Hohen Hauses ! Die h eute zur Debatte stehenden 
Vorlagen bei n halten - wie wir  jetzt soeben vom 
Berichterstatter erfah ren haben - das Zusatzab­
kommen zum Gehaltsabkommen 1 990 für den 
gesamten öffentl ich e n  D ie nst, vereinbart und zu­
standegekom men i n  Verhand lungen zwischen der 
Bundesregierung und den Gewerkschaften des öf­
fent l ichen D ienstes. 

Das Ergebnis ist bekannt ,  ich stel le es noch e i n­
mal in den Raum: Mit  1 .  Apri l 1 990 bekommen 
die öffentl ich Bed iensteten zu  der bere its mit  Jän­
ner 1 990 vere inbarten Gehaltserhöhung im Aus­
ma ß von 2.9 Prozen t  zusätzl ich einen Sockelbe-
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Karl Litschauer 

trag im Ausmaß von 350 S. Soweit ei nmal d ie 
Fakten. 

Ich habe mich desha lb zu Wo rt gemeldet und 
wi l l  deshalb dazu das Wort ergre ifen .  denn i m  
Zusam menhang m i t  d iesem Gehaltsabkommen 
- bevor noch d ie Verhand lungen geführt wur­
den. im Zuge der Verhandlungen und dann auch 
sc h l ießl ich .  als s ie zum Absch luß gekommen s ind 
- gab es e ine Vielzahl  von Reaktionen unter­
sch iedl ic hster Art . qual itativ sehr  abgestufte Re­
aktionen .  Und daher ist es. glaube ich, notwendig.  
meine verehrten Damen und Herre n .  daß ich 
doch aus meiner Sicht zur Vorgeschichte e in ige 
Anmerkungen  mac he. Ich möchte versuc hen. da­
mit das Zusatzabkom men im ric ht igen Lichte er­
scheinen zu lassen .  Nlan hat nämlich immer wie­
der gehört :  Die öffentl ich Bediensteten bekom­
men .. schon wieder" e ine Geha ltserhöhung. es  
steht  doch fest. daß d iese mit  l .  Jänner 1 990 mit  
2 .9 Prozent fixiert wurde.  

Es ist  r icht ig.  daß es zwischen der Bundesregie­
rung und den Gewerkschaften des öffentl ic hen 
Dienstes bere i ts im Jahre 1 988 zu einem Gehalts­
abkommen für d ie Jahre 1 989 und 1 990 gekom­
men ist, aber wohl  mi t  der Auflage und paktiert . 
da ß d ieses Abkommen nur dann Geltung haben 
sol l ,  wen n  sich mitt lerweile d ie wi rtsc haft l ichen 
Voraussetzungen und d ie Rahme nbedingungen 
n icht wesent l ich ändern.  Das war paktiert .  und 
nun - i n  we iser  Voraussic ht,  möchte ich fast sa­
gen - hat s ich Gott se i Dank d ie wirtschaft l iche 
Lage so entwickelt,  daß diese Vereinbarung und 
dieser Pakt  auch wirksam werden so llte .  Aber d ie­
ses Wirksamwerden d ieses Paktes hat nun e ine 
Vielzahl  von Reaktionen ausge löst. 

Ich mei ne ,  daß die Forderung des öffentl ic he n  
Dienstes nach E inhaltung d e r  1 988 getroffenen 
Vereinbarung auf neuerl iche Verhandlungen und 
Absch luß e ines Zusatzabkommens eine logisc he 
Konsequenz  war, d ie jedoch n icht vo n a l len pol i t i ­
schen Kräften so verstanden werden sol lte, wie 
s ich später herausgeste l l t  hat. 

Ich sehe  vo l l kommen ein. daß der F i nanzmini ­
ster und der Staatssekretär - der uns m ittlerwei le 
verlassen hat - natür l ich nicht in gro ße Bege iste­
rung ausgebrochen s ind,  als wir neuerl ich d iese 
Forderung auf den Tisch gelegt haben ,  näm l ich  
nur ,  das seinerzeit Vereinbarte wieder aufzuneh­
men. 

Die weitere E rkenntnis ,  die sich dann im Laufe 
der Verhand lungen  auch bei Verhandlungspart­
nern der Bundesregierung langsam. aber sicher  
eingeste l lt hat, war  d ie ,  daß d ie öffentl ich Bed ien ­
steten n i ch t  Arbeitnehmer zweiter Katego rie sein  
sol lten . H iemi t  hat der  Herr Bundeskanzler e i ­
gentl ich nur e in Versprechen e ingelöst, daß er 
uns e inige Monate vorher be im Gewerkschaftstag 
des öffent l ichen Dienstes gegeben hat. 

Die Folge daraus: Auch der öffen tl iche Dienst 
muß an der wirtschaft l ichen E n twic k l ung des 
Landes, d ie so gut i st wie schon lange nicht mehr ,  
wie wir  wissen,  i n  einer e inerseits budgetär ver­
tretbaren und anderersei ts für den ei nze lnen 
Dienstnehmer spürbaren Form tei lhabe n .  D ie 
Korrektur des bere its geltenden Ab kommens war 
daher meiner Meinung nach be i objekt iver Be­
trachtung - und auc h Krit iker m üssen das zuge­
stehen - die e in zige logische Folge. Die Bundes­
regierung und vor allem der F inanzmin ister ha­
ben letztl ich auch eingesehen,  daß das Ergeb n is, 
das wir heute zu besch l ie ßen habe n ,  eigentl ich 
eine konsequente Fortsetzung der Verei nbarung 
ist .  

Damit wurde für de n öffentl ichen D ienst m it 
den von mir bereits genannten 350 S Zusatz bei 
weitem nicht das erreic ht, was i n  anderen Berufs­
gruppen erzielt wurde, aber trotzdem, so glaube 
ich ,  kann das als e in  vertretbares E rgebn is bewe r­
tet werden.  Überdies ist auch auf die S ituation des 
Finanzhaushaltes Rücksich t  genom men worden .  

vle i ne se hr  gesc hätzten Damen und Herren !  
Ich  könnte n u n  meine Ausfüh ru ngen besc h l ie­
ßen . wenn nicht bei Bekanntwerden des Verhand­
lu ngsergebn isses e in ige po l it ische Kräfte i n  u nse­
rem Lande, aber auch manche Vertrete r der Me­
dien gerade im Zusammen hang mit dieser Ge­
ha ltserhöh ung aus re in popul istisc b-en Gründen 
ein Feindbild des Beamten i n  der Offent l ichkeit  
gezeichnet hätten .  Für  die von mir angesproche­
nen Kreise ist alles - ich möchte das seh r  deut­
l ich wiederholen - ,  was mit  öffent l ichem D ienst 
zu tun hat, negat iv besetzt, überholt .  inakt iv .  ver­
staubt und ähn l iches mehr. Ersparen Sie mir. hier 
weitere Ausdrücke a nzufü h ren.  D iese Kre ise s ind 
es auch .  die das vorl iegende Gehaltsabkommen 
gleichsam als ,, frec he Ausbeutung des Steuerzah ­
lers" bezeichnet haben .  Es gab a u c h  andere For­
mul ierungen .  D ieser Gehaltsabsch luß  wu rde auch 
als eine "Sonderzah lung für elen gesamten öffent­
l ichen D ienst ohne zusätz l iche Leistung" beur­
te i lt .  

Wer woh l  d iese Aussage gemacht hat? - Es ist 
bedauerl ich, daß d iese Aussage - nämlich d ieses 
Gehaltsabkommen " ist e i ne frech e  Ausbeutung 
des Steuerzahlers" - kei n  Geringe rer  gemacht 
hat als der Bundesparte iobmann  der Fre iheit l i ­
chen Parte i  Österreichs, eier  übrigens auch Lan­
deshauptmann von  Kärnten ist. ( Bundesrat A r -
b e i I e r: Und zuständiger PersonalreferefZtf) U nd 
ich muß  sagen,  daß ich von d ieser Stel le aus d iese 
Behauptungen und d iese Festste l l ungen  auf das 
entsch iedenste a ls ungeheuerl i�he Behaup�ung 
zurückweisen muß .  (BeifaLl bei O VP lind SPO. -
Zwischenruf des Bundesrates lng. Meischberger, 
der im Begriff ist. den Sitzungssaal Zll verlassen . )  
Es ist zurückzuwe isen .  u n d  ich werde es gern 
auch widerlege n .  Kol lege Meischberger hat d iesen 
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Satz da noch fal len lassen und verl ieß dann das 
Hohe Haus, wie es ha l t  offensicht l ich so übl ich 
ist. Widerlegen kann ich das gerne , i ch  werde 
dan n darauf zurückkommen. 

Es ist e ine Bele id igung des gesamten öffent l i ­
chen Dienstes, solche Behauptungen aufzuste l len ,  
und es veran laßt mich das zu folgenden Überle­
gungen :  Kann es richt ig  sein ,  e inen Berufsstand . 
von dem man sich pol i t isch gese hen offensicht l ich 
nicht al lzuviel  erwartet ,  bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit  abzuqual ifi z ieren oder kann man . 
wenn  es darum geht .  i h m  auch d ie gebührende 
gerechte Anerkennung in  finanziel ler Weise an­
gedeihen zu lassen .  d ies e infach mit so lchen Be­
merkungen abtun? 

Ich kann mir vorstel len ,  daß sich Kol lege Ltk ­
ner - auch Angehöriger des öffent lichen D ien­
stes - sicherl ich n ich t  a l s  Ausbeuter  gesehen hat  
oder sieht. we nn er wei ß, daß auch se ine Bezüge 
mit  1 .  April dieses Jah res um diesen besagten Be­
trag angehoben werden .  Ich bin auch gespannt . 
wie sich der Herr Landeshau ptmann Haider i n  
Kärnten als Personal referent verhalten wird.  
wen n  es gi l t ,  diese zusätz l iche gerechte Forderung 
umzusetzen .  Ich habe gestern Gelegenheit ge­
habt, im Rahmen einer S itzung der Bundessek ­
t ionsleitung mit d e n  F reunden aus Kärnten zu re­
den. Diese wissen bis heute noch nicht genau:  
Werden sie das bekom men.  oder werden s ie  es  
n icht bekommen? Ihr  Herr  Landeshauptmann 
hat gesagt: Ja.  ja, ihr werdet es schon bekommen .  
aber Geld ist noch ke ines Vorhanden .  Das ist an­
scheinend d ie  e inzige Form, um kur zfristig d ie  
Behauptung aufrech t  erhalten zu können , es  sei 
das eine Ausbeutung.  Ich b in  überzeugt davon:  
Der Herr  Landeshauptmann Haider wird mittler­
we i le schon Wege gesucht haben ,  um dieses Ge­
haltsabkommen auch für  die Kärntner i n  Anrech­
nung zu bringen .  

Als Vertreter der Österreich ischen Volksparte i ,  
aber auch als Mitgl ied des Zentralvorstandes der 
Gewerksc haft des öffentl ichen Dienstes möchte 
ich ,  meine verehrten Damen und Herren ,  doch 
sagen: Dieses Gehaltsabkommen sol l  Anlaß sei n ,  
das Berufsbi ld des gro ßen Bereiches des öffent l i ­
chen D ienstes i n  Öster reich positiv darzuste l len ,  
die Leistungen aufzuzeigen.  d ie wir uns heute 
einfach nicht mehr wegdenken können.  u nd n ich t  
nur  bewußt das Negative zu sehen .  

Ich darf h ier  an e i ne Veransta ltung er innern .  
d ie i m  Vorjahr stattgefunden ha t .  und  zwar e ine 
Branchenkonferenz,  wo d ie v ier Gewerkschaften 
des öffent l ichen Dienstes in seh r  sach l icher Form 
versucht  haben,  ihren  Leistungskatalog der Öf­
fentl ichkeit  zu präsent ieren .  Kollege Tmej war e i ­
ner .  der zum Beisp ie l  den Bereich der Post- und 
Telegraphenangestel lten präsent iert hat . Es wa­
ren viele Vertreter der  Massenmedien anwesend .  
E i n  positives B i ld !  Das  Echo i n  der  Öffent l ich -

keit ,  meine vere h rten Damen und Herren,  war 
ersch ütternd .  Es wu rde ledigl ich darüber berich­
tet. daß d iese Konferenz stattgefu nden hat .  Über 
d ie Inha l te ,  über so Posit ives, da ß man hätte 
t ransportie ren  können ,  um bei der Bevöl kerung 
Akzepta n z  und Verständnis zu erhalten ,  zu  i nfor­
mieren, das ist leider a usgebl ieben. 

Ich sage daher: Der  öffent l iche Dienst ist n icht 
nur eine staatstragende Säule und der Garant e i ­
ner rech tsstaatl ichen Verwaltung, sondern in sehr 
v ie len Bereichen w i rd er i mmer mehr z u m  Träger 
moderner D ienstleistungsbetriebe. d ie a us dem 
öffentl i chen und soz ialen Leben e infach n icht  
mehr  wegzudenken sind.  

Lassen Sie mich.  meine sehr  gesc hätzten Da­
men und Herren,  in  d iesem Zusammenhang auf 
e inzelne Bereiche etwas näher e ingehen .  

Die  Hohe itsverwal tung - ega l .  i n  welcher Ebe­
ne - bi ldet für viele den Ausgangspunkt  oft auch 
unberech tigter Kri t ik .  Unabhängig von der finan­
z ie l len Belastung für den S taatshaushalt  werden 
dem öffent l ichen Dienst i n  d iesem Bereich 
Schwerfä l l igkeit ,  Aufgeblähtheit  und anderes 
ständig vo rgeworfen .  

Abgesehen  von  der Tatsache, daß ge rade die 
Krit iker seh r  oft ke ine Ahn ung von gesetzeskon­
formen Verwaltu ngsabläufen  haben.  wird immer 
darauf ve rgessen ,  daß  es  ja e igentl ich d ie Legisla­
t ive ist - auch wir - ,  die Gesetze am Fl ie ßband 
produziert .  o h ne auf die Vollzugsmögl ichkeiten 
und personellen Auswirkungen in der Verwal­
tung Rücks icht  zu nehmen.  

Tatsäch l ich i s t  es so , daß auch so mancher Pol i ­
t iker  und so manche Vertreter der  Medien so ger­
ne das moderne Gej ammer anstimme n ,  es gibt zu­
viele und  es g ibt  zu te ure Beamte .  Das entbe h rt 
meines E rachtens jegl icher Grundlage . Man ver­
gi ßt dabei ,  daß in der letzten Zeit i mmer wieder 
zusätzl iche Aufgaben und Kompeten ze n  in der 
Hoheitsverwaltung dazugekommen sind .  

He ute h aben wir schon das  Flücht l ingsproblem 
d iskutiert, das Öffnen der G renzen. Was bedeutet 
das letztl i ch?  Wer wird damit besonders konfron­
t iert: Die Zo l lbeamten an der Grenze ,  d ie tei lwei­
se unter starken Belastungen stöhnen. wei l  sie 
auch zuwenig Personal  haben von der Dienstpo­
stenseite her .  Aber das tut man ab, das wird n icht  
beachtet.  

Es gibt d ie  EG-Annäherung. I n  d iesem Zusam­
menhang w i rd es notwendig sein ,  auc h wiederum 
ein ige z usätz l iche F achbeamte und qual if iz ierte 
K räfte e inzustel len.  S ind dann schon wieder die 
sc huld,  d ie  einste l len ,  oder ist das nicht e infach 
e ine sac h l i che Notwendigkeit? - Auch das gehört 
in  der Öffent l ichke i t  v ie l  deutl icher gesagt . 
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In der letzten Zeit  s ind neue Gesetze verab­
sch iedet worden .  Ich nen ne stel lvertretend nur e i ­
n ige: Das  neue Weingesetz, das Chemikal ienge­
setz ,  das Umweltstrafgesetz, das Auskunfts­
pfl ichtgesetz. Man könnte d iese Reihe beliebig 
lang fortsetzen .  Das a l les sind Maßnahmen ge­
setzl icher Natur, d ie zusätzl iche Aufgabenstei lun­
gen nach s ich  ziehen. 

Aber gleic hzeit ig wird oft übersehen, daß d ie 
Verwaltungse inrichtungen immer mehr auch  Ser­
v icee i nr ichtungen für d ie Bürger,  für d ie Bevöl­
ke rung unseres Heimatlandes werden . Ich darf 
h ier  als Niederösterreicher d ie Gelegenhe it be­
nütze n ,  anzumerken, daß wir im Zuge der De­
zentra l isierung und damit e iner begi nnenden 
Verwaltungsreform versuchen,  besondere Ver­
wal tungse inheite n  von der zentralen Landesver­
wal tung  herauszu lösen und an Die nststel len ,  die 
sc hon  bestehen,  an Bezi rkshauptman nschaften.  
an Bauabte i lungen , Gebietsbauämter anzuglie­
dern, um noch mehr an d ie Bü rger heranzukom­
men. Es gibt e ine Vielzah l  von A u ßensteI len der 
Bezi rkshauptman nschaften ,  d ie in letzter Zeit ge­
grü ndet wurden ,  um wirk l ich besonders auch aus 
der S icht  der Hoheitsverwaltung ServicesteI le zu 
sei n .  

I n  v ie len anderen Bereichen des öffentl ichen 
Dienstes ist zwar d ie Leistung der Aufgabe nstei­
lung i nnerhalb des staat l ichen Systems nicht von 
vornhere in  in Frage gestel lt .  dafür aber w i rd im­
mer wieder die finanziel le Notwen digkeit i n  Fra­
ge geste l l t .  Anders ausged rückt: Es darf e infach 
n ichts kosten .  

Demgegen über steh t  etwa die Forderung nac h 
meh r  K indergärten - das ist populär - .  aber die 
Beza h lung der K indergärtnerin sol l  nic hts kosten .  
Ich d arf g le ich die Probleme anführen , d ie jetzt 
bei den Kindergärtner innen  entstehen .  Es gibt e in  
neues Ausbi ldungskriter ium:  D ie K i ndergärtne­
r innen werden heuer im Herbst erstmals mit der 
NIatura kommen.  Das bedeutet, da ß d ie e inzelnen 
Dienstgebervertreter versuchen werden m üssen.  
d ie Besoldu ngssystematik  zu korr igieren. zu ver­
ändern .  Die Folge dessen ist natür l ich ,  daß die 
Ki ndergärtnerin nen teuer werden .  Man wird wie­
der sage n :  Haben wir das notwendig gehabt? 

D ie Schulen  so l len immer meh r  B i ldung ver­
mitte l n ,  d ie Leh rer sol len notwendigerwe ise me hr  
leisten .  - Die E ntlohnung i s t  wieder etwas ande­
res . Das wird i n  Frage gestel lt .  

E i n  anderes Beispiel :  D ie öffentl i chen Spitäler 
so l len  immer besser ausgestattet werden .  Von 
Ärzten u nd Schwestern  verlangt man höchsten 
Wissensstand .  E insatz rund um d ie Uhr und d ie 
Betreu ung wie i n  e inem Luxushote l .  Das s ind 
vielfac h d ie Anforderungen,  die man ste l l t .  Die 
F inanz ierungsnotwendigkeit der materiellen und 
personel len Voraussetzungen zur E rfü l l ung die-

ser Forderung wil l  man dagegen aber nicht immer 
wah rhaben .  Vielmehr  verwe ist man auf Pr ivatspi ­
täler mit posit iven Betr iebsergebn issen.  Über d ie  
Tatsache aber .  daß  i n  d iesen Pr ivatspitälern unter 
ganz anderen  Vorgaben gearbe i tet wird - viel­
fJch werden  nur medi z i n isch ausgesuchte und vor 
al lem lukrative Fälle übernommen. d ie anderen 
überläßt man der öffent l ic he n  Gesundheitsver­
wa ltung - ,  l i est man sehr  sel te n .  - So kön nte ich 
d iese Beispiele bel iebig fortsetzen. 

Was ich aber heute zum Ausdruc k bringen 
wollte, meine sehr verehrten Damen und Herren,  
ist .  daß n icht  von jedermann in  unserem Staate 
die Leistung des öffe nt l ichen Die nstes objektiv als 
so lche anerkannt w i rd :  Sie w i rd vie l mehr als 
Se lbstverständl ichkeit  h i ngestel l t  und oft auch 
unberec htigterweise k r it isiert .  

In d iesem Zusammenhang stehe ich a l lerd ings 
nicht an ,  festzustel le n ,  daß konstrukt ive Kriti k 
auch für den öffent l ichen Dienst ke in  Problem 
sein kann und darf, sondern vie lmehr  Anlaß sei n 
muß ,  bestehende Organ isat ionsabläufe und damit 
zusam me nhängende persone l le Erfordern isse zu 
Ll berp rüfen und an neue Gegebenheiten  anzu pas­
sen . 

Hohes Haus!  Ich hoffe . mit  meinen Ausführun­
gen kon nte ich Ihnen e i n igermaßen das U nbeha­
gen der öffent l ichen Bedienstete n näherbringen, 
eine S ituat ion,  d ie zunäc hst für den öffentl ichen 
Dienst als Berufsgrup pe seh r  unbefried igend ist. 
aber meiner Einsc hätzung nach auch e ine S itua­
t ion, die die Öffentl ich keit  und vor al lem uns, die 
verantwortl ichen Pol i t iker ,  n icht  zufriedenste lIen 
kan n .  

Ich darf S i e  daher, verehrte Damen und  Her­
ren ,  ersuchen, nicht n ur d iesen vorl iegenden Ge­
setzesnove l len und dami t  der ab 1 .  Apr i l  1 990 ge­
p lanten Gehaltserhöh ung im öffent l ichen Dienst 
d ie Zustim mung zu geben,  sondern mitzuhelfen ,  
die Ste l lung des gesamten öffentl ichen D ienstes 
entsprechend der von i h m  erbrachten Leistung zu 
heben und unberechtigten D iffamierungen -
egal .  von we lcher Se ite,  i n  welcher Absicht  und in  
welcher Form immer sie kom men - entspre­
chend entgegenzutreten .  

Es ist erforderl ic h .  da ß i m  Nationalrat i m  Zu­
sammenhang m it d iesen Gehaltsgesetzen auch e in 
Problem aufgegriffen wurde,  nämlich das Pro­
blem der Besoldung der Hubschrauber-Pi loten 
des Innenmin ister iums.  Es konnte darüber E in i ­
gung erzielt werden , d a ß  h ier  d ie gleiche Besol­
dungsord nung ange we ndet werden so l l ,  wie sie 
schon längere Zeit be i  den P i loten des Bundes­
heeres angewendet wird .  Es ist d ies eine gerechte 
Forderung, die von der Gewerkschaft öffe nt l icher 
D ienst lange Zeit vorgebrach t  wurde.  N ur durch 
gewisse M i ßverständn i sse i m  F inanzausschuß  ist 
das zurückgestellt worden.  bis fehlende, nicht 
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vorhanden gewesene I nformationen nachgere icht 
wo rden s ind .  Aber es kursiert das Gerücht i n  den 
Wandelgängen des Parlaments, aber auch bei ver­
sch iedensten Gewerksc haftsvert reter n ,  d ie ÖVP­
Fraktion hätte s ich im Finanzaussc h u ß  bezie­
hungsweise im Parlament dagegen ausgespro­
chen. Wahr ist vielmehr - und das möc hte ich an 
den Sch luß  meiner Ausführungen ste l len -,  daß 
e ine Forderung dieser Gewerkschaft eigent l ich 
se i t  langem im Raume gestanden i st ,  aber n icht 
erfü l l t wurde. - Ich bedanke mit  für Ihre Auf­
merksamkeit .  (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  1� .3ij 

Vizepräside nt  Dr. Herbe rt Schambeck: Z u m  
Wort gemeldet hat sich Herr Vizepräsident Wal­
tel' Strutzenberger. Ich erteile es  ihm.  

1 � .39 
Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ. 

Wien ) :  Herr Präsident !  Herr Bundesmin ister! 
Meine Damen u nd Herren !  Ich könn te es mir fast 
leicht machen.  i ndem ich sage: Ic h habe den Wor­
te n meines Vorredners, des Kol legen Litschauer, 
nichts h inzuzufügen .  Ich sage aber bitte ., fast" , 
denn es gibt doch noch e iniges, das ich  zum Teil  
viel leicht klarste l len und zum Tei l  unterstreichen 
möchte . 

Nun ,  zum einen gleich einmal z u  der i rrefü h­
renden Aussage , dieses Zusatzübereinkommen 
sei e ine Sonderrege lung für den öffentl ichen 
Dienst. Das entspricht sch l icht und e infach n icht 
den Tatsac hen - das wurde schon gesagt - ,  son­
dern es war folgendermaßen :  

Als die Gewerksc haften des öffent l ichen Dien­
stes 1 988 gezwu ngen waren ,  so wie jedes Jahr e i ­
nen GehaItsabsch luß  zu erzielen. um Besoldungs­
gerecht igkeit für die öffentl ich Bediensteten zu 
erhalten ,  kon nte n iemand voraussehen,  wie sich 
elie w irtschaft l iche Situation Österreichs im Jahre 
1 990 gestalten wird. Wei l  aber der öffentl iche 
Dienst sehr  b udgetbewußt ist ,  wei l  d ieser öffent l i ­
che D ienst s ich seiner Verantwortung n icht  n u r  
von der Aufgabenste I lung her, sondern auch i n  
der Richtung seh r  bewu ßt ist, daß er  zu  überlegen 
hat, we lche Mittel er für sich in Anspruch neh­
men kann und nehmen darf, hat man versucht, 
e inen Absch luß  für zwei Jahre zu tätigen .  Mit  die­
sem Absch luß  für zwei Jahre waren 2,9 Prozent  
für das  Jahr 1 989 u nd 2,9 Prozent für das Jahr  
1 990 vorgese hen,  m it - und das wurde sc hon 
r icht ig gesagt - der Beifügung, mit  dem Zusatz 
bei der Anerkennung dieses Absch l usses, daß, 
sollten sich d ie  Rahmenbedingungen ändern,  d ie 
Gewerkschaft selbstverständlich antreten wird .  
um e in  Regulativ zu erwirken.  

Niemand wird bezweife ln ,  n iemand wird a u ßer  
Streit stel len,  daß sic h tatsäch l ic h  und Gott sei 
Dank d ie wirtschaft l iche S ituation ,  a lso die Rah­
menbedingungen geändert haben, daß  also d iese 
Forderung nach einem Zusatzabkommen zu  

Recht jetzt i m  Jahre 1 989 neuer l ich  erhoben wur­
de.  

Ich möchte wirk l ic h  e inma l  offen festste l len, 
daß hier die Sozialpartner. daß der Bund und die 
Länder konstru ktiv zusammengearbeitet haben. 
Den n  damit wir  e inmal  klarsehen :  Es sind bei  die­
sen Bezugs- oder Gehaltsverhandlu ngen für den 
öffent l ichen D ienst n icht  nur d ie Vertreter der 
B undesregierung die Partner der Gewerksc haften 
des öffent l ichen Dienstes, sondern auch die Lan­
deshauptleute , vertreten dun: h  ihre Beamten .  Die 
nehmen dort genauso te i l ,  :dso auch .  bitte , ein 
Ve rtreter des Landeshauptmannes von Kärnten 
Jörg Haider.  

D a  möchte ich gleich jetzt e i n mal e inha ke n .  Es 
tut mir e inerseits ja leid.  andererseits stört es mich 
n icht .  daß der Herr Bu ndesrat Rumpold immer 
zu Zeitpunkten n icht im Saal anwesend ist, wenn 
er etwas lernen könnte. Ich möc hte damit sagen .  
daß  ich von i h m  gar n icht  verlangen kann,  daß er  
e ine  Ahn u ng vom öffentl ichen Dienst hat ,  denn 
damit hat er noch nie was zu tun  gehabt. Aber 
man sol lte s ich a ls Po l i t iker ,  vor a l lem als e iner, 
der sich darste l lt wie er ,  viel leic ht  doch der Mühe 
un terziehen ,  wenn man etwas lernen kan n ,  zuzu­
hören .  dami t  man nicht jeden Tag und jede Wo­
che und bei jeder Sitzung den gleichen Fehler be­
geht .  Aber das ist bitte das P roblem des Herrn 
R u m pold!  

Ich  möchte aber doch feststel len ,  daß Kärnten 
- Landeshauptmann Haider - bei d iesen Ver­
handlungen  vertreten war. daß d iese - der Ab­
sch l u ß  ist bekannt:  350 S ab 1 .  Apri l  - Vereinba­
rung von a l len  Sozialpartnern getroffen wurde.  
Der Absc h l u ß  wird erst heute gü lt ig gemacht .  Ich 
wi l l  also dem Hohen Haus und den gesetzgeben­
den Körperschaften nich ts wegnehmen ,  denn 
auch darüber hat es ja schon kr i t ische Äußerun­
gen gegeben .  Man hat gesagt: So  e ine Frech heit !  
Warum setzt sich den n  d iese Regierung, warum 
setzen sich d ie Vertreter der Landesregierungen 
mit den Gewerkschaften des öffent l ichen D ien­
stes zusammen und verhande ln ,  es ist doch ei­
gen tl ich Sache des Par laments ,  festzulegen .  was 
d ie bezahlt bekommen.  Also b itte, ich b in  sehr 
sto l z  auf d iese Sozialpartnerschaft und hoffe, daß 
sie auch weiterhin so bleibt, aber i ch  betone: Be­
sch lossen wird das erst heute! 

Ich möchte weiters die Festste l lung treffen .  daß 
selbst d iese Vere inbarung zwischen  den Gewerk­
schaften und den Vertretern der Gebietskörper­
schaften sehr ,  se hr  e insichtig und  sehr ,  se hr  bud­
getschonend war, und zwar aus zwei Gründen.  
Der  e ine G r u nd ist  der .  daß ein F ixbetrag gewählt 
wurde.  D u  entschu ldigst, Kol lege Litschauer. daß 
ich  d ich  berichtige. Es ist ein F ixbetrag und n icht 
ein Sockelbet rag, denn das hätte f inanziell eine 
andere Auswi rkung. Es kommt a lso e in  F ixbetrag 
von 350 S dazu,  der auch eine Sozia lkomponente 
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innerhalb des öffentl ichen D ienstes beinhaltet,  
denn d iese 350 S haben natürl ich e ine andere 
Auswirkung, eine positivere Auswirkung für d ie  
Bez ieher kle inerer Einkommen a ls  für jene mit  
hohen Ein kommen. Und ich kann daher auch 
festste l len,  daß im Durchschn i tt - wobei der Be­
griff "Durchsc hn itt" immer  etwas Riskantes ist, 
aber ich sage es doch - d iese 350 S zusammen 
mit den 2,9 Prozent, d ie schon vorher vereinbart 
waren ,  e ine Gehaltserhöhung von etwa 4, 
4,5 Prozent bede uten .  ( Der P r ä  s i  d e n  t über­
nimmt den Vorsitz. ) 

Und dazu gleich die näc hste An merk ung. wei l  
man meint, es se i eine F rechheit, d a ß  der öffent l i ­
che Dienst überhaupt so etwas fordert, und daß 
mit Steuerm itteln zu locker umgegangen wird . 
Ich möc hte hier feststel le n ,  daß a l le anderen Be­
rufsgruppen mit i h ren Abschl üssen für 1 990 weit  
über dem eben genannte n  Prozentsatz l iegen . 

Und noch e ine Feststel l ung, d ie Sie bitte als ob­
jektiv anerkennen wol len :  Das Statistische Zen­
tralamt hat vor wen igen Tagen veröffentl icht. daß 
der Absch luß  dieses öffentl ichen Dienstes noch 
immer um 2 Prozent unter den Absc h lüssen al ler 
anderen Bereiche zu l iegen kommt. 

Ich möchte damit nur  doku mentieren,  daß d ie­
se r öffentl iche Dienst, daß die Arbeitnehmer im 
öffentl ichen Dienst seit  Jahren wesentl i ch i h r  
Scherflei n  zur  Budgetkonsol id ierung be itragen ,  
und zwar wesentl icher be itragen als al le anderen 
unselbständig Erwerbstätigen .  Von den selbstän­
dig Erwerbstätigen wi l l  ich gar n icht reden,  denn 
da schauen wir u ns an,  was da so an Budgetentla­
stungsbe it rag gele istet wurde. (Bundesrat lng. 
P e  11 z: A[so das stimmt nicht. Herr Präsident 
Slrlllzenberger. das ist eine Unterste llung. daß roll 
den Selbständigen kein Beitrag geLeistet wird.') Sie 
müssen mir  b itte zuhören ,  Herr Kol lege ! (Bun­
desrat lFlg. P e  n z: Das habe ich sehr genau! ) 

Ich habe gesagt: Wesentl ich mehr wurde vom 
öffentl i chen Dienst gele istet als von a l len anderen 
- Unselbständigen  und Selbständigen .  Wesent­
l ich mehr !  Ich habe nicht gesagt, daß nic hts gelei­
stet wurde. - Gut.  

Aber jetzt gestatten Sie mir b itte viel leicht doch 
noch e in ige Sätze zur Haltung der Freiheit l ichen 
Partei ,  obwoh l  ich mich schön langsam frage. ob 
es h ier im Bundesrat überhaupt noch e inen S inn  
hat, d iese Fraktion zu  erwähnen .  (Bundesrat 
S a t t I b e r g e r: Redet .. eh " nur mehr der RUf1l ­
po[d.') Wen n  ich mir die S ituation vergegenwärti­
ge , so stellt sich der e i ne Vertreter der Fre iheitl i ­
chen Partei h i e r  an d ieses Rednerpult und be­
schimpft Gott und d ie Welt, ohne auch nur mi t  
e inem Jota e ine sachl iche Begründung für  solche 
Beleid igungen  zu l iefern .  Auf der anderen Seite 
sitzen zwe i  Vertreter d ieser Fre iheit l ichen Partei 
hier im Raum,  die ich fast sc hon zu bedauern be-

ginne, den n  wen n  man die beiden Herren  reden  
hört, reden s i e  d urchaus sach l ich . Ich  wei ß  n ic ht, 
was das so l l :  G ibt  es da jetzt wirk l ich  eine Gewal­
tentrennung in der Freiheit l ichen Parte i :  Den e i ­
nen sch icken w i r  h i ne in ,  damit er a l l e  besc h i mpft 
und beleid igt , u nd den anderen, damit  er dann  
alle wieder beschwichtigt. I rgendwie kommt  mi r  
das komisch vor .  

Aber e ines nehme ich doch an: da ß d ie gesam te 
freihe i t l iche Fraktion wenigste ns zu den Aussa­
gen ihres Parteiobma nns steht. Herr P räsident ,  
wenn Sie gestatten ,  werde ich h ier  e in  Zitat br in­
gen .. von e iner  Aussendung des Obmannes der 
FPO, sei nes Zeichens Landeshauptmann und 
Personalrefere nt - d ie armen Landesbedienste­
ten in  Kärnte n !  - des Landes Kärnten :  

. .  Wien .  am 1 2 . 1 .  1 990: Als freche Ausbeutung 
der Ste uerzah ler  bezeich nete heute FPÖ-Bu ndes­
parteiobmann Dr . Jörg Haider die So nder lohn­
ru nde für d ie Beamten .  die ohne Leistungssteige­
rung erfo lge. wäh rend al le anderen. i nsbesondere 
die ASVG-Versicherten ,  durch den Rost fielen . "  
- De r Herr Ha ider  hat dan n noch wei ter  gespro­
chen,  aber ich darf  mein Zitat damit  beende n .  

Ich möchte h ier  fo lgendes festste l len :  Dieser 
Ausspruch paßt in die ganze Haltung der Frei­
heitl ichen Partei  hine i n !  Ich hoffe, i ch  bele id ige 
Sie jetzt nicht.  Herr Kol lege Lak ner ,  denn ich 
hoffe sogar .  daß Sie kein Gewerkschaftsmitgl ied 
sind, denn . . . (Bllndesrat Mag. L a k 11 e r: Bin 
ich.' I Sie s ind Gewerkschaftsmitgl ied? Um Gottes 
""Vil len!  Dan n  entsch uld ige ich mich fü r I h ren 
�achbarn.  für  den Herrn Rumpold, der  da her in­
nen den Ausd ruck "Gewerkschafter" a l s  Bele id i ­
gung darstel lt ,  der herabwürdigend von d�.n Ge­
werkschaftern spr icht .  (Beifall bei SPO lind 
Ö VP. ) 

Ich sage I h nen :  Ich b in  stolz darauf, Gewerk­
schafter zu sein ,  ich b in  stolz  darauf, d ie Arbeit­
nehmer in Österreich i nsgesamt und auch jene im 
öffentl ichen D ie nst - und wie ich jetzt höre, 
auch Sie - m itvertreten zu können !  Denn ich 
glaube , wenn es nach Nle inung der FPÖ i n  Öster­
re ich ginge - m it Ausnahme von Ihnen anschei­
nend - ,  dann hätten wir n icht  die - wie hat er 
gesagt? - .. Chaoskoal it ion" , sondern dann gäbe 
es halt n ur U n te rdrückte und Woh lhabende, d ie 
e in Bärental haben und sic h sagen :  Was die Ar­
be itnehmer machen,  ist für mich e igent l ich u n i n­
teressant .  (Beifall bei SPÖ (md Ö VP. ) 

Anders kann ic h mir  d iese Angriffe auf die Ar­
beitnehmerschaft n icht erk lären . Denn nochmals :  
N icht nur  d ieser Ausspruch r ichtet s ich gegen a l le  
Arbeitnehmer Österreichs, auch wenn Sie  den 
zwe iten  Tei l  lesen .  i n  dem es  so schön heißt: " . . .  
insbesondere die ASVG-Pensionisten f ielen 
durch den Rost" , so kann man nur sagen ,  da hätte 
sich halt der Herr  Haider besser informieren  so l-
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l en .  I n  der Zwischenzeit  wird er ja hoffent l ich  
darüber belehrt worden se i n ,  daß die ASVG-Ver­
sicherten n ich t  durch den Rost fie len ,  sondern 
daß wir ,  daß d ie Gewerkschaften des öffentl ichen 
Dienstes erstens dafür gesorgt haben .  daß d ie  
E i n kommen der  Pensionsbezieher, d ie  aus dem 
öffentl ichen D ienstbereich kommen, entspre­
chend mitange hoben we rden ,  sodaß auch d iese 
Menschen den entsprec henden Ante i l  am Wirt­
schaftswac hswtum erhalten .  aber auc h  - und das 
gehört jetzt d reimal  unterstrichen - die Bezüge 
a l le r  ASVG-Versicherten ebenfal ls  glei chzeit ig 
m i tangehoben werden .  Auch sie erhalte n  a lso e i ­
nen gerec hte n  Antei l  am gestiegenen Wirtschafts­
wachstum fü r das Jah r 1 990. 

U nd das i st es, was ich an dieser Aussage verur­
tei le :  Es handelt sich dabei n icht  nur darum,  daß 
Herr Haider se ine Arbeitnehmer im Land  Kärn­
ten faktisch herabwürd igt, i ndem er sagt, das ist 
e ine  Frechhe it ,  daß man denen Geld gibt für et­
was. wofür sie keine Le istung erbringen, sondern 
er  beleidigt darüber h inaus den gesamten öffent l i ­
chen Dienst. 

Und ich möchte h ier noch fo lgendes sagen :  
Derse lbe Herr Haider, der a m  1 2 . Jänner gro ß 
von Versch wendung geschr ieben hat, betreibt 
jetzt - mit  seinen Worten gesagt - die " Ver­
sch wendung" mit .  denn es w i rd jetzt i n  Kärnten 
dieser Antrag auf Gehaltserhöh ung für  d ie  Lan­
desbediensteten ebenfalls e ingebracht, wei l  er  ja  
gar n icht ande rs kann .  

U nd noch e ines möchte ic h h ier feststel len :  Mir  
tun  al l  jene öffent l i ch  Bed iensteten le id ,  d ie  s ich 
bei den letzten Persona lvertretungswahlen vor 
drei Jahren von Popul isten ,  also auch vom Popu­
l isten Haider,  be i  Wählerversammlungen ver le i­
ten haben lassen ,  solche Vertreter zu i h ren Perso­
nalvertretern zu wählen .  Und es ist das i mmerh in  
e ine gar n icht  so  geri nge Zah l  - das sei zu i h re r  
E h re gesagt - ,  die darauf here ingefa l len  s ind und 
Leute aus d iesem Bere ich zu i h ren Personalver­
t retern  gewähl t  haben. 

Aber dam i t  zum nächsten Punkt. Ich glaube. 
zum Absc h l u ß  selbst gibt es n icht viel  zu sagen .  
Jeder. der e i n  b isserl  mitgedacht  hat - I ng. Penz,  
das ist n icht  bös' gemeint -,  auch derjenige, der 
n ich t  öffentl i ch  Bed iensteter ist ,  der n icht  unselb­
ständig Erwerbstätiger  ist , w i rd uns  recht  geben ,  
wen n  wir sagen. daß d ieses Zusatzübere inkom­
men zum Gehaltsabkommen für  den  öffent l ichen 
D ienst etwas Gerechtfertigtes war. 

Und nun b itte noch e inige wen ige Sätze zur 
Frage der E ntlohnung der H ubschrauberp i loten .  
Es sti mmt, daß es für  d ie  H ubschrauberp i loten 
des Bundesministeriums für I n neres n icht  e inzu­
sehen war. warum denn e iner, der Hubsch rauber­
p i lot bei der Landesverteidigung ist, mehr  be­
kommt als der. der für's Innen min ister ium fl iegt. 

Im ersten Augenbl ic k ,  als ich die Worte des -
schein bar jetzt - F liegerfreundes i m  Nationalrat 
Burgstal ler gehört habe, habe ich m i r  gedacht: Ei­
gentl ich hervorragend.  wunderbar! , denn er  hat 
se in größtes Bedauern darüber ausgesprochen, 
daß d iese Hubsc h ra uberpi loten so lange benac h­
tei l igt wurden,  Aber bei m  weiteren Zuhören und 
als W issender b i n  i ch  dann etwas ersch rocken 
über sein Bedauern ,  denn als dieses Problem im 
F i nanzausschuß nachgereicht wurde - es sti mmt 
schon,  daß es n i ch t  e ingebracht wurde mit der 
Regieru ngserklärung - und im Aussch u ß  be han­
delt hätte werden sol len (Bundesrat S a ( ( I b e r -
g e r: Zehn Milltaen \'or der Sitzung. Herr Kolle­
ge.') - Kollege. n ur schön langsam!  - .  war die 
Tatsache die .  daß s ich die ÖVP-Fraktion im F i ­
nanza usschuß geweigert hat. darüber überhaupt 
zu reden.  (Bundesrat Ing. P e  n z: Weil keine Un ­
terlagen vorhanden waren.') Erzählen Sie mi r  
n ichts. die Unterlagen . . . (Bundesrat Ing. P e  ! l  z: 
Es II'aren keine Ulllerlagen da.' Erzählen Sie es Ih­
rem Minister.' Der ha t  Zeh gehabt.') Nein .  es nützt 
Ih nen gar nichts ,  S ie können diese Tatsachen 
n icht vom Tisch wischen .  (Bundesrat lng. P e ll z: 
Sie auch niclH!) Sie können d iese Tatsachen n icht 
vom Tisch  wische n !  

Tatsac he ist, d a ß  sich die ÖVP geweigert hat, 
im F inanzaussc h u ß  darüber zu reden , we i l  bitte 
- und jetzt lassen S ie  m ich e inmal ausreden!  -
der Herr Ditz n ic h t  i nformiert war. Und jetzt sage 
ich I h nen,  wer sch u ld daran ist ,  daß er  nicht in­
formiert war: Sch uld war Ihr eigener Kl ubob­
mann,  wei l  er es von der Montagsrunde - Koor­
d in ierung - bis D o n nerstag - Don nerstag, glau­
be ich ,  war F inanzaussc h u ß  (Bundesrat lilg. 
P e  11 z: Freitag.') - für  sich behalten hat, was man 
ihm dort vorgesch lagen hat. 

Ich würde das - und ich sage das jetzt auch 
sehr  bewu ßt - e igent l ich  gar n icht  erwähnens­
wert finden, aber man  m u ß  das erwähnen, wei l  
derselbe Herr Burgstal ler jetzt bedauert und er­
k lärt: Na man m u ß  halt nachdenken , wie man das 
machen kann, damit  d iese P i loten  das rückwir­
kend mit  Jul i  1988 bekommen sol len .  

Ich habe, als i ch  gesehen habe , da steht der 
Vorschlag dr innen m i t  1 .  Jänner 1 990, den Vor­
s itzenden des F inanzausschusses kontaktiert und 
habe i h n  ersucht  - und jetzt kommen wir dazu, 
warum man das e rwähnen  m u ß  - ,  i m  Aussch u ß  
vorzubr ingen u n d  darüber beraten zu  lassen,  ob 
das n icht  doch rückwirkend - wie es auch ge­
rechter wäre - beschlossen werden könnte . 

Und jetzt wissen S ie viel leicht, warum ich krit i ­
s iere. daß Herr König seine Ausschußmitgl ieder ,  
d ie i m  Finanzaussch u ß  s i tzen,  darüber nicht in ­
form iert hat .  Den n  dort hätte auch Herr Burgstal­
ler d ie Möglichkeit gehabt, zu verlangen :  Datum 
nicht l .  Jänner 1 990,  sondern l .  Ju l i  1 988.  (Bun­
desrat Ing. P e  n z: Die Kritik geht nicht gegen den 
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KIllbobmann, sondern gegen dell eigenen Mini­
ster.') Nein bitte,  nein ,  und noch e inma l  nein !  
(Bundesrat Ing. P e  fl z :  Der ist zuständig.') E r  wird 
sich dann wah rschein l ich ohneh in  weh ren .  Aber 
warum sage ich Ihnen :  Noch e inmal nein ! ?  -
Wei l  in der sogenannten Koordin ierung, d ie statt­
findet, dort ja der  Vorsch lag ei ngebracht w urde. 

Aber: Sei es, wie es se i ,  ich bin froh - ich sage 
Ihnen das jetzt auch - ,  daß es endl ich gelungen 
ist, d iesen Menschen  Gerechtigkeit widerfahren 
zu lassen .  Und mir  b raucht  jetzt n iemand zu 
kommen und zu sagen :  Rückwirkend ! Was das 
budgetär kostet !  B i tte, das sind 35 - 35!  - Hub­
schrauberpi loten ,  d ie tägl ich ihr Lebe n riskieren,  
nicht durch S paz ierenfliegen. sondern durch Ein­
sätze, d ie  sie z u  fl iegen haben . Ich darf nochmals 
sagen :  Ich bin froh darüber. da ß man sich darauf 
einigen konnte, daß es jetzt da e in Gesetz gibt. 

Ich möchte aber auch e rsuchen :  Lassen wi r d ie 
Kirche im Dorf! Nicht  daß  da jetzt geredet wird :  
"Der hat . .  : '  oder "Ich hätte . .  . "  und so we iter. 
Kol lege Li tschauer hat ja erwähnt: Da i n  elen 
Co uloirs gäbe es Gerüchte und ähnl iche Dinge . 
Lassen wir d ie  K i rche im Dorf! Stel len wir  fest. 
wie es war !  ( Bundesrat Herbere W e  i ß: Ausse/l­
dung.') Aussendung - auch richtig, vol lkommen 
richtig. Dort steht  dr innen .  daß es - wie hat Kol­
lege Litschauer gesagt? - durch einen Irrtu m 
verh indert wurde. 

F reunde, darf ich noch fo lgendes sagen :  Ich 
fü hle mich h ie r  nicht als Vertreter der Kaol itions­
regierung. Ich bin für Kr i t ik  immer  zu haben ,  ich 
werde mir  aber auch i mmer erlauben,  wenn ich 
glaube, daß ha l t  auch in der Koa l itionsregierung 
etwas n icht st i mmt - ohne daß es sich nach dem 
fast nie anwesenden Herrn Rumpold u m  eine 
. ,Chaosregieru ng" handelt  - ,  das aufzeigen .  

Im übrigen darf i c h  nochmals sagen:  Ich hoffe . 
daß d ie Fre ihe it l iche Partei sich viel le icht zumin­
dest i n  dem P unkt ,  näml ich  hi nsichtl ich der No­
vel len ,  d ie he ute zu beschl ießen sind. von den 
Aussagen i h res Parteiobman nes dadurch  d istan­
ziert, daß sie d iesen Gesetzesvorlagen die Zustim­
mung. gibt. - Ich  danke schön. (Beifall bei SPÖ 

und 0 VP. ) !3.0! 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat s ich der 
Herr Bundesmin ister für Gesund heit und öffe nt­
lichen D ienst Ing.  Ett!. B i tte . 

!3 ,O.! 
Bundesmi n ister für Gesundheit und öffentl i­

chen D ienst I ng.  Harald EU}: Herr Präsident!  
Meine Damen und Herren !  Erlauben S ie mir  nur 
zwei kurze Anmerkungen zu d iesem Thema. 

Vorweg: Es hat auch bezüglich H ubschrauber­
p i loten natür l i ch  Verhandlungen bedurft, da die 
Erstforderung so ausgesehen hat. daß es n icht  zur 
Gleichste l lung beider P i lotgruppen gekommen 

wäre, sondern e ine G ruppe bevorzugt gewesen 
wäre. Es ist um d ie Ruhegenu ßfäh igkeit  gegan­
ge n .  und darüber hatten Verhand lungen gefü hrt 
werden m üssen .  Mir  als zuständ igem B u ndesmi ­
n ister ist es darum gegange n, die materielle 
G leic hste l l ung, die Gle ichste l lung sch lechthin 
zwischen beiden P i lotengruppen  zu  e rreichen.  
U nd das hat eben . we i l  es Verhand l ungen und 
Abst immungen ,  auch mit dem z uständigen Fi­
nanzressort, bedurft hat. zeit l ichen Aufwand ge­
kostet. Das ist das erste. 

Das zwe ite:  Ich habe die etwas laute Wortmel­
d u ng des Herrn Abgeordneten B u rgstal ler  im Na­
t ionalrat seh r  woh l  wahrgenommen,  w i l l  mich 
aber n icht  näher dazu äußern .  Tatsache ist, daß 
d ie  K l ubobmänner zweifelsohne zeitge recht  von 
m i r  darüber i nformiert wurde n ,  und zwar noch 
vor eier Montagsrunde. Ich habe die K lubobmän­
ner auch gebeten ,  s ich be i al l fä l l igen Rückfragen 
im ku rzen Wege bei mir  zu rühre n .  Vorbespro­
chen  war es. Es ist zu e iner k le inen ze it l ichen 
Verzögerung gekommen, wei l  offenbar i rgendwo 
e i n  Papier l iegengebl ieben ist - kann auch vor­
ko m men - .  und das hat in dieser Woche zu e in i ­
ge n Aufreg ungen geführt. 

Tatsache ist - u nd das wol lte ic h h ie r  ganz k lar  
betonen - ,  daß se itens mei nes Ressorts bezüglich 
der Aufberei tung für d ie notwend ige Ausschuß­
arbeit keine Säumigkeit vorgelegen ist. 

Wic htig ist,  daß letzten Endes i n  d iesem Be­
re ich e inma l  d ie abso l ute Gleic hste l lung gegeben 
ist und gewährleistet ist. da ß es zu keinen Beso l ­
du ngsungerechtigkei ten be i den H ubsc h rauberpi­
loten kommt .  Das ist, so wie ich es sehe,  letzten 
E ndes eine s innvolle Aktion. - Danke .  I Beifall 
bei SPÖ wut Ö VP. - Bllndesrat Ing. P e  f1 z: War­
WH waren dann keine Ul1lerlagen da ? - Bundes­
min ister [ng. E l l l: Die lvorcn vorhanden.' )  ! 3.()5 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich we iters 
Herr Bundesrat Mag. Georg Lak ner .  I ch  erteile 
i h m  d ieses. ( Z\vischenfilfe bei SPÖ lind FPÖ. -
BUlldesrälin Dr. K a r  l s s 0 11: Einspringer.') 

1 3.115 
B undesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ.  Salz­

b ur g) :  Herr Präsident !  Herr M in ister !  Hohes 
H aus!  Ich hoffe, bei den H ubschrauberp i loten, 
die m ich  ja sonst nicht so interessieren ,  ist auch 
der P i lot für den Jörg Haider dabe i ,  der ihn dann 
von Wahlkampf zu Wahlkampf fl iegen wird .  
I Bundesrat 5 1 r u r  z e n  b e  r g e r: Nein, der sicher 
nichr.' Aber sagen Sie. eine Frage: Fliegt er mit ei­
nem Hubschrauber des Bllndesministeriums für 
Inneres? - Bundesrat R Li m p o l  d: Nein.' Nein.' 
Nein') Nei n ,  nein .  - Okay. (Bundesrat S t r u t -
z e n  b e r g e r: Das möchte ich gern \vissen.') 

Ich fühle m ich nicht als " EinspringeI''' . Frau 
KarI sson ,  i ch  darf aber trotzdem an I h re Rede an-
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sc h l ie ßen. Sie haben zuerst seh r  schön  gesagt, d ie 
Mei n ungen über dieses Paßgesetz gehen quer 
durch d ie Parteien,  und ich bin gar n icht so er­
staunt darüber, daß  das auch durc h  d ie FPÖ ein 
bißehen quer d u rc hgeht .  Ich habe vermutl ich ei­
nen anderen Standpunkt  als der Kol lege Rum­
pold,  und ich bekenne m ich dazu .  (Bundesrat 
S t I' II t z  e fl b e  r g e r: Ich hoffe. er kenl1t sich 
aus.' ) 

Eines, Herr Präsident, w ird Ihnen  aber n icht  
gel ingen :  S ie  werden uns n icht  ause inanderd iv i ­
dieren ,  denn (Bundesrat S l r ll l Z e ll ­
b e l' g e r: Um Goues willeIl . das wär '  furchtbar.' 
- Heiterkeit. ) . . .  denn im Wesen ,  was seine Kri ­
t ik  an der Koa l i t ion und zum Tei l  a uc h  am B u n ­
desrat bestrifft, stim me ich  d e m  Kol legen Rum­
po ld d u rchaus zu .  Meine Art i s t  e ine  andere -
jedem das Seine - ,  aber i m  G ru nde .  glaube ich ,  
s ind wir vö l l ig d 'accord . 

E in  Wort n u r  zur  Gewe rksc haft . Herr Präsi­
dent: Ich bin seit u ngefä h r  zehn Jahren Migl ied . 
Ich füh le das n ic ht a ls Sch impfwo rt. b in  a l lerdings 
auch n icht . . .  (Bllndesrat S t I' LI [ z e ll b e  r g e r: 
Er hat Sie beschimpft. nicht ich.') Ich b i n  al lerd i ngs 
auch nicht begeistert von dem .. Vere in " , denn seit 
zeh n  Jahren bekomme ich i mmer nur eine Ze i ­
tung, aber damit  hat sich ' s .  I c h  war noch n i e  bei  
einer Wah l ,  bei e iner Versammlung, also . . . 
(Bllndesrat S t I' U t z e n  b e r g e r: Das ist Ihr Pro­
blem.') Nein.  ne in ,  e in seh r  demokrat ischer .. Ver­
ein"  scheint m i r  das n icht  zu sei n .  (Bundesrat 
S t r II t z  e Il b e r g e r: Das ist e th·as. was ich Ihnen 
nicht abllehmen kanll.') Ich  habe mich sogar e in ­
ma l  z u  e inem Kurs angemeldet. und der Brief ist 
verlorengegangen ,  aber das mag Zufal l  sein .  

Aber ich darf jetzt noch auf  e inen Punkt ,  auf 
den " Punkt  Haider" zu sprechen kommen ( Bun­
desrat S t r u t z  e n b e  r g e r: Und Beamte.' ) .  Hai­
der u nd Beamte sozusagen,  das war Ihr  Tenor. Ich  
sehe das natür l ich  i n  e inem anderen Zusam men­
hang.  Ich  we i ß  n icht ,  S ie haben vermutl ich d ie 
Äußerung doch e in  b ißchen iso l iert. Ich sehe das 
in  zwei Zusa mmenhängen :  Zum ersten r ichtet 
sich u nsere Kr i t ik  gegen das Beso ldungssystem 
der Beamten.  Wir  sind der Mein ung,  daß das le i ­
stu ngsor ientierter sein  sol lte. In der Regieru ngs­
erklärung stand das ja als Versprechen ,  als P lan ,  
und . . .  (Bundesrat S l r u t z e n b e r g e r: Wo 
sind Ihre Vorschläge? Ich habe noch nie einen 
Vorschlag von den Freiheiclichen gehörl. außer 
SchlagH-'orten. aber Vorschlag noch /licht.') Na. ich  
hoffe, ich m u ß  das  n icht jetzt br ingen .  aber wen n  
Sie wol len, kann i c h  das gern nachholen .  (Bundes­
rat S t r u t z  e n b  e r g e r: Na. sagen Sie Ivas.') Na,  
zum Beispiel d ie  . . . (Bundesrat R u m  p o l  d:  Sie 
brauchen es nur nachzulesen.') Herr Präsident ,  
etwa d ie  Führungskräfte auf Zeit .  Das ist  nur  e i n  
Vorsch lag. E s  gibt also darüber e i n e n  ganzen Ka­
talog. ( Bundesrat S t r II t z  e I l  b e r g e r: Das ist ja 

das. was ich sage! Sie reden vom Besoldllngssy­
stem.' Dann kommen S '  mir nicht mit einem Pllflk­
tert!) Na ja, da müßte ich mich ja eigens vorberei­
ten ,  das konzedieren S ie mir  hoffentl ich .  (B llIl ­
desrat A I' b e i  t e r: Der Herr Rwnpold v\.'ird Ihnen 
flelfen dabei! ) 

Ich  b in d u rchaus der Meinung. daß die Beam­
ten n ichts dafür können.  das ist k lar. Dr. Haider 
hat das auch sicher n icht  als Pauschalu rtei l  über 
die Beamten gemei nt,  sondern - ich habe es 
schon gesagt - i n  dem e inen Z usammenhang ist 
es Krit ik  am Fehlen des Leistu ngssystems, das ist 
das eine. aber . . .  (Ruf bei der SPÖ: Fragen Sie 
die Beamten. wie sie das verstehen.' - Bundesrat 
S ( r  II I z e f1 b e  r g e r: Vielleicht können Sie ihn 
einen RhelOrikkurs machenlassen ,  damit er besser 
reden lernt und nicht alle beleidigt.' I Und dann 
könnte man s icher auch, Herr Kol lege Litsc hauer, 
d ie Arbe i t  der Beam te n  etwas pos itiver darste l len. 
als das derze i t  gesch ieht.  Es läßt sic h n icht  dar­
über h inwegdiskutieren ,  daß da e i ne gewisse Ver­
mehrung. e ine  wundersame Vermehrung der Be­
amten stattfindet. ( Bundesrat S i r  II I Z e Tl b e  r ­
g e r: Wo ?) 

Ein zwe iter Kr it i kpu nkt in dem Zusammen­
hang ist d ie sta rke Verpol itisierung der Beamten. 
Wenn ich da im "profil" lese, 85 ,4 Prozent 
ÖAAB. dann ist das dem Anse hen der Beamten 
nicht gerade d ien l ich .  daß sie . . .  (Bundesrat 
S t r u  [ Z  e fl b e  r g e r: Wie viel schreibt er?) 
85,4 P rozent (Bllndesrat S l r I I  t z e fl -

b e  r g e r: Das ist ein großer Lügner. der das 
schreibt.') Nein,  nein ,  Ausschre ibungen bei m  Mi­
nister LichaL das können Sie ja nach lese n ,  ja. 
I Bundesrat S t r II t z  e fl b e  r g e r: Ah. der L ichal! 
Bundesrat S c  h Cl c h n e r: Fragen wir einmal den 
Frischenschlager.' Wie �var es denn beim Frischen­
)chlager?) Also 85,4 P rozent haben wir  noch n ie 
zusammengebracht, aber viel leicht kommt es 
noch .  ( Weitere Zwischenrufe bei allen Fraktio­
nen. ) 

Präsident (das GLockenzeichen gebend ) :  Ich 
bitte.  keine Wechse l reden zu führen .  Ich b itte 
auch den Herrn Redner,  sich nicht auf Wechsel­
reden e inzulassen .  Ich darf gegebenenfal l s  um 
weite re Wortmeldungen bitten ,  wen n  zu besonde­
ren Passagen des Herrn Redners Wortmeldungen 
gewünscht  werden. 

B undesrat Mag. Georg Lakner (fonsetzend) :  Es 
ist aber ganz  lebendig  so , finde ich. n icht? 

Der Sozialbericht hat uns ja  gezeigt, daß  die 
Beamten nicht so sch lecht dastehen , daß s ie das 
reinste Sch lachtopfer wären, wenn sie e inma l  e in 
bi ßehen warten mü ßten auf die nächste Gehalts­
erhöhung. (Bundesrat S t r u t z  e lZ b e r g e r: 
Dank unserer Politik! Das darf ich SChOll anmer­
ken!) 
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Aber jetzt komme ich gleich auf den zweiten 
Punkt .  I rgendwie sind diese Verhand lungen  ja 
auch e ine Ungesch ick lichkeit  der Gewerkschaften 
gewesen .  Da sch l ießen sie auf zwe i Jahre zu 
2,9 Prozent ab, und nach rund 13 Monaten 
kommt man dann drauf: Es war zu we n ig .  es so l l  
noch e in  b isserl me hr  sein .  U nd dann ko mmt na­
tür l ich - ich nehme an, da hat  Dr. Ha icle r auch 
ganz recht  - noch zufäl l ig dazu,  da ß das kna p p  
vor e iner Wahl  ist, wo das dann doch bewil l igt 
wird.  (Bwzdesrat 5 t r Cl l z e iZ b e  r g e r: Welche 
Walzi?) Na kommenden Oktober ist i rgend so 
e ine .. unbedeutende" Wahl  i n  Österre ic h .  (Bun ­
desrat 5 t r II t z  e il b e  r g e r: Wo ist das im Jahr 
1 989 knapp vor einer Wahl? Sie leben anscheinend 
in einem Wahlkampf \'011 rier Jahren! I Also ich  
glaube, das Wahljahr  werden Sie uns n icht  weg­
diskut ieren können. (Lebhafte Z>�'ischenrtl[e bei 
SPÖ wut FPÖ. - Bundesrat A r  b e i  ( e  1': Jetzt 
verspricht  er ja allch schOll den Lelllen ,  daß Sie 
eille Gehaltserhöhung bekommen. der Herr Hai­
der.' - Bundesrat R u m  p o l  d: Ja. wir müssen es 
machen .  H'eil Sie zu sch \vach sind. sich durchzllset­
zen.' - BUlldesrat A r  b e i  t e r: Herr RWllpold.' 
Wir Irenten es durchsetzen beim Haider.' - Hei­
terkeit des BllIulesrates Rllmpold. ) 

Also gru ndsätzl ich bin ich eher skeptisch .  sol ­
che Verhandlungs . . .  (Anhaltende lebhafte Zwi­
schenrufe bei SPÖ und FPÖ. - Bundesrat A r -
b e i  ( e  r: Der .. SllIlI1yboy " der FPÖ!i 

Präsident ( das Glockenzeichen gebend ) : Am 
Wort ist der Redner. b itte ! ( Weitere Zlrisclzellrtl­
[e . )  

Bundesrat Mag. Georg Lakner (fortsetzend) : 
Der Kol lege Arbe iter so l lte viel le icht i n  den 
Kärntner Landtag gehen. da hätte er mehr zu tun .  
( Bundesrat A r b  e i ( e  r: Da  häue ich den Rutn­
pold nicht.' Da ginge es mir besser! - Bundesrat 
R II m p o l  d: Da haben sie ihn ja hinausgeschm is­
sen.  weil er n icht tragbar ist für die SPÖ.' )  

Grundsätzl ich  finde ich es bedenk l ich ,  Ver­
handlu ngsergebnisse so zu korrigieren.  Es wäre 
doc h du rc ha us auch mögl ich  gewesen .  dann am 
1 .  Jänner  1 99 1 entsprechend mehr  herauszuho­
len .  Es hat ja in  letzter Zei t  auch e in  b isser l  a uf­
fäl l i g  viele Pensionserhöhungen gegeben ,  und 
vorher s ind s ie  ausgesetzt worden .  (Bundesrat 
5 t r u t z  e fl b e  r g e r: Nicht n ur der Rumpold ist 
nicht lernfähig.' Sie anscheinend auch n icht.') I ch  
m u ß  das ja beweisen, daß wir  zusammengehören.  

G u ndsätzl ich b in ich für d iese 350 S. Ich b in  i m  
wesentl ichen vom Prinz ip her n icht  abgeneigt. 
( Ironische Heiterkeit llnd Z\1,'ischenrufe bei der 
SPÖ. )  . . .  I ch  krieg's ja e ine inhalbmal .  Okay.  
Aber es b le ibt s icher netto n icht  viel über .  Aber 
um das geh t  es n icht.  Das, was ich  posit iv daran 
finde, ist ,  daß es gleichmäßig ist, daß es nicht e ine  

prozentuel le Erhöhung i s t ,  sondern daß es gleich­
mä ß ig  a l le betr ifft. 

Und mein letzter Kr i t ikpunkt  für heute, da 
können Sie wieder dagegen kämpfen :  Ich fi nde 
das Gehaltsschema, das d ie Beamten haben.  kata­
stropha l  phantasielos. Das ist ein Schema. das da 
so ohne jeden Anreiz, o h ne jede Phantasie eben 
d urchgezogen wird. Au ßerdem ist es durch d ie 
dauernden prozentuel len E rhöhungen relativ un­
sozia l  und u ngerecht .  ( BlllZdesrac S t r II [ z e n  -
b e r g e r: Ich zeige es Ihnen dann!) Darum ist d ie 
konstante Erhöhung zumi ndest e in  S ignaL das ich 
begrü ße.  - Danke .  (Beifall bei der FPÖ. )  13 . 13  

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Ing.  Wah l .  Ich ertei le es i hm .  

/3 . 13  
Bu ndesrat I ng. Alfred Wahl (ÖVP, Ste ier-

mark) :  Herr Präsident !  Herr Bundesm i nister !  Ho­
her Bundesrat ! Nach der Gratwanderung des Kol­
legen La kner vorbe i an  e i nem Parteiaussch luß  a ls 
FPÖ-Mitgl ied (Heiterke it bei der FPÖ) und als 
\'l i tgl ied der Gewerksc haft öffentl icher Dienst 
möchte ich zusammenfassen :  Ko l lege Lakner,  die 
Fortpflanzu ngsfäh igkeit der öffent l ich Bed ienste­
ten wurde nicht in F rage gestel lt ,  a l les andere seh r  
woh l .  fast auch das Rec ht  auf Arbe i t .  (Beifall bei 
der Ö VP llIut bei Bundesräten der SPÖ. )  

Zur Beratung steht  heute auch d ie  Vertragsbe­
c.'.ienstetengesetz-Novel le für d ie Bediensteten der 
Osterreich ischen Bundesforste . Dazu nehme ich 
als Fö rster und auch a ls öffentl ich Bed ie nstete r 
dieses B undesbetriebes gerne Ste l l ung .  Die Öster­
re ichischen Bundesforste und damit d ie Arbeit­
nehmer  dieses Unterneh mens sehen sich als W irt­
scha��sbetrieb ständig ste igenden Anforderungen 
der Offentl ichkeit be i anhaltendem wirtschaft l i ­
chen  Druck in  der U rprodu ktion gegen über .  Da­
bei so l len wir vielen Herren und e iner Frau die­
nen. näml ich dem B u ndesmin ister für Finanzen ,  
dem Bu ndesminister für Land- und Forstwirt­
schaft, dem Sozialm i ni ster .  der U mweltminister in  
und auch und n icht  zu letzt den zuständ igen Lan­
desregierungsmitgl iedern  für Natursch utz. 

E i n  Sp richwort sagt: E inem jeden recht getan .  
ist e i ne Kunst, d ie n iemand kann .  

Die Österreich ischen B undesforste bemühen 
sich aber redl ich - auf der Grund lage des ÖBF­
Gesetzes - und mit anhaltendem Erfolg. d iesen 
hohen Anforderu ngen gerecht zu werden . N u r  
viele wollen das nicht wah rhaben , handelt es sich 
doch u m  einen Bundesbetrieb, und t rad it ionel l  
wird oder so l l  e in gemeinwirtschaft licher Bereich 
schlecht wirtschaften .  Daher auch immer wieder 
die Devise " mehr  Pr ivat" bei den Österre ich i ­
schen B undesforsten .  

Nun .  das Argument der W irtschaftl ichkeit 
kann in d iesem Falle nicht ins Treffen geführt 
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werden.  Warum? - D ie Österre ich ischen Bun­
desforste haben in  den vergangenen zehn Jahren 
gro ße E i nsparungen a n  Personal - rund 35 Pro­
zent - rechtze itig vorgenommen und damit auch 
einen hohen - vie lfach e inen zu hohen - Ratio­
nal isieru ngseffekt  erzielt .  Damit ist seh r  woh l  d ie 
kostensei tige Sanierung dieses B undesbetriebes 
vorweggenommen worden;  viel leicht zuviel  im 
wa ldnahen Bereich,  be i  den Förstern und Forst­
arbeitern .  wo tei lweise in  d iesem Zeitraum eine 
Einsparungsquote von 50 Prozent erreicht wur­
de, und eher zuwenig i n  den ZentralstelIen . Wir 
haben natürl ich auch gro ße M ühe, da ß d ie Zahl 
der Sch re ibtische nicht überhand n immt und daß 
die Arbe it  draußen i m  Wald nicht vernach lässigt 
wird .  Die Arbeitnehmer d ieses Bundesbetr iebes 
betrachten d iesen U mstand jedoch nicht als 
Sch icksa l ,  sondern betre iben  Dezentra l is ierung 
und damit e ine Verwaltungsreform mit  al lem 
Nachdruck und unter Aussicht auf Erfolg. Eine 
ze itgemäße Info rmatik auf moderner EDV-Basis, 
e in umfangreiches Schulu ngsprogramm haben 
diesen Weg e ingeleitet .  

Natür l ich g i l t  es auc h ,  Schwierigkeiten zu übe r­
winden,  und wir dü rfen vor beh indernden Kräf­
ten n icht  resign ieren, wir  e rleben aber bei den 
Bundesfo rsten gegenwärtig e ine Reform von "un­
ten" nach "oben" , d ie auch so getragen wird. So 
erbrachten d ie  Bundesforste im abgela ufenen 
Wirtschaftsjahr 1 989 herausragende Leistungen .  
Der kassamäßige Überschuß  im Betriebsbereich 
beträgt 2 75 Mi l l ionen Sch i l l ing u nd wird keines­
wegs vom F inanzmin ister verachtet. Das ist e in  
Cash-f1ow - wir rec h nen zwar in  der  Forstwi rt­
schaft n icht  damit, aber nur zur E rläuterung -
von ungefähr  1 4  Prozent bei e ine m  Umsatzvo lu­
men von 1 ,8  Mi l l iarden.  D ie zweckgebundene 
Gebarung aus dem G ru ndverkehr weist ebenfalls 
einen Überschuß  von nahezu 1 40 Mi l l ionen  aus, 
i nsgesamt a lso 4 1 4  M i l l ionen.  Die Servitutsle i ­
stungen u nd Pensionslasten ,  die von den Buncles­
forsten ebenfalls laufend und jährl ich zu erbrin­
gen sind. betragen we itere 1 50 Mi l l ionen Sch i l ­
l ing. 

D ie Bundesforste verstehen s ich darüber hin­
aus als Grundstücksreserve u nd als Wasserschutz­
geb iet der Repub l ik .  Sie erwe isen so i n  zuneh­
mendem Maß der Sch icksa lsgemeinschaft 
länd l icher Raum einen hohen Die nst. 

Die Österreich ischen B undesforste und damit 
die Arbe itnehmer bek e n nen  sich sehr woh l  auch  
zu dem Arbe itsübere inkommen der  beiden Re­
gierungsparteien .  Die Schwier igkeiten, die im Be­
reich des Grundverkehrs auftreten ,  l iegen viel­
fach in e iner  übertr iebenen Bürokratie und woh l  
auch a m  finanziel len H intergru nd der Kaufwer­
ber. So s ind d ie Österre ichi sc he n  Bundesforste 
verpfl ichtet, in erster L in ie  Land i m  Abtausch bei 
Inanspruchnahme von Verkehrsflächen und an-

deren öffentl ichen I nteressen nac hhalt ig zur Ver­
fügung zu ste l len .  

Der Be itrag für den Grundwasserschutz - bei­
spielhaft . wie ich meine. d urch a l le Forstbetriebe 
durch d ie Verwendung von Bio-Ölen bei der Ver­
l ustschmierung - sei hier ebenfa l ls erwähnt,  
ebenso die Verwendung von Motorsägen mit  Ka­
talysator u nd Gem isc h auf Biobasis. I nsgesamt ist 
festzustel le n .  daß die Österreichischen Bundes­
forste dadurch bei der Bewältigung i h res Ein­
sch lages von 2 Mi l l ionen Festmetern jähr l ich ver­
h i ndern,  daß 200 000 Liter Mineralöl in den Bo­
den und damit i ns G rundwasser gelangen .  Wenn 
man we i ß ,  daß e in  Liter Mineralöl  40 000 Liter  
G rundwasser zerstört. so s ieht  ma n ,  daß das sehr 
wohl ein wesentl icher Be itrag ist andere Betriebe 
sol lten d iesem Be ispiel  folgen .  

Schon jetzt ist d i e  G rundfläche der  Österreichi­
schen Bundesforste i n  i rgendeiner Form - i nsge­
samt im Ausmaß von 42 Prozent - unter Natur­
schutz gestel lt .  Die Real isierung der Natio nal­
parkprojek te .  die vor al lem von den Ländern un­
terstützt und betrieben wird. würde d iesen Ante il 
noch auf 54 Prozent erhöhen. 

Ein Verzicht auf Entschäd igungsle istungen 
wie er i mmer wieder auch von den "Grünen Her­
zen" gefordert wird - würde den Bu ndes- und 
W irtschaftsbetrieb i n  höchste Gefahr bringen.  
Sch l ie ß l ich  mü ßten auf  den verbleibenden F lä­
c hen noc h  größere wirtschaft l iche Anstrengun­
gen unternommen werden .  und es würden da­
durch erst recht wieder neuerdings Forderungen 
für  we i tere Untersch utzsteI lungen entstehen. 

Sie können daher erkennen, wie leicht es Leute 
h aben .  s ich über wicht ige Anl iegen unserer Ge­
sel lschaft zu äußern ,  wenn sie n icht zu viel Sach­
wissen und Sacherfa hrung belastet. Dabei wil l  ich 
ihr Engagement für die S icherung einer lebens­
werten Umwelt ke ineswegs unterschätzen LInd i h­
nen auch beste Absic hten zub i l l igen.  ( Vizepräsi­
dell l S t r II t z  e fl b e r g e r übernimmt den Vor­
siez. ) 

Mit e inem Konzept der naturnahen Waldwirt­
schaft und e inem e igenen Schutzwaldprogramm 
s ichern die Österreichischen Bundesforste in 
schwierigen gebi rgigen Lagen Lebensraum und 
Zu- und Nebenerwerb für d ie bäue rl iche Bevöl­
keru ng. Rund die Hälfte der Beschäftigten in  un­
serem Bere ich zäh l t  zu  diesem Stand.  D ie andere 
Hälfte gehört natür l ich  tradit ione l l  den Berufs­
ständen der Forstarbei ter und Forstangestel lten 
a n .  Naturgemäß sto ßen daher auc h  strukturver­
bessernde Maßnahmen zugunsten der aufstok­
k ungswü rdigen bäuerl ichen Betriebe und zeitge­
mäße Servitutsrege lungen auch im H inbl ick auf 
d ie Trennung von Wald und Weide auf großes 
Verständnis bei den Arbe itnehmern des Betrie­
bes. 
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N u r  erwarten wir uns auch ,  daß u nsere Leistun­
gen für den Betrieb und damit fü r d ie Al lgemein­
he i t  Anerkennung und Beachtung finden.  Viel­
fach  ist  das n icht der Fal l .  I m  Gegente i l :  Auf 
manche unsach l iche Diskussionen und Presse­
meldu ngen aus der Vergangenheit möchte ich mit  
a l ler  Zurückhaltung, aber m it gebotenem E rnst 
verweisen ,  und zwar deshalb,  zumal  d ie Inval id i ­
tätsrate bei  den Forstarbeitern nach wie vor d ie 
höchste al ler Berufsstände ist, näml ich nahezu 
60 P rozent, u nd die Förster des grö ßten österrei­
chischen Forstbetriebes, eben we il s ie s ich im 
Bundesdienst befinden,  s ind b u ndesweit d ie 
schlechtbezah ltesten .  Es gibt da auch kei n Aus­
weichen auf Überstu nden ,  wei l  sich der D ienst 
nach der Natur der Arbeit  zu r ichten hat. 

Ein k le ines Trostpflaster ste l l t  d ie heute zu  be­
ratende Novel le dar, und ich bitte S ie daher, dage­
gen keinen Einwand zu erheben .  ( Beifall bei der 
Ö VP und bei Bundesräten der SPÖ. )  !3 .�5 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
näc hstem Red ner erte i le  ich Herrn Bundesrat Ar­
beiter das Wort. 

1 3.�5 

Bu ndesrat Gebhard Arbeiter (SPÖ,  Kärnten) :  
Sehr  geehrter Herr  P räsident !  Herr  Bundesm in i ­
ster !  Hohes Haus! Werte Ko l leg innen und Kol le­
ge n !  Keine Angst ! Ich  werde n icht  lange reden !  
\'le ine Vorredner haben fachl ich so  fund iert über 
das Entstehen der Gesetzesvorlagen ,  aber auch 
über den Ver lauf der Verhand l u ngen beric htet. 
Bis auf k le ine Meinu ngsversch ieden heiten bezüg­
l ich Hubschrauberpi loten hat es h ier .  g laube ich, 
eine Gemeinsamkeit gegeben .  

Warum ich mich z u  Wort gemeldet habe ,  ist 
wieder e inmal  d ie Freiheit l iche Parte i .  vertreten 
durch e in ige Abgeordnete (Bundesrat R II f1l -

p o l d: Gott sei Dank.' ) ,  vertreten natürl ich auch 
durc h  ihren Landeshau ptmann in Kärnten .  denn 
ich möchte die S ituation i n  Kärnten noch e inmal  
darstel len .  Rumpold tut  s ich wieder e inmal  her­
vor mit  Zwischenr ufen - wie immer o h ne Basis­
information. oder e r  wei ß  es, dan n  lügt er .  ( Bun­
desrat R I I  f1l p o l  d:  Sagst dll, ich lüge ?) Ich  sage 
bewu ßt das Wort. und ich  sage auch.  warum:  Der 
Art ike l .  der in der Zeitung gestanden ist. ist b is 
heute von d i r  nicht e ingeklagt, l ieber Freund. 
IB lmdesrac R I I  m p o l d: Von dir wird er geklagt.') 
Wir haben dich aufgefordert, daß d u  das tust. wei l  
da e in ige Äußerungen von d i r  z u r  Diskussion ge­
stei lt werden .  Ich warte (Bundesrat R u m  p o L  d: 
Dann  w 's doch.' ) ,  da d ie  Sechswochen-Frist ja be­
reits vorbei ist. l ieber . . .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger ( das 
Glockenzeichen gebend) :  Herr Bundesrat Arbei­
ter !  B i tte zum Thema! 

Bundesrat Gebhard Arbeiter (fortsetzend) :  Ich 
komme zum Thema!  Rumpold vertr i tt in  dem 
Artikel die Meinung, Haider u nd seine Partei hät­
ten in de r Ange legenheit  der beiden Novel len das 
Richt ige getan ,  obwo h l  er  ganz genau wei ß ,  daß  
das n icht sti m mt. Der  Kol lege. der  vorh in  gespro­
c hen hat. hat  persön l ich  - wie er  betont hat  -
Gott se i Dank e ine andere Mei n u ng vertreten .  

Bei  uns  i n  Kärnten ist es  so, l iebe Kollegin nen 
und Kollegen ,  daß sowohl d ie  Gewerksc haft . d ie 
zuständig ist ,  als auch der Zentralbetriebsrat und 
die Zentra l personalvert retung das Umsetzen d ie­
ser beiden Novel len gefordert haben .  B is heute 
haben sie n i ch t  e inmal  e ine Antwort des zuständi­
gen Personal referen ten  oder se iner Beamten be­
kommen. Der Wirksa m keitsbeginn d ieser Nove l le 
ist der 1 .  Apr i l .  i n  Kärnten aber werden wir  d ie 
Bezugserhö hung,  d iese besch lossenen 350 S. 
n icht mit 1 .  Apri l  bekommen. 

Das gehört ,  Herr P räsident bitte zum Thema, 
u nd ich möc h te auf d iese Vorgangsweise hier seh r  
deutl ich h i n we isen .  Aber der e inen Seite ver­
spricht Haider  bei sei nen Besuchen. n icht nur um 
350 S zu e rhö hen ,  sondern um Tausende von 
Schi l l ingen i n  gewissen Bereichen. Wenn wir  
dann Verhandlungen verlangen .  ist er n icht  gre if­
bar. s ind se ine  Beamten n icht greifbar .  ist seine 
Partei auch n icht bereit ,  im Landtag darüber zu 
disk utieren.  

In  Kärnten ist  es so weit . daß wir  seitens der 
Gewerkschaft e in eigenes Gehaltssc hema vorle­
gen werden ,  um der Fre ihe it l ichen Parte i d ie  E in ­
haltung der Versprechungen in  Fragen dieser Be­
zugserhöhun gen und Geha ltserhöh ungen von u n ­
serer Seite aus  vorzusch lagen u n d  sie dazu zu  
br ingen ,  s ie e i nzu lösen .  I ch  hoffe. Herr Kol lege 
Ru mpold. d a ß  deine Fraktion im Landtag d iese 
Forderungen dann auch entsprechend vertreten 
wird .  Ich fordere d ich  auch auf. dafür zu sorgen .  
d a ß  bei d e r  nächsten Landtagssitzung sowo h l  im 
F inanzaussch u ß  a l s  auch im Landtag d iese 350 S 
für al le Bedi ensteten .  d ie in Kärnten im Landes­
d ienst tätig s i nd , zustande kom men. Das ist e ine 
Aufforderung !  

Zum zweiten nur  e ine Erklärung. l iebe Kol le­
g innen u nd Kollegen .  Rumpold sprich in  den Me­
dien und auch hier vor euch immer davon ,  ich 
wäre aus dem Landtag h inausgeflogen und in den 
B undesrat geschickt  worden .  Ich war nie im 
Landtag, nie Mitglied des . . . (Bundesrat R Cl l1l -

p o l  d: All zweiter SteLLe hast du in Klagenfurt 
kandidiert, der Haider an zelzll Cer.'; Ich war n ie 
Mi�glied des Kärntner Landtages und habe für  d ie 
SPO in Kär n te n  an 2 1 .  Stelle kandidie rt .  Bedau­
er l icherweise wurden nicht so viele Mandate er­
reicht.  Die F re ihe i t l iche Partei - man muß das 
auch sport l i ch  sehen - hat von der ÖVP u nd 
le ider auch von der SPÖ dort e in ige Mandate 
übernommen .  Er kann mir  dann persön l ich e in-
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mal erklären ,  wie er  bei 1 7  Mandaten ,  wenn  er  an 
2 1 .  Ste l le gere i h t  ist, dort e inziehen kann .  Vie l ­
le icht  g ibt  es i n  der Fre ihe i t l ichen Partei so e i ne 
Formel .  Er  möge sie mi r  verraten.  Wir  werden sie 
se lbstverständ l ic h  dann gerne anwenden - über­
haupt kei ne Frage - ,  denn ich glaube,  es wäre 
sicher notwend ig, daß v iele Abgeordnete i m  
Landtag tätig werden .  u m  Haider u n d  sei nen Leu­
ten Paro l i  bieten zu  können. 

Wir hoffe n ,  daß wir  be i den nächsten Landtags­
wahlen wieder den alten Mandatsstand herste lien 
werden ( Beifall bei der SPÖ - Bundesrat R Li m -

p o  [ d: Hoffen darfst du.' ) ,  u m  für d ie  Bevölke­
rung li nd für d ie  Bed iensteten - vor a l lem fü r d ie 
Landesbed iensteten - zu  wirken.  Früher e inmal  
war es  e in  gewerksc haft l ic her  Gru ndsatz: Bu ndes­
rec ht ist M indestrecht !  U nd das sol l te auch wei­
terh in  für d ie Landesbediensteten gel ten .  - Ich  
danke. (Beifall bei der SPÖ und Beifall des Bun­
desrates Dr .  Linzer. ) I J..�() 

Vizepräsident  Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet ha t  s i ch  Herr Bu ndesrat Tmej . Ich 
ertei le es i h m .  

/3.�9 
Bundesrat Norbert Tmej (SPÖ. Wien ) :  Seh r  ge­

ehrter Herr P räsident!  Sehr geehrter Herr Bun­
desmin ister !  Ho hes Haus! Ich wol lte Ihnen nur  
ganz kurz e ine Übe rsich t  geben über e inen Be­
trieb. der von Landeshauptmann Haider als 
Schmarotzer .  Steuerbetrüger  und Be lastung für 
die Steuerzah le r  angese hen wird .  Ich darf I h nen 
ein paar Ken n za h le n  der Österreich ischen Post­
und Telegraphenverwal tung m itte i len. 

Als Dienstgeber beschiHtigte die Post im Post­
und Fernmelde- und Postautod ienst 1 988 i m  
Sc hnitt 5 8  053 Menschen,  das sind 2. 1 Prozent 
der u nselbständ ig  Beschäftigten. i nsgesamt etwa 
gleich viel w ie i n  der Branche Pap iererzeugung,  
- verarbei tung,  D ruck- und Verlagswesen .  das 
s ind 58 253 ,  bez iehu ngsweise mehr als etwa i n  der 
gesamten Grundmeta l l i ndustrie - E ise n hütten.  
N ichteisenmeta l le .  Gießereien . das s ind 
45 234, oder i n  der E nergie- und Wasserversor­
gung.  Elektr iz i tät ,  Gas, Fernwärme, Wasser: 
38 2 76. 

Die Postbediensteten erwirtschafteten bis 1 988 
bei Produkt ionserlösen in Höhe von 44,079 Mi l ­
l iarden Sch i l l i ng e ine Wertschöpfung von 
39,253 Mi l l iarden Sch i l l ing; das entspricht 
2 ,5 Pro zent  des gesamten B ru tto in landprodu k tes. 
D ie Wertschöpfung pro Beschäft igtem - und 
bitte . da hören S ie gut zu! - beträgt 676 1 78 S 
und war um rund 38 Pro zen t  höher a ls das Brut­
toinlandsprod u k t  je Erwerbstätigem, denn das be­
trägt näml ich  48 7 1 70 S. 

Über den Betriebsübersch u ß  wi l l  ich nicht re­
den.  das stand sowieso i n  den Zeitungen :  Es wa-

ren 5,6 M i l l iarden, die an das Budget abgeführt 
wurden ,  und zum Untersch ied von anderen Bun­
desbetrieben zahlen wir uns die Pensionen mit  
5 ,5  Mil l iarden auch noch se lber. 

Die Invest i t ionsintens i tät  beträgt pro Postbe­
dienstetem 238 730 S und  ist somit  mehr als dop­
pelt so hoch als in der gesamten österreich ischen 
Wirtschaft, den n  da s ind die I nvestitionen je Er­
werbstätigem 1 1 4 490 S .  - Dank d ieser "Chaos­
regierung" haben wir e i n  Femmeldeinvesti t ions­
gesetz. m it dem diese D inge mögl ich waren !  

Und gan z  kurz zur Le istungssteigeru ng: Die 
Arbeitsprodukt ivität be i der Post ist se it 1 964 um 
229 Prozent gestiegen .  

Bitte diese Zah len s ind  n icht i n  einer ÖG B-Pu­
b l ikation gewesen, sondern das stand i n  den "Sta­
tistisc�.en Nach richten" . 2/ 1 990, herausgegeben 
vom Osterreich ischen Statistischen Zentra lamt. 
Da sind übrigens andere i nteressante Daten auch 
noch dr innen.  

Und zu Ihnen,  Herr  Kol lege Lakner. Den 
Wunsch ,  den S ie haben.  daß die Spitzenposi t io­
nen ausgeschrieben und  auf Zeit  vergeben wer­
den ,  haben wir be i der Post erfül l t ;  bei den Gene­
rald irektoren schon sei t  langem ,  sei t  neuestem -
se it 1 .  Jänner - bei sämt l ichen P räsidenten und 
bei den Gruppenleitern der Generaldirekt ion.  
( Zwischenruf des Bllndesrates R II f1l P 0 [ d. )  Herr 
Kol lege. wen n sie e in mal eine Ahnung hätten �  
W issen S ie ,  was mir  be i  I h nen leid tut :  S ie waren 
noch n ie in ei nem Arbeitsproze ß. Ich wei ß  nicht.  
we lche Schu lb i ldung Sie haben,  aber gearbeitet 
haben Sie sicher noch n ie etwas. ( Bllildesrälin 
P a  i s c

.
h e r: Qllereinsteiger!) U nd es i st traurig .. 

wenn .. em Mensch dan n  so redet .  ( Beifall bei SPO 
und O VP. ) /3.33 

V izepräsident  Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht  vor. 

Wünscht  noch jemand das Wort? - Bitte, Herr 
Bundesrat Rumpold. 

13.33 
Bundesrat Gemot Rumpold ( FPÖ. Kärnten) :  

Sehr  geehrter Herr P räsident!  Sehr  geehrter Herr 
M i nister !  Meine seh r  ve rehrten Damen und Her­
ren !  Wen n  schon d ieses Thema he ute so hei ß d is­
kut iert worden ist und mein Kol lege Arbe iter  wie­
der Kärnten ins Spiel  gebracht hat ,  so muß ich 
ihm zuerst e inmal sagen :  Er redet ein bisse i wie 
der Bl inde von der Farbe . Das, was du da herau­
ßen gesagt hast, ist abso lut  unwahr  - dam i t  ich 
ke inen Ordnu ngsruf bekomme.  m u ß  ich das so 
sagen - ,  denn das Landeskrankenhaus in  Kärn­
ten ,  das durch dich a ls  Zentralbetriebsratsob­
mann repräsentiert wird,  hat in der Vergangen­
heit wirkl ich verabsäumt, d ie Besoldungspol it ik  
zu  organisieren (Z �l/ischeflruf des Bundesrates 
A r  b e i  t e rJ ,  sodaß w i r  gezwungen waren .  d ie 
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Besoldung der Landeskranken hausangestel lten 
anzuheben .  du  als Arbeiterbetriebsrat hast es ver­
säumt, das zu tun. (B lmdesrar A r  b e i  t e r: Wo 
denn? Wo denn ?) Nei n ,  wi rk l i ch ,  Gebhard ,  das ist 
doch e infach wahr� Es tut zwar weh ,  wenn ich d i r  
das sage . (Bwzdesrar A r  b e i  t e r :  Wo denn. bille ? 
Meinst du Klagenfun?) 

Es tut auch weh - wie ich dir vorh in  schon 
gesagt habe - ,  daß du bei der letzten Betriebs­
ratswah l  30 Prozent ver lore n  hast und wahr­
sche in l ic h  das nächste Mal d ie abso l ute Mehrheit 
verl ieren wirst. Aber gut,  das ist das Wesen der 
Demok ratie , und ich hoffe , daß das auch passiert .  
( Unruhe und Zwischenrufe . - Vizepräside/l C 
S t r 11 l z e n  b e  r g e r  gibt das Glockenzeichell . ) 

Grundsätzl ich möchte ich zu d iesem Gesetz sa­
ge n, daß in Österreich die Bea mten heute hier in 
diesem Haus mehrheit l ich repräsentiert s ind .  Die 
Mehrheit, die da herinnen s i tzt, sind Beamte . Ja 
logisch .  daß ihr natürlich für eure Geschichten 
stimmt, daß ihr für eure Geschichten verhandelt .  
(Bundesrat V e  I e l a: Es und "enk " sind Tisch ' 
wut Bänk '.') Bitte . ändert das da heri nnen und än­
dert das i m  Nationalrat. denn dann werden d ie 
Gesetze anders ausschaue n �  Man kann n icht im­
mer so arbeiten.  daß  man  d ie Beamten bevorzugt 
und a l le anderen Bürger be nachtei l igt. D iese Pol i ­
t ik wird von heute an  - und nicht  nur  von heute 
an,  sondern vom Jahr 1 �.86 an, seit d iese gro ße 
Koal it ion unhei lvol l  in  Oste rre ich wirkt  - ge­
mac ht. Man erkennt es. we n n  man d ieses Verhä lt­
nis anschaut:  I : 7. ; Bundesrat Dr. S t r i  m i t  z e r: 
Sprechen Sie es allS.' Ganz konkret, Kollege RUfl l ­
pold!) Herr Präsident Str imitzer�  850 000 Beamte 
gibt es i n  Österreich .  d re ie i nhalb M i l l ionen Er­
werbstätige gibt es i n  Öste rre ich .  Das Verhältn is 
ist 1 :  7� Auf sieben ., normale" Arbeitneh mer 
kommt ein Beamter! Ja b itte. wo sind wir denn? !  
Wahrsc he in l ich  wird das  . . . (Blmdesrat Dr. 
S i r  i m i I z e r: Das ist doch allf einer völlig 11l1de­
ren Ebene.' - Lebhafte Z�'ischellrtlfe bei der 
SPÖ. )  

Wen n  d iese Koal ition weiter so wirkt ,  werden 
wir wah rsc he in l ich bald ein u mgekeh rtes Verhält­
nis haben ,  dann werden s ieben Beamte auf e inen 
Arbei ter  kommen.  So wird das i n  Zukunft aus­
schauen !  U nd da möc hte ich sc hon e i n  bissei 
schauen,  daß da e ine Korrektur gemacht wird .  
denn so e inverstanden b i n  i c h  ja nicht .  daß d iese 
Erhöhung in d ieser Form ge macht wird .  (Bundes­
rat ALbrecht K 0 n e c n y: Da muß ein RUl1lpold 
kOl1unen!) 

Verzeihen Sie m ir. Herr M i n ister !  I ch  schätze 
Sie wirk l ic h  als Persönl ichkeit .  aber als Gewerk­
schafter muß ich I hnen e ines sagen :  Gerade d ie 
Gewerkschaft, der ÖGB, ist vom De mokratischen 
her nicht legit imiert, in  Österreich überhaupt n u r  
etwas zu sagen i n  der Öffent l ichkeit .  D e n n  d ieser 
monol i th ische undemokratische Bloc k .  der h ier  

ex istiert, hat  ke in  Recht,  h ier Verhandl unge n  zu 
führen .  Das m u ß  ich I hnen sagen ,  und das m u ß  
i c h  d e m  Herrn Verzetn itsch sagen .  ( /ronische 
Heiterkeit des Bundesrates Arbeiter. ) Ja. wi r k l ich 
wahr !  Das ist  ja wohl das ärgste , was es überhaupt 
gibt. da ß der Herr Verzetn itsch sagt, bei uns kann 
n icht  gewählt werden,  sonst gibt es  Wahlkampf 
und dann wird n icht mehr gearbei tet .  Ja .  s ind wir 
i n  e iner Demok ratie ode r s ind wir in e iner D ikta­
tur, frage ich mich da! ( Bundesrat T f1l e j: Kom­
mell Sie Zll uns! Wir habeIl im Novernber Wah len.') 
�a. Herr Kol lege, Sie sind ja �lUch nur mehr des­
halb oben.  wei l  so fu nkt ionärsmäßig gewäh lt 
wird.  Wenn e ine Urwah l bei I hne n  stattfinden 
würde,  wäre n Sie ja schon längst weg! (Bulldesrat 
T f1l e j: Das sieht man. \ras Sie für eine Ahllung 
haben ? Was haben Sie denn schon  gemach t?  Ein 
Nichtstuer.') U nd nicht nur  S ie, lind n icht  nur  Sie. 
Herr Kol lege ! (Bundesrat A r b  e i l  e r: Keine Ah­
Il lwg.' - Heflige Zh'ischellrtlfe bei  SPÖ und 
Ö VP. ) Deshalb muß  ich Ih nen sage n :  So lange 
diese soziale Sc here zwischen Beamten  und Pri ­
vatangestel lten derart auseinanderk lafft . kann ich 
ei nfach d iesem Erhöh ungsbesch lu ß nic ht zust im­
men.  ( Beifall bei der FPÖ. - Bundesrat lilg. 
P e  n z: Wie l 'ieLe Beamte hat delln der Dr. Haider 
in Kl'irnten eingespart.' Sagen Sie UIlS das.' KeineIl 
einzigen.' - Bundesrat T m  e j: Er gehört wirklich 
in den Kindergarten.' Er hat höchstens drei Jahre 
Volksschule.') 13 .37 

Vizepräsident  Waltel' Strutzenberger : Zum 
Wo rt gemeldet ist Herr  Bundesrat Drochter .  Ich  
ertei le  i h m  d ieses. 

J 3 .37 

Bu ndesrat Karl Drochter (SPÖ, N iederöster­
reich ) :  Meine sehr geehrten Damen und Herre n !  
Sehr  geehrter Herr Vorsitzender! Es  wäre verlok­
kend,  auf die Äu ßerungen des Bundesrates Rum­
pold e inzugehen und auch auf d ie Beleid igung 
von 1 ,6 M i l l ionen Gewerkschaftsm itgliedern .  Ich 
möchte aber h ier  doch sehr  ernsthaft festhaIten ,  
daß ich persön l ic h  d iese Äuße rungen für so 
d u m m  halte, daß es in  m i r  so e ine persön l ic he 
S pe rre gibt, daß ich darauf gar n icht  ei ngehen 
möchte.  

Ich möchte aber die falschen Behauptungen, 
die B undesrat Rumpold aufgestel l t  hat .  nicht im 
Rau m  stehen lassen .  (Bundesrat R I I  m p o l  d: 
Jetzt gehen Sie doch darauf ein.' Sie widersprechen 
sich! Zuerst haben Sie gesagt. Sie gehen nicht dar­
auf ein .  und jetze gehen Sie doch darauf ein.') Er 
hat gesagt. es g ibt  in  Österreich 850 000 Beamte. 
Da sieht man schon ,  auf welcher Basis und mi t  
welc hem Grundwissen.  m it welcher  Information 
er Pol i t ik  macht. wie überhebl ich er ist. wen n  er  
sich h ier  herstel lt in  einer Kam mer, die doch d ie 
Berechtigung fü r sich i n  Anspruch neh men kann,  
daß  sie a n  der Gesetzwerdung entscheidend m it­
wirkt .  (Bundesrat R II l1l p o l  d: Sehr emschei-
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dertd! Das hat sich beim Patienteflallwaltsgese tz ge­
zeigt.') 

Es gibt in Österreich, Herr Rumpold - ich 
sage zu I h nen gar nicht meh r  Herr B undesrat, 
sondern nur  meh r  Herr Rumpold , den n  a ls Bun­
desrat haben Sie sich nach meinen Dafürhalten 
sch o n  längst d isqual ifi z iert - ,  540 000 Beamte , 
es gibt rund 3 M i l l ionen unselbständig Erwerbs­
tät ige in Österreich ,  und im Vergleich, wenn wir  
den März 1 989 und den März 1 990 hernehmen,  
g ibt  es um 56 000 unselbständig Erwerbstätige 
mehr  i n  diesem Lande, das se i t  dem Jahre 1 987 -
auch da darf ich Sie korr igie ren - von einer gro­
ßen Koal it ionsregierung regiert wird .  

I ch  darf Ihnen auch sagen ,  daß  es  in  d iese m 
Land se it dem Jahre 1 987 e i n  stetiges Wirt­
schaftswachstum gibt, das s ich zwischen 3,9 und 
4,2 P rozent bewegt, Herr Ru m po ld,  und an de m 
auch  die Arbeitnehmer durch d ie  700 Kollekt iv­
verträge beziehu ngsweise über d ie Lohnabkom­
men der öffent l ich  Bediensteten i h ren entspre­
chenden Ante i l  erreic hen kon nte n .  Alle i n  im ver­
gangenen Jahr  konnten durch die Steuerreform,  
an  der der Österreichische Gewerkschaftsb und 
wesent l ich m itgewirkt hat, und dur c h  die Lohner­
h ö hungen die E inkommen der unse lbständig Er­
we rbstätigen in Öster re ich um über 60 Mi l l ia rden 
Sch i l l i ng erhöht werde n .  

Daß  das Ih nen und Ihrer Partei n icht  ange­
neh m  .\st, we i l  es Ih re ganze demagogische Pol iti k 
und Offent l ichkeitsarbeit ad absurdum führt .  
kan n  ich verstehen.  

Den Österreichischen Gewerkschaftsbu nd als 
" u ndemokratisch" zu bezeich ne n ,  m u ß  ich zu­
rückweisen .  ( Bundesrat R Li m p 0 [ d: Ist er.') Ich 
spreche I h nen  hier auch öffe nt l i ch  das Recht ab, 
s ich  dazu äußern ,  we i l  Sie n icht e inmal  noch den 
ernsthaften Versuch gemacht haben ,  sich mit die­
se r Organisation auseinanderzusetzen (Bundesrat 
R lt m p 0 [ d: Sie können mir gar nichts abspre­
c!zen.' ) ,  d ie i n  i h ren Statuten gesch rieben hat und 
es auch in der Vergangenheit ,  in e iner Zeit unter 
Bewe is gestel l t  hat, d ie Ihnen  v ie l le icht unange­
ne h m  ist, d iesen fre ien Staat wiederzuerrichte n 
und auch aufrechtzuerhalten. 

Welche Meinung Ihre Parte i zur Gewerk­
schaftsbewegung und zu den e inzelnen Gewerk­
schaften hat,  ist ja h i n längl ich bekannt, aber was 
d ie  unse lbständig E rwerbstätigen von I h re r  Parte i 
halten,  Herr Rumpold,  das ist Ihnen auch schon 
x- mal manifestiert worden. Ich darf hier nur auf 
die Personalvertretungswahlen beziehungsweise 
auf  die Betriebsratswahlen verweisen ,  d ie in re­
ge l mä ßigen Abständen stattfinden.  Wen n  S ie we i ­
ter h i n  so e ine Pol i t i k  machen ,  dann werden Sie 
persönl ic h  sicher l ich n ichts dazu beitragen ,  daß 
Sie in den e inzelnen Gewerkschaften und somit  
auch im ÖGB stärker werden. 

Es gibt sehr  viele Repräsentanten Ihrer Partei ,  
d i e  über d i e  H intertür immer wieder  i n  den e in ­
zelnen Gewerkschaften und im ÖGB vorspre­
chen, ob sie n ich t  da oder dort über Gebühr be­
rücksicht igt werden kön nten .  Das wurd e  bisher 
abgelehnt, den n  die Stärke der einzelnen po l it i ­
sche�. G ruppierungen i n  den Gewerkschaften u nd 
i m  Osterreich ischen Gewerkschaftsbund fu ßt  
aussch l ieß l ich auf  Wahlergebnissen der Personal­
vertretungswah len  und der Betr iebsratswahle n. 
(Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 13. .J� 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner ertei le ich Herrn Präsidenten 
Strim itzer das Wort .  

1 3 .",� 
Bundesrat D r. Mart in  Strimitzer (ÖVP,  Tiro l ) :  

Herr P räsident !  Herr  Bundesminister !  Meine seh r  
geehrten Damen u n d  Herren !  Sie werden vie l­
leicht schon festgeste l l t  haben, daß ich m ich  nor­
malerwe ise wirk l ich bemühe.  nicht von E motio­
nen geplagt zu werden,  und daß ich mich weiters 
bemühe,  darauf bedacht zu se in ,  in  den Wortmel­
dungen U mgangsformen zu  finden ,  d ie  n icht ver­
letzend sind. Aber er lauben Sie m i r  nun doc h .  
Herr Kol lege Rumpold.  I hnen h ier seh r  deutl ic h  
sagen zu  d ü rfen ,  d a ß  Ihre Wortmeldung die pr i ­
m it ivste gewesen ist, die ich in  diese m Hause je­
mals er lebt habe. (Langanhallender Beifall bei 
Ö VP und SPÖ. - Bundesrat R u m  p o l  d: Sie 
Izäucn das allfschreiben sollen und 1'0/11 Blatt le­
sen.') S ie haben ,  Herr Kol lege , au ßer P lat itüden 
h ier  wirk l ich n ich ts zu bieten gehabt. 

LJssen S ie mich  weiter sagen, daß d ie F rage der 
Zahl der Beamten eine Seite ist. Zu d ieser Beam­
tenzahl muß man ja, glaube ich, doch vö l l ig k la r  
festhalten .  d a ß  doch d ie Beamten selber es n icht  
s ind, d ie sozusagen s ich selber d ie entsprechenden 
Beamtendienstposten bewi l l igen ,  sondern daß,  
wenn s ich ihre Zah l erhöht, d ies eben aufgrund 
der öffent l ichen Dienstleistungen ,  aufgrund der 
i mmer stärker werdenden Anforderungen an die 
öffent l iche Hand,  aufgrund der Tatsache. daß von 
der öffent l ichen Hand immer mehr  öffentl iche 
Leistungen gefordert werden,  aufgru nd der im­
mer  größeren Zah l  der  Gesetze notwendig ist. Es 
is t  ja keine Frage , daß, je mehr Gesetze gemac ht 
werden,  eben u mso mehr Leute benötigt werden,  
d ie  d iese Gesetze dann sch l ießl ich und  end l ich  
auch  vo l lziehen .  

Und lassen S i e  m ich I h nen wi rk l ic h  sehr k lar  
und deutl ich auch sagen: Der öffent l iche Dienst 
- insbesondere a uch die Gewerkschaft öffent l i ­
cher D ienst - hat  sich immer zu e iner  Verwal ­
tungsrefor m  bekannt .  Aber bitte d ie Zauberfor­
mel,  d ie  kann natür l ich n ic ht gelten ,  daß  mit  im­
mer wen iger öffe nt l ic hem Personal u nd mi t  im­
mer  sch lechter besoldete m  öffentl ichem Personal 
- wie S ie es unter Umständen gerne hätten -
immer meh r  öffent l iche Aufgaben erfül lt werden .  
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Diese Zauberformel, b i tte schön ,  d ie kann tat­
säch l ich nicht in die Real i tät umgesetzt werden .  

Ich möchte m ich gar n icht  mehr  a l lzuse h r  i n  
diese Materie vertiefen ,  wei l  Herr Kol lege Droch­
tel' als kompetenter Vertreter des ÖGB sic h ja 
schon geäu ßert hat zur Frage der Legit imität der 
Gewerkschaft, daher nur so viel auch meinerseits 
dazu:  Ich möch te I h nen  doch sagen ,  daß gerade 
im öffentl ichen D ie nst die Legit imität des Öster­
reich ischen Gewerksc haftsbu ndes fü r d ie Ver­
handlungen  um Verbesserungen der dienst- u nd 
besoldungsrecht l ichen Ste l lung oder zumindest 
um eine Nichtabkoppe lung - Herr Kol lege Rum­
pold . das möch te ich auch sehr  k lar  sagen - von 
eier  a l lgeme inen  E i nkommensentwicklung se h r  
woh l  gegeben ist .  

Lassen Sie m ich  noch bei der Frage der N ic ht­
abkoppelung von der a l lgemeinen Einkommens­
entwicklung ble iben.  Das kann ja doch woh l  auch 
n icht  Ihr  Ernst gewesen sein ,  Herr Kollege Rum­
pold . da ß S ie  mit Rücksicht auf die große Zahl  
der  öffentl ich Bediensteten .  d ie S ie angezogen ha­
ben. verlange n ,  daß d ie  öffent l ich Bed iensteten .  
eben wei l  i h re Zahl so hoch ist , sc h lechter beso l­
det . .  werde n als d ie übrigen E inkommensgru p pen  
i n  Osterreic h .  

Aber zurück jetzt zur  F rage der Legit imität. I c h  
darf doch festhalten.  d a ß  w i r  gerade i n  d e r  Ge­
wer kschaft öffentl icher D ienst. der die öffent l ich 
Bediensteten z ugehören - wen n  ich von den Be­
re ichen der Post- , der G e me indebediensteten u nd 
der Eisenbahner absehe.  die ebe nfal ls u nter d ie 
große Gruppe auch des öffentl ichen Dienstes e in ­
ge reiht werden - , Organ isationsgrade von  60 

und mehr Prozent haben .  Es gibt Bereiche, i n  de­
nen die öffent l ich Bed iensteten sich zu 80 und 90 
und noch mehr  Prozent  zusammengesch lossen 
haben. 

U nd ich sage Ihnen absch l ie ßend nur fo lgen­
des, Herr Kol l ege Rum pold : Die öffentl ich Be­
diensteten sch l i e ßen sich deswegen zur gewerk­
sc haftl ichen O rgan isat ion zusammen.  um gerade 
jene ungerec h tfert igten Attacken abzuwe h ren ,  
die von I hrer Seite - von I hnen, von I h rem Lan­
deshauptmann u nd Parteiobman n Haider - a us­
gehen . In d iesem S inne ist die Leg it imation der 
Gewerkschaft öffentl icher Dienst beziehungswei ­
se des ÖGB für  das E i ntreten für die Interessen 
der öffentl ich Bediensteten vollauf gerechtfertigt. 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  /3.47 

Vizepräsiden t  Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht  vor .  

Wünscht noch jemand das Wort? - (Bundesrat 
A r  b e i  ( e  r: Eine Berichtigung! - Bundesrat 
R II m p o l  d: Tatsächliche Berichtigung heißt das! 
Nicht einmal das weißt  du!) Moment! Zu e i ner  
tatsäch l ichen Bericht igung, deren Dauer fün f  Mi -

nu ten  nicht überschre iten darf, erteile i ch  Herrn 
Bundesrat Arbeiter das Wort.  Bitte, zur tatsächl i ­
chen Berichtigung! 

13"'/8 
Bundesrat Gebhard Arbeiter (SPÖ, Kärnten) :  

Herr  Präsident !  Herr Bundesmin ister !  Meine sehr  
geehrten Damen und Herre n !  Eine tatsäch l iche 
Berichtigung: Kol lege Rumpold hat gesagt, die 
Bezugsansätze der Bed iensteten in  Krankenan­
stalten sind angehoben worden .  Das ist eine 
Falschmeldu ng. Es gibt weder einen Antrag noch 
e i nen Bezugsansatz der Gehälter !  Das nur zur 
Richt igste l lung, denn es wü rde h ier e i n  falsches 
Bi ld ergebe n .  Diese Bezugserhöhung ist bisher 
n icht - weder :.wf dem Papier noch tatsächl ich -
gekommen. sondern es handelt sich derzeit nur  
um Ve rsprech ungen der  F reiheit l ichen Partei . 
1 3.·JI) 

Vizepräs ident Walter Strutzenberger: Es gibt 
ke ine we iteren Wortmeldungen  mehr. 

Die Debatte ist gesch losse n .  

Wird vom Herrn Berichterstatter e i n  Sch luß­
wort gewü nscht '? - Das ist n icht  de  rFa l 1 .  

D ie Abst imm ung über d ie vorl iegenden Be­
sch lüsse des Nationalrates e rfo lgt getrennt .  

Bei der ge trennt durchgeführten A b s t i l1l -

m li 11 g beschließt der Bundesrat mit Stimmen­
mehrheiT. gegen die beiden Gesetzesbeschlüsse des 
,Vationalrates k e i  fl e n E i  II s p r  11 C Iz Zll erhe­
ben. 

1 0. Punkt:  Wahl der Vertreter Österreichs in die 
Parlamentarische Versammlung des Europara­
tes (42. Sitzungsperiode 1990/ 1 99 1 )  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 1 0 . Punkt  der Tagesordnung:  
Wahl von Vertretern Österreichs in  die Parla­
mentarische Versammlung des E uroparates. 

Österreich hat Anspruch auf die Entsend u ng 
von sechs Mitgl iedern  und sec hs Ersatzmitgl ie­
dern in  die Parlamentarisc he Versammlung des 
E u roparates. Nac h einer Parteienvereinbarung 
e ntfallen für die kom mende 42.  Tagu ngsperiode 
e i n  Mitglied und zwe i Ersatzmitgl ieder auf den 
B undesrat; fünf Mitgl ieder u nd vier Ersatzmit­
g l ieder hat der Nationalrat gewählt .  Die Wah l  er­
fo lgt für die gesamte, rund e i njährige Dauer der 
Sitzungsperiode. 

Es sind mir folgende Wahlvorsc hläge zugekom­
men:  

Als  Mitgl ied Präsident des Bundesrates Dr. 
Martin Strim itzer u nd als E rsatzmitgl ieder die 
Bu ndesräte Albrecht  Konecny und Dr .  h. c .  Man­
fred Mautner Markhof vom Bu ndesrat aus i n  die 
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Parlamentarische Versa m ml u ng des Europarates 
zu entsenden. 

Wird d ie Durchfüh rung der Wahl m ittels 
Stim m zettel bez iehungsweise für jeden der zu no­
min ie renden Delegierten gesondert gewünscht? 
- Es ist d ies nicht der Fal l .  

Ich  werde daher  gemäß § 56 der Geschäftsord­
nung d ie Wahl unter e inem u nd durch Handzei ­
chen vornehmen lassen .  

I ch  b i tte jene Bu ndesräte, d i e  den bekanntgege­
benen Wah lvorschlägen ihre Zust i mmung geben . 

um e i n  Handzeichen.  - Dies ist St immenein heI­
l igkeit .  Die Wah lvo rsch läge sind somit a n  g e -
n o  m m e  n .  

D ie  Tagesord nung ist e rschöpft . 

Ich gebe noch bekannt,  da ß seit der letzten be­
zieh ungsweise in der heutigen S itzung i nsgesamt 
sieben Anfragen,  686/J bis 692/J , e ingebracht 
wurden .  

D ie E inberufung der n ä c h s t e n Sitzung  des 
Bundesrates w i rd auf sc hrift l ichem Wege erfol­
gen .  Als Sitzungstermin ist  Donnerstag, der 
1 9 . Apr i l  1 990, 9 Uhr , in Aussicht genommen.  

Für  die Tagesordnung dieser S itzung k o m men 
jene Vorlage n in Betracht, d ie der Nationa lrat  bis 
dahin verabsch iedet haben wird.  soweit sie dem 
Einspruchsrech t  beziehungsweise dem Zustim­
m ungsrecht des  Bundesrates unte rl iegen.  

Die Ausschu ßvorberatu ngen sind für M itt­
woch ,  den 1 8 .  April  1 990, ab 1 5 . 30 Uhr , vorgese­

hen . 

Die Sitzung ist g e  s c h i  0 s s e n . 

Schluß der Sitzung :  1 3  Uhr 52 Minuten 

Öste rre ich isc he Staatsd ruckere i .  90 0 1 5 6  
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